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Deutschlands Bahnen fahren im falschen Finanzierungsmodus. Marode Anlagen, 
Sanierungsstau und steigende Kosten sind nur die sichtbaren Symptome. Dahinter 
steckt eine Finanzarchitektur, die teuer, intransparent und voller Fehlanreize ist. Mit 
dem neu eingerichteten „Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität“ stehen 
jetzt Milliarden für Verbesserungen bereit. Das ist ein wichtiger Schritt. Um möglichst 
große Wirkung zu entfalten, sind jedoch grundlegende Reformen nötig. Denn das heu-
tige Finanzierungsmodell ist unnötig kompliziert und zementiert hohe Kosten. Grund-
sätzlich fi nanziert der Bund Aus- und Neubau der Schiene sowie Ersatzinvestitionen. 
Für Betrieb und Instandhaltung ist die InfraGO zuständig – eine 2024 gegründete In-
frastrukturtochter der Deutschen Bahn AG, die vollständig dem Bund gehört. Diese 
Aufteilung der Zuständigkeiten ist unüblich: In anderen europäischen Ländern über-
nimmt der Staat auch Teile der Betriebs- und Instandhaltungskosten. Begründet wird 
die Aufspaltung hierzulande mit fi skalischer Disziplin: Die Infrastruktur soll sich mög-
lichst selbst tragen, idealerweise sogar eine Rendite abwerfen. Das klingt gut, hat aber 
unbeabsichtigte Folgen, die die Schienenfi nanzierung teurer als notwendig machen.

Um ihre Kosten zu decken, erheben die Infrastrukturbetreiber Trassenpreise, eine Art 
Maut für die Gleisnutzung. Die Besonderheit in Deutschland: Da ein wirtschaftlicher Be-
trieb angestrebt wird, sollen die Trassenpreise die vollen Kosten der InfraGO decken. 
Zusätzlich zu den unmittelbaren Kosten des Zugbetriebs, die europarechtlich vorge-
schrieben sind, werden deshalb Aufschläge für Abschreibungen und Kapitalkosten in-
klusive einer Eigenkapitalrendite in Rechnung gestellt – sogenannte Vollkosten. Mit den 
Jahren wurde deutlich, dass dieses Modell nicht aufgeht. Die Vollkostenaufschläge ma-
chen derzeit den Großteil des Trassenpreises aus. Im Jahr 2025 waren es mindestens 
60 %, im Personenfernverkehr sogar bis zu 90 %. Das führt zu hohen Trassenpreisen. 
Um die Wettbewerbsfähigkeit der Schiene nicht zu untergraben, hat der Bund nach und 
nach mehr Kosten übernommen und ad hoc weitere Förderungen eingeführt. Der Bund 
unterstützt etwa die InfraGO fi nanziell, sodass diese die Preise für die Bahnbetreiber 
reduzieren kann. Zusätzlich überweist er Geld für Investitionen als Zuschüsse, die we-
der verzinst noch abgeschrieben werden müssen, was indirekt die Trassenpreise senkt. 
Das resultierende Finanzkonstrukt ist voller Fehlanreize und unnötiger Kostentreiber.

Zunächst die Folgekosten der Rendite: Wenn wir Bahn fahren, zahlen wir aufgrund 
der Vollkosten nicht nur für die Kosten, die der InfraGO entstehen, weil unser Zug 
über ihr Netz rollt; wir zahlen unter anderem auch eine Rendite, die die InfraGO über 
die Gewinnabführung an die Deutsche Bahn und schließlich an den Bund ausschüt-
tet. Die Gewinne werden vom Bund wiederum für Ersatzinvestitionen zur Verfügung 
gestellt. Dieser Kreislauf ist nicht nur kompliziert, er hat auch unerwünschte Neben-
wirkungen: Um eine Rendite fi nanzieren zu können, ohne die Trassenpreise in astro-
nomische Höhen steigen zu lassen, muss die InfraGO bei Betrieb und Unterhalt des 
Netzes sparen. Werden aber Schäden nicht rechtzeitig behoben, werden aus Repa-
raturen Ersatz investitionen, für die dann der Bund zahlt. Aus dem Versuch, das Schie-
nennetz besonders effi  zient zu machen, wird so ein Anreiz, es verkommen zu lassen. 
Ein weiterer Kostentreiber sind Eigenkapitalzuführungen. Seit dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts im Herbst 2023 tut sich die Bundesregierung sehr schwer, 
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die Schuldenbremse einzuhalten. Also ging man einen Schritt weiter und ersetzte 
die Zuschüsse an die Deutsche Bahn durch Eigenkapital. Diese Eigenkapitalaufsto-
ckung hat einen Vorteil: Sie fällt nicht unter die Schuldenbremse. Der Bund investiert 
schließlich in eine Finanzanlage, die Geld bringt, wodurch es als fi nanzielle Transakti-
on gilt. Anders als bei einem Zuschuss wird bei einer Eigenkapitalaufstockung jedoch 
eine Rendite erwartet. Wenn der Bund als Investor der Bahn mehr Kapital gibt, muss 
die Bahn mehr Rendite abwerfen. Die Folge sind sprunghafte Anstiege der Trassen-
preise, die nicht nur Verkehrsunternehmen, sondern auch die Bauwirtschaft treff en. 
Höhere Transportkosten verteuern Bauprojekte – ironischerweise auch jene an der 
Schiene selbst. Als Nebeneff ekt steigen so die Kosten des Schienenausbaus.

Trotz einiger kurzfristiger Verbesserungen bestehen vergangene Fehler fort, die ge-
genwärtige Konstruktion bleibt widersprüchlich. 2026 soll der Erhalt wieder restlos 
über Zuschüsse aus dem Sondervermögen gedeckt werden. Bis 2029 sind auch 
schon Zuschüsse von bis zu 15,5 Mrd. € jährlich eingeplant. Das ist zweifellos ein 
Fortschritt, adressiert aber nicht das grundsätzliche Problem: die Abwesenheit ei-
nes verlässlichen Finanzierungssystems, das Kostenoptimierung zumindest möglich 
macht. Die Kurzfristigkeit der aktuellen Finanzierung führt auch dazu, dass die Bau-
wirtschaft nie dauerhaft Kapazitäten aufbaut und so die Preise sehr schnell steigen. 
Hinzu kommt noch, dass die Bahn nach einem kurzfristigen öff entlichen Geldregen 
pfl ichtbewusst ankündigt, das Geld möglichst schnell zu verbauen. Dann weiß jeder 
Bauunternehmer, wo die Verhandlungsmacht liegt. So werden Projekte schnell um 
ein Vielfaches teurer als notwendig. Wer den Sanierungsstau kosteneffi  zient überwin-
den will, muss deshalb mehr bieten als jährlich neu zu verhandelnde Budgets.

Die Dysfunktionalität dieses Finanzierungssystems ist bekannt. Durch die Novelle des 
Bundesschienenwegeausbaugesetzes im Sommer 2024 kann der Bund nun auch die 
Instandhaltung bezuschussen. Auch im Koalitionsvertrag fi ndet sich schließlich die 
Absicht, das Trassenpreissystem zu reformieren. Die neuen Mittel des Sonderver-
mögens können ihre volle Wirkung erst entfalten, wenn mutige Reformen angestoßen 
werden. Erstens: Renditeziele des Bundes für die InfraGO senken. Die Schiene ist Teil 
der öff entlichen Daseinsvorsorge – kein reines Wirtschaftsgut. Gewinne aus der Inf-
rastruktur sind weder sachlich erforderlich noch fi nanzpolitisch sinnvoll. Mittelfristig 
sollte die InfraGO so weiterentwickelt werden, dass die Infrastruktur ohne Gewinnan-
spruch betrieben werden kann – wie im Bahnmusterland Schweiz. Zweitens: Trassen-
preise sollten sich, wie in einigen anderen europäischen Ländern, mittelfristig an den 
unmittelbaren Nutzungskosten orientieren. Was das Aufkommen nicht deckt, trägt der 
Bund – wie bei den Bundesstraßen. Das senkt Preise, stabilisiert sie langfristig und 
macht die Finanzierung transparenter. Kurzfristig kostet das zwar mehr, mittelfristig 
spart es allerdings Geld und Aufwand. Das kommt der Schiene wie dem Bundeshaus-
halt zugute, sofern der Übergang mit einem tragfähigen Finanzierungskonzept unter-
legt wird. Drittens: Statt wachsender Einzelzuschüsse braucht es eine klare Finanzie-
rung auf zwei Säulen: transparente Nutzerentgelte plus staatliche Zuschüsse, die sich 
am realen Bedarf orientieren. Ein mehrjähriger Finanzierungsrahmen wie in Österreich 
oder ein Eisenbahnfonds nach Schweizer Vorbild würde langfristige Planungssicher-
heit und eine stabile Investitionsgrundlage schaff en.

Den über die Jahre aufgelaufenen Investitionsrückstand der Bahn möglichst schnell, 
kosteneffi  zient und unter möglichst geringer Beeinträchtigung des Betriebs zu be-
seitigen, ist eine große Herausforderung. Die Mittel des Sondervermögens eröff nen 
Chancen, greifen aber nur, wenn sie von einer konsistenten Reform der Finanzie-
rungsarchitektur fl ankiert werden: weg von Vollkosten, ausufernden Zuschüssen und 
bilanziellen Kreisläufen, hin zu einer klaren, an den Bedarfen orientierten Strategie. 
Best Practices anderer Länder zeigen, wie es geht.
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Klimapolitik

Mehr ökonomische Rationalität

Dieser Tage kann man ein weiteres Beispiel dafür beob-
achten, wie die deutsche Klimapolitik zuweilen den Kli-
maschutz und auch die ökonomische Rationalität aus 
den Augen verliert. Bis Jahresende sollen 514.000 CO2-
Emissionszertifi kate gelöscht werden. Der Schritt folgt laut 
Umweltbundesamt (UBA) auf die Abschaltung der Kohle-
kraftwerksblöcke Neurath A und Frechen im Jahr 2022. Der 
Antrag auf Löschung wurde – noch von der Vorgängerre-
gierung – bereits Anfang April in Brüssel eingereicht; UBA 
und BMUKN verkündeten letzte Woche, man sichere so 
den Klimanutzen des Kohleausstiegs ab. Viele Medien folg-
ten dieser Lesart weitgehend und erklärten, dass die Still-
legung deutscher Kohlekraftwerke mit dieser Maßnahme 
nun tatsächlich zu weniger CO2 führte. Doch diese Interpre-
tation ist falsch: Der europäische CO2-Ausstoß geht zwar 
zurück, aber dafür brauchte man nicht den Kohleausstieg. 
Es wäre auch denkbar gewesen, die Emissionszertifi kate 
unabhängig von der Kraftwerksstilllegung aus dem Markt 
zu nehmen. Eine ineff ektive Maßnahme wird nicht dadurch 
eff ektiv, dass eine andere Maßnahme das Ziel erreicht.

Im Europäischen Emissionshandel ist die Gesamtmenge 
an CO2 EU-weit gedeckelt, die Kraftwerke und Industrie 
im Stromsektor emittieren dürfen. Wird in Deutschland 
ein Kraftwerk stillgelegt, sinkt die Nachfrage nach Zertifi -
katen, aber nicht deren Menge. Nicht benötigte Zertifi kate 
wandern einfach zu anderen Schornsteinen – etwa von 
Kohlekraftwerken in anderen EU-Staaten. Die deutschen 
Emissionen sinken, die europäischen nicht. Der soge-
nannte Wasserbetteff ekt: Emissionen verlagern sich nur, 
statt zu verschwinden.

Dieser Eff ekt wird in der nationalen Klimapolitik regel-
mäßig ignoriert. Mitunter hört man das Argument, selbst 
wenn nationale Maßnahmen die EU-Emissionsmenge 
nicht reduzieren, erhöhten niedrigere CO2-Preise die po-
litische Akzeptanz. Das überzeugt kaum: Ein nationaler 
Alleingang, der die heimischen Klimaschutzkosten erhöht, 
Verschmutzer im Ausland entlastet und EU-weit keine 
Emissionen mindert, hilft dem Klima nicht, sondern entlas-
tet andere Länder. Teile der Politik möchten nun dem Was-
serbetteff ekt entgehen und dem Kohleausstieg zu einer 
Wirkung verhelfen, indem sie die freigewordenen Zertifi ka-
te nicht weiterverkaufen, sondern endgültig löschen. Doch 
die Löschung der Zertifi kate ändert nichts an dem Was-

DOI: 10.2478/wd-2025-0155

Wirtschaftsdienst, 2025, 105(9), 612

JEL: H23, Q52, Q58

©  Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.

serbetteff ekt durch den nationalen Kohleausstieg. Denn 
eine Politik, die nur Zertifi kate löscht, ohne zusätzliche Mil-
liarden für eine nationale Kohlestrategie auszugeben, wäre 
genauso klimarelevant und wesentlich günstiger. Manche 
wenden ein, die sogenannte Marktstabilitätsreserve und 
Anpassungen der Emissionsobergrenze sorgten dafür, 
dass nationale Alleingänge letztlich doch Wirkung zeigten. 
Bei der Marktstabilitätsreserve werden überschüssige 
Zertifi kate aus dem Markt genommen und gegebenenfalls 
später zurückgegeben – oder auch gelöscht. Doch diese 
Mechanismen sind kompliziert und es ist zumindest um-
stritten, ob bzw. wie stark sie wirken. Letztlich ist diese 
Frage aber auch für unser Argument irrelevant, denn in 
all diesen Fällen kosten nationale Alleingänge zusätzliche 
Ressourcen, ohne aber Emissionen über die gelöschten 
Zertifi kate hinaus reduzieren zu können.

Dass es die Politik mit der internationalen Eff ektivität ih-
rer Klimapolitik häufi g nicht wirklich ernst meint, zeigt sich 
auch daran, wie selektiv das Wasserbett-Argument ange-
wendet wird. Wer nationale Maßnahmen durch Löschun-
gen rechtfertigen möchte, müsste konsequenterweise 
auch für andere nationale Politikmaßnahmen zur CO2-
Vermeidung Zertifi kate vernichten – etwa beim subven-
tionierten Zubau erneuerbarer Energien in Deutschland. 
Doch davon ist keine Rede. Auch bei der Löschung der 
Zertifi kate stellt sich die Frage, ob nationale Alleingänge 
sinnvoll sind. Die Zahl der Zertifi kate ist so festgelegt, 
dass Europa seine Klimaziele erreicht. Wer also Zertifi kate 
löschen will, müsste eigentlich argumentieren, dass diese 
Ziele nicht ausreichen und deswegen zusätzliche nationa-
le Löschungen gerechtfertigt sind. Diese Argumentation 
fi ndet man in der politischen Diskussion nicht.

Deutschland muss und wird aus der Kohle aussteigen. 
Nichts ist wichtiger im Kampf gegen den Klimawandel 
als die Abkehr von der Kohle. Die Frage ist also nicht, ob, 
sondern wie. Dass der CO2-Zertifi katehandel wirkt, zeigt 
EnBW. Der baden-württembergische Energieversorger 
plant seinen Kohleausstieg für 2028, ganz ohne Milliar-
densubventionen und unter Verzicht auf Zertifi katserlöse. 
Wirtschaftlich lohnt sich Kohle schlicht nicht mehr. Bes-
ser als eine ineff ektive und teure nationale Klimapolitik 
durch eine andere Maßnahme nachträglich zu rechtfer-
tigen zu versuchen, wäre es also, den Emissionshandel 
seine Aufgabe machen zu lassen und die so eingesparten 
Finanzmittel dort einzusetzen, wo sie den größtmöglichen 
globalen Klimanutzen versprechen. Dazu gehören ins-
besondere Innovationen, die die grüne Energie günstiger 
machen und dadurch die Transformation in allen Ländern 
der Welt erleichtern.

Prof. Dr. Axel Ockenfels; Prof. Achim Wambach, Ph.D.

Universität zu Köln; ZEW Mannheim
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Kommentar

Gesundheitsagenda 2030

Welche Reformen es jetzt braucht

Zwei zu eins. Diese Relation bestimmt unsere nähere 
Zukunft: Für zwei „Babyboomer“, die in Rente gehen, 
kommt lediglich eine Nachwuchskraft neu in den Arbeits-
markt. Die Folgen sind bereits jetzt zu spüren. Es fehlen 
Lkw-Fahrer, der Einzelhandel beklagt viele off ene Stellen, 
Handwerker fi nden keinen Nachfolger, die Gastronomie 
schränkt ihre Öff nungszeiten mangels Personals ein. 
Auch im Gesundheitswesen: Stellen bleiben lange unbe-
setzt, Hausarztpraxen fi nden immer schwieriger Nach-
folger. Wenn doppelt so viele Menschen in Rente gehen 
wie nachkommen, baut sich auf die Erwerbstätigen ein 
gewaltiger Druck auf. Die bereits bei 42 % des beitrags-
pfl ichtigen Einkommens liegenden Sozialabgaben laufen 
bis 2035 auf 50 % zu, wenn nicht gegengesteuert wird. 
Es wäre seit den 1970er Jahren möglich gewesen, Vor-
kehrungen zu treff en. Sie unterblieben aber. Stattdessen 
gießt die Politik mit der „Rente mit 63“ Öl ins Feuer. Inzwi-
schen gesellen sich noch weitere heftige Herausforderun-
gen hinzu: der Klimawandel, wachsende Kriegsgefahren, 
Deglobalisierung, eine schlechte Infrastruktur in Deutsch-
land und eine stetige Ausweitung von Regulierung und 
Bürokratie, welche die Volkswirtschaft ausbremst.

Wenn wir keine Gegenmaßnahmen einleiten, wird die 
stotternde Volkswirtschaft kaum wieder ans Laufen kom-
men. Dann wird es eng. Das Gesundheitswesen bean-
sprucht etwa 12,5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Für 
die Verteidigung sollen es bald 5 % werden. Die Aufwen-
dungen für Renten werden steigen. Und um den Klima-
wandel abzumildern, werden ebenfalls Ressourcen benö-
tigt. Ohne ein Wachstum der Volkswirtschaft sind enorme 
Verteilungskämpfe zu erwarten. Sie sollen nun durch die 
Aufnahme von Schulden in einer noch nie dagewesenen 
Größenordnung in die Zukunft verschoben werden, wo-
durch zusätzlich noch enorme Zinslasten entstehen.

Ohne hohes Wirtschaftswachstum müssen entweder 
(i) noch mehr Schulden gemacht und die Lasten weiter in 
die Zukunft verlagert werden oder (ii) Steuern und Abga-
ben erhöht werden, was die Bereitschaft, Leistung zu er-
bringen, schwächt, sodass weniger volkswirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung stehen, oder (iii) auf eine hohe 
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Infl ation hingewirkt werden, um den realen Wert der Staats-
schulden zu mindern, was zu einer schleichenden Enteig-
nung derjenigen führt, die sich etwas angespart haben. 
Keine dieser Maßnahmen klingt verlockend. Besser wäre 
es, Maßnahmen zu ergreifen, die die Volkswirtschaft von ih-
ren regulatorischen Hemmschuhen befreien, und Schulden 
konsequent nur für solche Investitionen aufzunehmen, die 
eine volkswirtschaftliche Rendite versprechen.

Für das Gesundheitswesen besteht so gut wie kein Spiel-
raum, seinen hohen Anteil am BIP weiter zu erhöhen. Um 
Rationierung von Leistungen zu vermeiden, sollten wir 
daher vermeidbare Nachfrage reduzieren, die Produktivi-
tät erhöhen und dem Personalmangel durch Arbeitsanrei-
ze und qualifi zierte Zuwanderung begegnen. Außerdem 
braucht es die Einführung einer maßvollen, sozialverträg-
lichen Eigenbeteiligung der Patienten von maximal 1 % 
ihres beitragspfl ichtigen Einkommens, um ein größeres 
Kostenbewusstsein zu schaff en und den Beitragssatz zu 
stabilisieren. Zudem benötigen wir Lotsen im Gesund-
heitssystem im Sinne eines Primärversorgungssystems, 
unterstützt durch KI-basierte Entscheidungshilfen. Dies 
würde die Zahl teurer Facharzt- und Notfallbehandlungen 
senken und die Behandlungspfade optimieren. Ohnehin 
muss die strikte Trennung zwischen ambulanter und stati-
onärer Notfallversorgung aufgehoben werden. Integrierte 
Notfallzentren und digitale Leitstellen können Patienten in 
die jeweils angemessene Versorgungsform manövrieren. 
Der Leitstellenkoordinator wird ebenso wie ein Telearzt 
zum Schlüssel des modernen Notfallwesens. Parallel da-
zu sollten qualifi zierte Pfl egekräfte eigenverantwortlich 
defi nierte medizinische Tätigkeiten übernehmen.

Bei Arzneimitteln müssen sich Medikamente an ihrem 
tatsächlichen Zusatznutzen messen lassen. Durch eine 
Preisobergrenze pro gewonnenes Lebensjahr ließen sich 
Mondpreise für Medikamente mit geringem Nutzen ver-
meiden. Die elektronische Patientenakte muss auf indivi-
dueller Ebene zum digitalen Rückgrat des Systems wer-
den. Sie verhindert Doppeluntersuchungen und spart viel 
Zeit beim Zusammensuchen der Befunde. Der eigentliche 
Gamechanger wäre eine einheitliche digitale Infrastruktur, 
die alle Akteure im Gesundheitswesen verbindet. Schließ-
lich wäre Prävention, die am Lebensstil der Menschen an-
setzt, ein weiterer Meilenstein. Dies kann gelingen, wenn 
ökonomische Anreize justiert werden und die Bevölke-
rung niedrigschwellige Angebote bekommt, etwa Ge-
sundheitsangebote in sozial benachteiligten Stadtteilen. 
Entscheidend ist: Die Effi  zienz des Gesundheitssystems 
muss bei allen Vorschlägen im Fokus stehen. Dies erfor-
dert Mut, den zu erwartenden Widerständen zu trotzen.

Prof. Dr. Boris Augurzky

RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung
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Steuererklärung

Zeit für Vereinfachung

Die Einkommensteuererklärung in Deutschland ist zu 
kompliziert und führt dadurch zu überhöhten Befol-
gungskosten auf Seiten der Steuerzahler sowie zu ei-
nem übermäßigen administrativen Aufwand bei der Fi-
nanzverwaltung. Mantzaris und Fošner (2024) schätzen, 
dass die Steueradministrations- und Befolgungskosten 
in Deutschland zusammen ungefähr 20 % des gesamten 
Steuereinkommens ausmachen. Auch wenn diese Schät-
zung sehr hoch wirkt, sind die Kosten auf jeden Fall in ei-
ner Größenordnung, die das Thema relevant und dringlich 
machen.

Diesem Thema widmet sich ein kürzlich erschienenes 
Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes-
ministerium der Finanzen (2025). Das Gutachten geht im 
Detail auf die bestehenden Abzugsmöglichkeiten ein. Es 
gibt oft theoretische Argumente, die diese Abzugsmög-
lichkeiten rechtfertigen. Am Beispiel der Aufwendungen 
für Pendler lässt sich etwa anführen, dass diese notwen-
dig sind, um zur Arbeitsstelle zu gelangen, und daher im 
Sinne des Leistungsfähigkeitsprinzips abzugsfähig sein 
sollten.

Dabei würde ich anmerken, dass das Leistungsfähig-
keitsprinzip insofern ungenau angewendet wird, als es 
sich ausschließlich auf nominale Werte bezieht. Die tat-
sächliche Leistungsfähigkeit einer Person mit Wohnsitz 
in einem Gebiet mit hohen Lebenshaltungskosten ist je-
doch geringer als die einer Person in einer Gegend mit 
niedrigen Lebenshaltungskosten. Da viele Pendler außer-
halb von Stadtzentren – und damit meist in Gegenden mit 
niedrigeren Lebenshaltungskosten – wohnen, spricht dies 
eher gegen eine großzügige Abzugsfähigkeit von Pend-
leraufwendungen. Es spricht sicher auch nicht dafür, die 
Lebenshaltungskosten am Wohnort in die Steuerberech-
nung einzubeziehen, was die Komplexität weiter erhöhen 
und den Verwaltungsaufwand weiter steigern würde.

Wie das Gutachten zu Recht erwähnt, muss der Wohnort 
zudem nicht unbedingt als gegeben angenommen wer-
den. Vielmehr ist er oft eine bewusste Wahl – um Vortei-
le wie die Nähe zur Natur, zur Familie oder zu kulturellen 
Angeboten genießen zu können. In diesem Sinne wären 
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Pendelaufwendungen als Ausgaben zur Erlangung priva-
ten Nutzens zu bewerten und sollten somit nicht abzugs-
fähig sein.

Hinzu kommt, dass die Abzüge mit Befolgungs- und 
Verwaltungskosten einhergehen. Die Distanz zwischen 
Wohnort und Arbeitsstelle ist leicht festzustellen, aber ge-
naue Buchführung seitens der Arbeitnehmer darüber ist 
notwendig, wie viele Tag tatsächlich im Büro gearbeitet 
wurden (z. B. im Gegensatz zum Homeoffi  ce). Eine Über-
prüfung dieser Angaben durch die Finanzverwaltung ist 
schwierig, was nicht nur Verwaltungskosten verursacht, 
sondern auch zu Hinterziehungsmöglichkeiten führt – und 
damit dazu, dass ehrliche Steuerzahler mehr bezahlen als 
unehrliche.

Der Wissenschaftliche Beirat schlägt vor, die Entfer-
nungspauschale, die Homeoffi  ce-Pauschale und die Auf-
wendungen für das häusliche Arbeitszimmer – allesamt 
mit theoretisch begründbaren, praktisch aber problemati-
schen Abzugsregelungen – zu einer einheitlichen Arbeits-
tagepauschale zusammenzufassen. Nur Steuerpfl ichtige 
mit höheren tatsächlichen Aufwendungen müssten dann 
einen Nachweis erbringen. Zudem wird vorgeschlagen, 
diese Pauschale direkt in den Lohnsteuerabzug zu inte-
grieren.

Die Vorschläge des Beirats sind sehr zu begrüßen. Ne-
ben der Zusammenlegung verschiedener Abzüge zur 
Arbeitstagepauschale sei auch erwähnt, dass der Wis-
senschaftliche Beirat empfi ehlt, dass Aufwendungen wie 
der Verpfl egungsmehraufwand bei Dienstreisen nur noch 
auf Arbeitgeberseite steuerlich geltend gemacht werden 
können. Wird die Arbeitstagepauschale großzügig be-
messen, entfällt für viele Steuerzahler die Notwendigkeit, 
eine Steuererklärung auszufüllen. Damit ließen sich so-
wohl Befolgungs- als auch Verwaltungskosten reduzie-
ren – und Deutschland käme dem modernen, weitgehend 
automatisierten „skandinavischen Modell“ näher, bei 
dem Steuererklärungen kaum noch Zeit und Aufwand 
verursachen.

Prof. Dr. Matthias Weber

Universität St.Gallen; Schweizerisches Institut für Banken und 

Finanzen
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Finanzkraftausgleich

Jährlich grüßt der Fö(r)deralismus

Praktisch jedes Jahr aufs Neue beklagen die Bayern, dass 
sie die Belastungen im Finanzkraftausgleich (FKA; früher 
Länderfi nanzausgleich) als unangemessen hoch empfi n-
den. Ministerpräsident Söder am 11.07.2025: „Es braucht 
mehr Fairness beim Länderfi nanzausgleich. Das jetzige 
System ist ungerecht und legt die Axt an den Förderalis-
mus [sic! nur ein Wortspiel des Ministerpräsidenten?] […] 
Es braucht endlich Reformen und eine faire Verteilung 
zwischen den Ländern. Andernfalls werden wir weiter ge-
gen den Länderfi nanzausgleich klagen oder den Vertrag 
kündigen.“ Dieses Ritual passt zu dem seit 2023 anhän-
gigen Normenkontrollantrag Bayerns beim Bundesver-
fassungsgericht zum bundesstaatlichen Finanzausgleich, 
in dem insbesondere die Normierung der Grunderwerb-
steuer, die Einwohnerveredelung wie auch die Sonder-
bedarfs-Bundesergänzungszuweisungen für sogenannte 
Kosten der politischen Führung kritisiert werden.

Im vergangenen Jahr wurden 18,7 Mrd. € zwischen den 
deutschen Bundesländern umverteilt. Mehr als die Hälfte 
davon (9,8 Mrd. €) trägt allein Bayern in Form von Abschlä-
gen bei der Umsatzsteuerzuordnung. Darin spiegelt sich 
im solidarisch konzipierten bundesstaatlichen Finanzaus-
gleich (BFA) die relative Steuerstärke Bayerns (BAY) im 
Verhältnis zu anderen Ländern wider. Im BFA lassen sich 
die Zahlungsströme zwischen den Ländern seit 1950 trotz 
zahlreicher Reformen gut analysieren – bis 2019 über 
den Länderfi nanzausgleich (LFA), seit 2020 über Zu- und 
Abschläge bei der Zuordnung der Umsatzsteueranteile. 
Dieses Verfahren bildet das solidarische Kernelement 
des Finanzausgleichs, während zusätzliche Hilfen an fi -
nanzschwache Länder vom Bund getragen werden. Be-
merkenswert ist, dass im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung (Z. 1766) steht, dass der Bund zukünftig auch 
die fi nanzstarken Länder stützen soll – ein Zugeständnis, 
das wohl der Verhandlungsposition Bayerns geschuldet 
ist und nicht zur ursprünglichen Idee des solidarischen 
Beistands passt.

Schaut man nur auf die absoluten Zahlen, ist auf den ers-
ten Blick die Forderung der bayerischen Politiker nach-
vollziehbar. Ein genauerer Blick zeigt jedoch, dass nicht 
nur das Umverteilungsvolumen stetig angestiegen ist, 
sondern auch die Finanzkraft der Länder (inkl. ihrer Kom-
munen). So betrug 2024 die Finanzkraft der Länder im 
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Finanzkraftausgleich 478,6 Mrd. €. Dies bedeutet, dass 
lediglich 3,9 % der Finanzkraft umverteilt werden. 

1950 wurden nominal umgerechnet 129 Mio. € umver-
teilt, wovon Nordrhein-Westfalen (NRW) einen Anteil von 
50,2 % schulterte, gefolgt von Baden-Württemberg (BW) 
mit 25,6 %, Hessen (HE) 11 %, Hamburg (HH) 13 % und 
Bremen (HB) mit 0,2 %. Bayern war damals Empfängerland 
und wurde mit 14 % des Finanzausgleichsvolumens geför-
dert. Im Jahr der Wiedervereinigung wurden – noch ohne 
die neuen Länder – umgerechnet 1,8 Mrd. € umverteilt, das 
entsprach rund 1,5 % der Finanzkraft. Davon trug Hessen 
fast 55 %, die weitere Lastverteilung war: 40,2 % BW, 2,8 % 
NRW, 0,4 % HH und BAY 1,8 % (erstmalig Zahlerland). Mit 
dem Beitritt der (besonders) fi nanzschwachen neuen Bun-
desländer, die 1995 erstmalig voll in den LFA integriert wur-
den, stieg aufgrund der nun deutlich größeren Finanzkraft-
diff erenz das Finanzausgleichsvolumen auf umgerechnet 
5,7 Mrd. € und damit 3,3 % der Länderfi nanzkraft an. Die 
Hauptfi nanzierungslast schulterte NRW mit 1,8 Mrd. €, was 
einem Anteil von 31 % entsprach. Während BW 25 %, BAY 
23 %, HE 20 % und HH 2 % der Last übernahmen.

30 Jahre später ist zwar das Umverteilungsvolumen ge-
messen an der Finanzkraft im Vergleich zu 1995 um 0,3 % 
gestiegen, allerdings hat nun Bayern, aufgrund über-
durchschnittlich wirtschaftlicher Entwicklung und folglich 
überproportionaler Finanzkraftsteigerung, einen Anteil 
von 52 % zu tragen, während NRW nur noch 4,5 % über-
nehmen kann; während die solidarischen Beiträge von 
BW 27 %, HE 20 % und HH 1 % ca. den Anteilen vor 30 
Jahren entsprechen. Vor dem Hintergrund der histori-
schen und aktuellen Entwicklung des föderalen Finanz-
ausgleichs erscheint weder das Volumen der Umvertei-
lung noch die auf der jeweiligen Finanzkraft der Länder 
basierende Lastenverteilung als unverhältnismäßig. Die 
Ausgestaltung des horizontalen Finanzausgleichs ent-
spricht vielmehr dem verfassungsrechtlichen Gebot 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet ge-
mäß Art. 72 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 106 GG sowie dem föde-
ralen Solidaritätsprinzip.

Bayern hätte somit viel eher Anlass, seine ökonomische 
Leistungsfähigkeit als Ausdruck erfolgreicher Standortpoli-
tik und wirtschaftlicher Stärke zu würdigen und darauf stolz 
zu sein, anstatt diese in klagender Weise zu problematisie-
ren. Zumal den Bayern bei den letzten Verhandlungen sehr 
entgegengekommen wurde – was die damalige Landesre-
gierung und insbesondere ihr Finanzminister Söder als gro-
ßen Erfolg verkündet haben – und diese dem neuen Finanz-
ausgleichsgesetz (gültig ab 2020) zustimmten.

Prof. Dr. Thomas Lenk

Stellv. Vorsitzender des unabhängigen Beirates des Stabilitätsrates



Wirtschaftsdienst 2025 | 9
616

Zeitgespräch

Zehn Jahre „Wir schaff en das“: Bilanz und Ausblick
Gefl üchtete sind besser in den deutschen Arbeitsmarkt integriert als viele glauben. Eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik hat die Integration nach Fluchtmigration messbar verbessert. Reguläre 
Arbeitsmigration führt bisher deutlich mehr (vor allem IT-)Kompetenz ins Land als durch 
Auswanderung verloren geht. Die Migrationsforschung belegt, dass Migrationsursachen wie 
Konfl ikte oder Verfolgung, die sich politisch nur begrenzt durch das Zielland beeinfl ussen 
lassen, als zentrale Treiber dominieren – auch wenn sich die politische Debatte in Deutschland 
vorwiegend um etwaige Anziehungsfaktoren dreht. Das sind nur einige Erkenntnisse aus 
dem aktuellen Zeitgespräch, das beleuchtet, wie zehn Jahre nach Angela Merkels „Wir 
schaff en das“ Migration und Migrationspolitik das Land verändert haben und vor welchen 
Herausforderungen Deutschland und Europa beim Thema Migration heute stehen.

Zehn Jahre nach 2015: Eine Arbeitsmarktbilanz
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Bleiben oder gehen? Aufenthaltsstatus von Zugewanderten prägt Abwanderungsabsichten

Yuliya Kosyakova, Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), Nürnberg; Universität Bamberg
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Der Wirtschaftsstandort Deutschland braucht Migrationsnarrative jenseits der Verwertungslogik
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Welche Kompetenzen bringen internationale Fachkräfte nach Deutschland?

Julio Garbers, Luxembourg Institute of Socio-Economic Research (LISER); Universität Luxemburg
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Eine gemeinsame europäische Migrationspolitik: Herausforderungen und Optionen
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Herbert Brücker, Philipp Jaschke, Yuliya Kosyakova

Zehn Jahre nach 2015: Eine Arbeitsmarktbilanz
Gefl üchtete werden aufgenommen, um Schutz vor Krieg, Verfolgung und Vertreibung 
zu bieten. Das ist die primäre Aufgabe des Asylsystems, aber auch die Integration in 
Arbeitsmarkt, Bildungssystem und Gesellschaft sind sehr wichtig. Je erfolgreicher 
die Gefl üchteten in den Arbeitsmarkt integriert sind, desto mehr tragen sie zur 
gesamtwirtschaftlichen Produktion, Steuern und Abgaben bei – und desto geringer sind 
die fi skalischen Belastungen durch Transferleistungen und andere Kosten. Wie aber ist 
diese Integration gelungen? Die weltweit umfassendste Längsschnittstudie Gefl üchteter, 
verknüpft mit Sozialversicherungsdaten, zeigt: Neun Jahre nach Ankunft haben sich die 
Beschäftigungsquoten der 2015 Zugezogenen schon stark an den Bevölkerungsdurchschnitt 
angenähert, bei gefl üchteten Männern liegt der Anteil sogar über dem männlichen 
Bevölkerungsdurchschnitt. Dass die Erwerbsquote von gefl üchteten Frauen deutlich niedriger 
ist, liegt weniger an kulturellen als vielmehr an strukturellen Gründen.

Prof. Dr. Herbert Brücker ist Leiter des 
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für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
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Humboldt-Universität zu Berlin.

Philipp Jaschke ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

in dem Forschungsbereich Migration, Integration 

und internationale Arbeitsmarktforschung am IAB.

Prof. Dr. Yuliya Kosyakova ist Leiterin des 
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Professorin für Migrationsforschung an der Otto- 
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Auf ihrer Sommerpressekonferenz vom 30. August 2015 
prägte Angela Merkel das wohl berühmteste Zitat ihrer 
Amtszeit:

„Ich sage ganz einfach: Deutschland ist ein starkes 
Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge heran-
gehen, muss sein: Wir haben so vieles geschaff t – wir 
schaff en das! Wir schaff en das, und dort, wo uns et-
was im Wege steht, muss es überwunden werden, 
muss daran gearbeitet werden. Der Bund wird alles in 
seiner Macht Stehende tun – zusammen mit den Län-
dern, zusammen mit den Kommunen –, um genau das 
durchzusetzen.“

Ob „wir es geschaff t haben“, lässt sich aus wissenschaft-
licher Perspektive nicht eindeutig beantworten, weil klare 
Kriterien fehlen, an denen sich eine solche Aussage mes-
sen ließe. Dieser Beitrag beschränkt sich auf eine Bilanz 
aus arbeitsmarktlicher Perspektive: Was wurde seit 2015 
erreicht, welche Maßnahmen waren erfolgreich, wo lagen 
Fehlentwicklungen?

Bei einer solchen Bilanz ist immer zu berücksichtigen, 
dass es im Kern um eine humanitäre Frage geht. Gefl üch-
tete werden aufgenommen, um Schutz vor Krieg, Verfol-
gung und Vertreibung zu bieten. Den ökonomischen und 
sozialen Kosten für die Aufnahmegesellschaft steht der 

Nutzen der Schutzsuchenden gegenüber, den sie aus si-
cherem Aufenthalt ziehen. Die Beurteilung ist somit stets 
auch eine wohlfahrtsökonomische Frage, die ohne Wert-
urteile nicht beantwortet werden kann.

Aus wohlfahrtsökonomischer Perspektive hängen Nutzen 
und Kosten der Schutzgewährung wesentlich von der Ar-
beitsmarktintegration ab. Je erfolgreicher die Gefl üchte-
ten in den Arbeitsmarkt integriert sind, desto mehr tragen 
sie zur gesamtwirtschaftlichen Produktion, Steuern und 
Abgaben bei – und desto geringer sind die fi skalischen 
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Belastungen durch Transferleistungen und andere Kos-
ten. Zugleich eröff net eine erfolgreiche Arbeitsmarktinte-
gration mehr Spielräume für eine an humanitären Kriterien 
orientierte Asylpolitik. Darüber hinaus ist sie entschei-
dend für die wirtschaftliche und soziale Teilhabe sowie 
das individuelle Wohlbefi nden der Gefl üchteten selbst.

Schlechte Voraussetzungen

Gefl üchtete bringen sehr viel ungünstigere Voraussetzun-
gen für die Integration in den Arbeitsmarkt als etwa an-
dere Migrant:innen oder die in den Zielländern geborene 
Bevölkerung mit. Entsprechend dauert die Arbeitsmarkt-
integration von Gefl üchteten in der Regel länger als von 
anderen Migrant:innen, wenn sie überhaupt in Hinblick 
auf Erwerbstätigkeit und Verdienste das gleiche Niveau 
erreichen (Brell et al., 2020; Cortes, 2004; Kosyakova & 
Kogan, 2022). Das lässt sich im Wesentlichen auf drei Ur-
sachenkomplexe zurückführen (Brücker et al., 2025b):

Erstens sind es die Belastungen durch Krieg, Verfolgung 
und Vertreibung sowie den Fluchtprozess selbst. Die gro-
ße Mehrheit der Gefl üchteten in Deutschland stammt aus 
von Krieg, Bürgerkrieg und Verfolgung besonders be-
troff enen Ländern und innerhalb dieser Länder aus den 
besonders betroff enen Regionen. Auch wenn aus for-
schungsethischen Gründen persönliche Erlebnisse vor 
der Flucht nicht erhoben wurden, ist davon auszugehen, 
dass erhebliche Teile der Gefl üchteten traumatischen Er-
eignissen ausgesetzt waren. Hinzu kommen ähnliche Er-
fahrungen auf der Flucht: rund die Hälfte der Gefl üchteten 
in Deutschland, die über ihre Fluchterfahrungen berichtet 
haben, waren von traumatischen Ereignissen betroff en, 
15 % haben Schiff bruch erlitten (Brücker et al., 2020a). 
Dies alles schlägt sich in einer höheren Wahrscheinlich-
keit psychischer Erkrankungen nieder, Frauen sind über-
durchschnittlich betroff en. Schließlich sind Gefl üchtete 
schlechter als andere Migrant:innen auf die Migration und 
nachfolgende Integration in den Zielländern vorbereitet, 
d. h. sie verfügen in der Regel über keine Kenntnisse der 
Sprache sowie keine persönlichen und professionellen 
Netzwerke in den Zielländern, haben dort noch nicht nach 
Arbeit gesucht oder gar bereits eine Stelle gefunden.

Zweitens ist das Humankapital der Gefl üchteten häufi g 
schlecht in den Zielländern verwertbar, bei den außereu-
ropäischen Gefl üchteten besteht auch ein Bildungsge-
fälle. So existiert ein mit dem dualen Ausbildungssystem 
vergleichbares Bildungssystem in den meisten Herkunfts-
ländern nicht. Während die Schulbildung der Gefl üchte-
ten mit hohen Anteilen, die Gymnasien und Fachober-
schulen besucht haben, aber auch hohen Anteilen, die 
nur sechs oder weniger Schuljahre absolviert haben, 
stark polarisiert war, verfügten nur geringe Anteile über 

eine abgeschlossene Berufsausbildung im deutschen 
Sinne oder Hochschulabschlüsse (Brücker et al., 2020a). 
Zudem wurden viele Bildungsbiografi en durch Krieg und 
Flucht unterbrochen. Vor der Migration erworbene beruf-
liche Qualifi kationen wurden in der Regel durch „Training 
on the Job“ erworben. So entsprach das Anforderungs-
niveau der Berufstätigkeit der Gefl üchteten vor dem Zu-
zug fast dem Niveau des Bevölkerungsdurchschnitts in 
Deutschland (Brücker et al., 2020a), obwohl nur geringe 
Anteile über die entsprechenden Abschlüsse und Zerti-
fi kate verfügten. Dies erschwert die Integration in einen 
außergewöhnlich stark durch berufl iche Abschlüsse und 
Zertifi kate strukturierten Arbeitsmarkt wie in Deutsch-
land, insbesondere in den reglementierten Berufen etwa 
im Erziehungssektor und dem Gesundheitswesen.

Drittens schließlich behindern zahlreiche institutionel-
le Hürden die Arbeitsmarktintegration: So unterliegen 
Asylbewerber:innen zunächst einem absoluten Beschäf-
tigungsverbot, das 2015 noch bei neun Monaten lag und 
in der letzten Legislaturperiode auf drei Monate verkürzt 
wurde. Auch danach müssen die Behörden, so lange kein 
anerkannter Schutzstatus vorliegt, im Rahmen einer Ein-
zelfallprüfung der Beschäftigungsaufnahme zustimmen. 
Während der Asylverfahren sind die Beschäftigungsaus-
sichten ohnehin aufgrund der Ungewissheit über die Blei-
beperspektiven sowohl für die Arbeitgeber als auch die 
Gefl üchteten selbst stark verringert. Die administrative 
Verteilung in Verbindung mit rechtlichen Restriktionen der 
räumlichen Mobilität beeinträchtigt die Beschäftigungs-
aussichten im Vergleich zu anderen Migrant:innen, die 
ihren Wohnort frei wählen können, ebenfalls (Brücker et 
al., 2020b).

Vor diesem Hintergrund war von vornherein zu erwarten, 
dass die 2015 Zugezogenen langsamer und möglicher-
weise auch dauerhaft schlechter in den Arbeitsmarkt inte-
griert werden als andere Migrantengruppen.

Was wurde geschaff t?

Seit 2016 wird die Arbeitsmarktintegration der seit 2013 
nach Deutschland zugezogenen Gefl üchteten, darunter 
insbesondere der 2015 Zugezogenen, im Rahmen der 
IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Gefl üchteten unter-
sucht (Brücker et al., 2025c).  Diese Befragung ist welt-
weit die umfassendste Längsschnittstudie Gefl üchteter. 
Die Stichprobe wurde aus dem Ausländerzentralregister 
gezogen und mit hohem methodischem Aufwand umge-
setzt: Übersetzungen der Erhebungsinstrumente in die 
Herkunftssprachen, der Einsatz von Dolmetscher:innen, 
auditive Befragungsinstrumente sowie das systematische 
Einbeziehen von Gemeinschaftsunterkünften gewährleis-
teten einen randomisierten Zugang zur Zielpopulation. 
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Darüber hinaus wurden die Befragungsdaten mit den am 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) vor-
liegenden Integrierten Erwerbsbiografi en (IEB) verknüpft, 
die sich aus Sozialversicherungsdaten der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) speisen (Antoni et al., 2025). Dadurch 
liegen tagesgenaue Informationen zur abhängigen Be-
schäftigung, den Verdiensten und dem Leistungsbezug 
vor, sodass mit Hochrechnungsfaktoren repräsentative 
und belastbare Aussagen für die 2015 zugezogenen Ge-
fl üchteten möglich sind (Brücker et al., 2025a).

Die jüngsten Ergebnisse zeigen: 2024, also exakt neun 
Jahre nach ihrem Zuzug, waren 64 % der 2015 zugezo-
genen Gefl üchteten abhängig beschäftigt; im Bevölke-
rungsdurchschnitt lag die Quote – bei gleicher Altersab-
grenzung – bei 70 % (Brücker et al., 2025a). 2023 waren 
zudem, das zeigen die Befragungsdaten, weitere 5 % 
als Selbständige erwerbstätig. Damit haben sich die Be-
schäftigungsquoten der Gefl üchteten schon weitgehend 
an das Niveau in der Gesamtbevölkerung angenähert. Ein 
bemerkenswerter Befund angesichts der eingangs be-
schriebenen ungünstigen Startbedingungen.

Die Verdienste von Vollzeitbeschäftigten liegen bei 
rund 70 % der mittleren Verdienste (Median) im Bevöl-
kerungsdurchschnitt (Brücker et al., 2025a). Beides, die 
Beschäftigungsquoten und die Verdienste, steigen im 
Trend weiter. Allerdings nehmen noch 34 % der 2015 
zugezogenen Gefl üchteten Leistungen nach dem Sozi-
algesetzbuch II (Grundsicherung bzw. Bürgergeld) in An-
spruch, viele davon ergänzende Leistungen (Brücker et 
al., 2025a). Dies ist auf die immer noch verbleibende Dif-
ferenz in den Erwerbstätigenquoten, insbesondere von 
Frauen, die geringeren mittleren Verdienste, die Haus-
haltskonstellation mit vielen Kindern sowie die geringen 
sonstigen fi nanziellen Ressourcen der gefl üchteten Fa-
milien zurückzuführen.

Fachkräfte von morgen?

Der Vorstandvorsitzende des Daimler-Benz-Konzerns, 
Dieter Zetsche, hatte 2015 mit der Äußerung, Flüchtlinge 
seien die hochmotivierten Fachkräfte von morgen, große 
öff entliche Resonanz erzeugt (FAZ, 2015). Vor dem Hin-
tergrund der ungünstigen Voraussetzungen der Gefl üch-
teten war dies damals eher unwahrscheinlich. Aber wie 
sieht es heute aus?

Auf Grundlage der Arbeitgebermeldungen gingen 2023 
46 % der 2015 zugezogenen Gefl üchteten einer Fach-
krafttätigkeit, 5 % einer Experten- und Spezialistentätig-
keit sowie 49 % einer Helfertätigkeit nach (Brücker et al., 
2025a). Die Tätigkeitsniveaus werden auf Grundlage der 
Angaben zur ausgeübten Berufstätigkeit klassifi ziert. Auf 

Grundlage der Selbstauskünfte der Gefl üchteten ergibt 
sich nach derselben Klassifi kation ein anderes Bild: Da-
nach gingen 2022 bereits 65 % einer Fachkraft-, 11 % ei-
ner Experten- und Spezialisten- sowie 25 % einer Helfer-
tätigkeit nach (Brücker et al., 2024). Die Diskrepanz kann 
einerseits durch zu optimistische Einschätzungen der Be-
fragten entstehen, die allerdings sonst – dies lässt sich 
in den verknüpften Daten überprüfen – sehr zuverlässige 
Angaben zur Beschäftigung und den Verdiensten ma-
chen. Andererseits ist zu berücksichtigen, dass Arbeitge-
bermeldungen mitunter veraltet sein können und berufl i-
che Aufstiege nicht vollständig abbilden. Die tatsächliche 
Entwicklung dürfte daher zwischen den Befunden der 
verschiedenen Datenquellen liegen.

Insgesamt ergibt sich ein gemischtes Bild: Auf der einen 
Seite üben sehr viel mehr der Gefl üchteten eine Fach-
krafttätigkeit aus, als auf Grundlage der berufl ichen Ab-
schlüsse zu erwarten gewesen wäre. Auf der anderen 
Seite hat sich, gemessen an dem Anforderungsniveau der 
ausgeübten Berufstätigkeit, vor dem Zuzug eine Dequa-
lifi zierung, insbesondere in den ersten Jahren seit dem 
Zuzug, ergeben. Auch ist das Anforderungsniveau der Tä-
tigkeit geringer als im Bevölkerungsdurchschnitt.

Allerdings bedeutet der hohe Anteil von Helfern nicht, 
dass diese Tätigkeiten im deutschen Arbeitsmarkt nicht 
gebraucht würden. In Deutschland ist eine Polarisie-
rungstendenz im Arbeitsmarkt zu beobachten, d. h. die 
Experten- und Spezialistentätigkeiten und die Helfertätig-
keiten wachsen überdurchschnittlich, während der Anteil 
der Fachkrafttätigkeiten abnimmt. Gleiches gilt für die Ar-
beitsnachfrage gemessen an der Zahl der off enen Stellen 
relativ zur Beschäftigung. Hinter diesem Polarisierungs-
trend stehen technologische Prozesse, aber auch die in-
ternationale Arbeitsteilung und der demografi sche Wan-
del. Darum ist es kein Widerspruch, dass die Gefl üchte-
ten zugleich häufi g Helfertätigkeiten ausüben, aber auch 
überdurchschnittlich in Bereichen des Arbeitsmarktes 
tätig sind, die systemrelevant sind und in denen Engpässe 
herrschen. Auch ist der Anteil, der Nicht-Routinetätigkei-
ten ausübt, die schwerer durch Digitalisierung substituiert 
werden können, überdurchschnittlich hoch (Brücker et 
al., 2025a).

Geschlechterunterschiede

Während 2024 die Beschäftigungsquoten der 2015 zuge-
zogenen gefl üchteten Männer mit 76 % über dem Durch-
schnitt der Männer im Bevölkerungsdurchschnitt (72 %) 
lagen, waren die der Frauen mit 35 % deutlich geringer 
als im weiblichen Bevölkerungsdurchschnitt (68 %). Auch 
bei den Verdiensten und den Arbeitszeiten zeigt sich ein 
deutliches Gefälle (Brücker et al., 2025a). Mit längerer 
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Aufenthaltsdauer ist allerdings ein Anstieg der Beschäfti-
gungsquoten von Frauen erkennbar.

Es erscheint auf den ersten Blick naheliegend, dieses 
Gefälle auf kulturelle Faktoren zurückzuführen. Empi-
rische Befunde zeichnen jedoch ein diff erenzierteres 
Bild. So unterscheiden sich die erwerbsbezogenen Wer-
te der gefl üchteten Frauen, wie auch ihrer männlichen 
Partner, etwa was die Rolle der Erwerbstätigkeit für die 
Gleichberechtigung von Frauen in einer demokratischen 
Gesellschaft, die Erwerbstätigkeitswünsche von Frau-
en und Ähnliches angeht, nicht sehr vom Bevölkerungs-
durchschnitt in Deutschland. Konservativere Positionen 
zeigen sich eher bei „Familienwerten“ wie Einstellung zu 
Abtreibung und Ehescheidung (Brücker et al., 2020a). 
Auch die innerfamiliäre Arbeitsteilung in Kinderbetreu-
ung und Hausarbeit unterscheidet sich nicht wesentlich 
vom deutschen Durchschnitt (Brücker et al., 2020a). Die 
Forschung erklärt das Beschäftigungsgefälle daher über-
wiegend durch strukturelle Faktoren – die Zahl und Alter 
der Kinder sowie eingeschränkte Kinderbetreuungsange-
bote, Ungleichheiten in Bildung und Ausbildung, ein hö-
herer Frauenanteil in reglementierten Berufen, und häu-
fi gere Betroff enheit von psychischen Erkrankungen von 
Frauen. Diff erenzen in der Einstellung zu Gender-Rollen 
tragen dagegen statistisch nicht signifi kant zur Erklärung 
der Geschlechterdiff erenzen unter Gefl üchteten in der Er-
werbstätigkeit bei (Kosyakova et al., 2021, 2023).

Was hat geholfen, was hat geschadet?

Mit einer Beschäftigungsquote von 64 % und einer Er-
werbstätigenquote von rund 70 % liegen die 2015 Zuge-
zogenen in Deutschland deutlich über dem europäischen 
Durchschnitt – auch wenn die internationale Datenlage 
nicht vollständig vergleichbar ist. Wesentlich dazu bei-
getragen haben die günstigen Arbeitsmarktbedingungen 
mit einer hohen Arbeitsnachfrage im vergangenen Jahr-
zehnt. Auch gegenwärtig steigen die Beschäftigungsquo-
ten der Bevölkerung aus den Asylherkunftsländern gegen 
den konjunkturellen Trend weiter. Welche Faktoren haben 
diese Entwicklung begünstigt?

2015 wurden zahlreiche Änderungen in der Integrati-
onspolitik eingeleitet. So wurde das Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge im Herbst 2015 mit dem Ziel die 
Asylverfahren erheblich zu beschleunigen grundlegend 
reformiert. Gleichzeitig wurden die Integrationskurse 
und andere Sprachprogramme der Bundesregierung für 
Asylbewerber.innen geöff net und ihr Angebot erheblich 
ausgebaut. Gegenüber der Zuzugskohorte des Jahres 
2014, die sehr viel kleiner als die Zuzugskohorten der 
Jahre 2015 und 2016 war, wurden die Asylverfahren im 
Ergebnis erheblich beschleunigt. Auch das Angebot an 

Sprachprogrammen wurde deutlich erweitert. Auch an-
dere Prozesse, etwa die Integration in die Arbeitsvermitt-
lung und -förderung der Jobcenter wurde ausgebaut und 
beschleunigt.

Empirische Studien zeigen, dass dies die Arbeitsmarkt-
integration positiv beeinfl usst hat: So gehen der schnel-
lere und positive Abschluss von Asylverfahren (unter an-
derem Kosyakova & Brenzel, 2020; Brücker et al., 2024), 
der Abschluss von Sprachprogrammen und eine höhere 
Sprachkompetenz (Kanas & Kosyakova, 2023; Brücker 
et al., 2025b) mit einer erhöhten Erwerbstätigkeitswahr-
scheinlichkeit und Verdiensten einher. Gleiches gilt für ei-
nen erleichterten Zugang zur Gesundheitsversorgung, der 
in Deutschland anfänglich stark beschränkt war (Jaschke 
& Kosyakova, 2021), und einem besseren Gesundheitszu-
stand (Brücker et al., 2025b; Goßner et al., 2025).

Gleichzeitig traten strukturelle Probleme zutage, die bis 
heute wirken: Trotz Beschleunigung dauerten viele Pro-
zesse zu lange und verzögerten den Arbeitsmarktein-
tritt. Ein Jahr nach Zuzug waren noch 47 %, zwei Jahre 
nach Zuzug 17 % der Asylverfahren nicht abgeschlossen 
– ein Fortschritt gegenüber der 2014er Kohorte, aber mit 
weiterem Beschleunigungspotenzial. Auch die Teilnah-
me an Integrationskursen verlief schleppend: Ein Jahr 
nach Ankunft hatten 25 % die Kurse abgeschlossen, 
nach zwei Jahren 46 %; immerhin 82 % hatten bis dahin 
einen Kurs zumindest begonnen. Arbeitsmarkt- und Be-
rufsberatung wurde nur von 41 % der Gefl üchteten zwei 
Jahre nach Zuzug in Anspruch genommen (Brücker et 
al., 2025b).

All dies zeigt, dass zwar viel geleistet wurde, aber ein 
erhebliches Potenzial nach oben besteht. Besonders re-
levant ist, dass Integrationsmaßnahmen bei Frauen stär-
kere Beschäftigungswirkungen entfalten, sie jedoch spä-
ter und seltener daran teilnehmen (Brücker et al., 2024, 
2025a). Zudem bleibt der Zugang zu Kinderbetreuung, vor 
allem im Kleinkindalter, ein zentrales Hindernis für die Er-
werbstätigkeit von Frauen.

Als problematisch erwiesen sich auch Eingriff e in Markt-
prozesse, auch wenn sie in Teilen unvermeidlich waren. 
So wurden Gefl üchtete bei der regionalen Verteilung 
überdurchschnittlich in strukturschwachen Regionen 
mit erhöhter Arbeitslosigkeit angesiedelt (Brücker et al., 
2020b), was ihre Beschäftigungschancen erheblich ver-
ringerte (Aksoy et al., 2023; Brücker et al., 2025a). Auch 
Wohnsitzaufl agen reduzierten die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit (Brücker et al., 2020b; Cardozo Silva et al., 
2023). Eine räumliche Verteilung, die Arbeitsmarktkrite-
rien berücksichtigt, könnte deshalb die Erwerbstätigen-
quoten deutlich steigern.
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Title: Ten years since 2015: A labour market review
Abstract: Refugees are accepted to provide protection from war, persecution, and displacement. This is the primary task of the asylum 
system, but integration into the labour market, education system, and society is also very important. The more successfully refugees are 
integrated into the labour market, the more they contribute to overall economic production, taxes, and contributions – and the lower the 
fi scal burden from transfer payments and other costs. But how has this integration been successful? The world’s most comprehensive longi-
tudinal study of refugees, linked to social security data, shows that nine years after arrival, the employment rates of those who arrived in 2015 
have already closely approached the population average; for male refugees, the proportion is even higher than the male population average. 
The fact that the employment rate of female refugees is signifi cantly lower is due less to cultural than to structural reasons.

Fazit

Angesichts der ungünstigen Startbedingungen vieler Ge-
fl üchteter ist die deutliche Annäherung der Erwerbstäti-
genquoten an den Bevölkerungsdurchschnitt ein beacht-
licher Erfolg. Gleichwohl bestehen weiterhin erhebliche 
Probleme: Zwischen Männern und Frauen zeigt sich ein 
starkes Gefälle, der Leistungsbezug bleibt hoch, und die 
mittleren Verdienste liegen mit 70 % des Medianlohns nur 
knapp über der Niedriglohnschwelle.

Die Erfahrungen der vergangenen Jahre lassen jedoch 
erwarten, dass sich Beschäftigungsquoten und Verdiens-
te weiter annähern und damit auch der Leistungsbezug 
sinken wird. Reformen wie die Beschleunigung der Asyl-
verfahren und der Ausbau von Sprach- und Integrations-
programmen haben bereits Wirkung gezeigt, könnten 
aber noch konsequenter umgesetzt werden. Zusätzliche 
Fortschritte wären möglich, wenn Arbeitsmarktkriterien 
bei der regionalen Verteilung stärker berücksichtigt und 
Markteingriff e wie Wohnsitzaufl agen vermieden würden.

Besonders groß bleibt die Herausforderung bei der Ar-
beitsmarktintegration gefl üchteter Frauen. Hier könnten 
ein besserer Zugang zu Kinderbetreuung, frühere und 
umfassendere Sprach- und Integrationsangebote, gerin-
gere Hürden in reglementierten Berufen sowie eine ver-
besserte Gesundheitsversorgung die Erwerbschancen 
deutlich erhöhen. Da gefl üchtete Männer im Durchschnitt 
bereits gut im Arbeitsmarkt angekommen sind – ihre Be-
schäftigungsquote liegt inzwischen sogar leicht über dem 
Bevölkerungsdurchschnitt –, liegt bei den Frauen das 
größte ungenutzte Potenzial. Eine stärkere Erwerbsbetei-
ligung von Frauen würde nicht nur das Beschäftigungsni-
veau der Gefl üchteten insgesamt erhöhen, sondern auch 
langfristig positive Wirkungen für die Integration ihrer Fa-
milien und die Chancen der nachfolgenden Generationen 
entfalten.
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onspolitische Maßnahmen, nicht zuletzt durch die Aus-
weitung und Anpassung bereits vorhandener Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik des Bundes auf die neue 
Zielgruppe.

Gesamtevaluation der arbeitsmarktpolitischen 

Integrationsmaßnahmen

Zehn Jahre danach lassen sich langfristige Integrations-
eff ekte dieses Instrumenteneinsatzes bewerten. So liefert 
eine kürzlich erschienene umfassende Evaluationsstu-
die (Rinne et al., 2025) Erkenntnisse zur Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit von fünf zentralen Instrumenten der Ar-
beitsförderung in den Rechtskreisen SGB II und SGB III. 
Diese Studie analysiert Maßnahmen- und Erwerbsbio-
grafi en von Gefl üchteten, die seit Anfang 2015 im Kontext 
von Fluchtmigration nach Deutschland eingereist sind 
und zwischen August 2017 und September 2018 eine der 
am häufi gsten eingesetzten Arten aktiver arbeitsmarkt-

Als die damalige Bundeskanzlerin Merkel im August 2015 
in der Bundespressekonferenz den Satz „Wir schaff en 
das!“ aussprach, war dies zugleich Bekenntnis, Mahnung 
und Appell. Sie stellte die Flüchtlingskrise in eine Reihe 
großer gesellschaftlicher Herausforderungen, denen sich 
die Bundesrepublik zuvor mit gemeinschaftlichen An-
strengungen erfolgreich gestellt hatte. Auch diesmal be-
dürfe es erheblicher aktiver Anstrengungen, um das Ziel 
zu erreichen, Gefl üchtete in den Arbeitsmarkt und die Ge-
sellschaft zu integrieren.

Dem folgten Taten wie die Erleichterung des Arbeits-
marktzugangs für Asylbewerbende und Geduldete, sowie 
der Einsatz erheblicher Ressourcen für aktive integrati-
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verfolgen und darum für unterschiedliche Gruppen von 
Gefl üchteten bevorzugt eingesetzt wurden. So waren et-
wa im in der Studie erfassten Förderzeitraum rund zwei 
Drittel aller Teilnehmenden an Maßnahmen zur Berufs-
wahl und Berufsausbildung jünger als 25 Jahre, aber fast 
niemand älter als 35 Jahre. Bei allen anderen Maßnahmen 
war dagegen jeweils etwa ein Drittel der Teilnehmenden in 
diesem, gemessen an der Altersstruktur aller Gefl üchte-
ten, recht fortgeschrittenen Alter.

Auch bezüglich der Berufserfahrung und der berufl ichen 
Qualifi kationen unterscheiden sich die Zielgruppen teils 
erheblich. Zum Beispiel zeichnen sich die Teilnehmen-
den an Förderungen der berufl ichen Weiterbildung und 
Eingliederungszuschüssen durch eine recht große Ar-
beitsmarktnähe aus, während Teilnehmende an Arbeits-
gelegenheiten zuvor nur sehr selten beschäftigt waren 
und häufi g über keinen Berufsabschluss verfügen. Solche 
Unterschiede beeinfl ussen systematisch die Integrati-
onschancen am Arbeitsmarkt, weshalb die betrachteten 
Maßnahmen jeweils separat zu bewerten sind.

Maßnahmen langfristig wirksam und wirtschaftlich – 

mit einer Ausnahme

Tabelle 1 fasst zentrale geschätzte Eff ekte der Maßnah-
menteilnahme für die fünf untersuchten Typen von Inst-
rumenten zusammen. Sie enthält erstens die Wirkungen 
mit Bezug auf drei Kenngrößen der Arbeitsmarktinte-
gration, die jeweils über den Beobachtungszeitraum von 
fünf Jahren ab Maßnahmenbeginn aufsummiert werden: 
die Zahl der Monate in Beschäftigung und im Hilfebezug, 

politischer Integrationsmaßnahmen begonnen haben 
oder hätten beginnen können:

• die Maßnahmen zur Aktivierung und berufl ichen Ein-
gliederung, darunter Maßnahmen bei einem Arbeitge-
ber und Maßnahmen bei einem Träger,

• die Maßnahmen zur Berufswahl und Berufsausbildung, 
darunter die Einstiegsqualifi zierung und ausbildungs-
begleitende Hilfen,

• die Förderung der berufl ichen Weiterbildung,
• Eingliederungszuschüsse,
• Arbeitsgelegenheiten.

Die Wirkungsanalysen dieser Evaluation beruhen auf ei-
nem Matching-Ansatz. Hierbei werden die von Teilneh-
menden erreichten Werte der Zielgrößen mit denjenigen 
von Nichtteilnehmenden („statistischen Zwillingen“) ver-
glichen, die gemäß eines umfangreichen Satzes beo-
bachteter Merkmale zum Zeitpunkt des Maßnahmen-
beginns der Teilnehmenden annähernd dieselbe Wahr-
scheinlichkeit aufweisen, die jeweilige Maßnahme zu 
beginnen. Dieser Ansatz beruht auf der Annahme, dass 
sich die betrachteten Zielgrößen bei Teilnehmenden und 
Nichtteilnehmenden in Abwesenheit der Maßnahme ähn-
lich entwickelt hätten. Unter dieser Voraussetzung lassen 
sich Unterschiede in den Zielgrößen zwischen den bei-
den Gruppen nach Maßnahmenbeginn ursächlich auf die 
Maßnahmenteilnahme zurückführen.

Bei der Interpretation der nachfolgend dargestellten 
Evaluationsergebnisse gilt es zu beachten, dass die un-
tersuchten Maßnahmen unterschiedliche Zielsetzungen 

Tabelle 1
Eff ekte der Maßnahmenteilnahme auf Kennziff ern der Arbeitsmarktintegration und Einnahmen-Ausgaben-

Bilanz, jeweils in den ersten 60 Monaten nach Maßnahmeneintritt

Durchschnitt über alle Teilnehmenden. Bei EGZ umfassen die Bruttoeinkommenseff ekte die anfängliche Förderung.

Quelle: Rinne et al. (2025, Tabellen 6.1 und 8.1), eigene Berechnungen.

Monate in 
Beschäftigung

Monate im 
Hilfebezug

Bruttoeinkommen 
aus Beschäftigung 

(in Euro)

Einnahmen-
Ausgaben-Bilanz 

(in Euro)

Maßnahmen zur Aktivierung und berufl ichen Eingliederung

      Maßnahmen bei einem Arbeitgeber (MAG) 9,1 -6,4 20.768 8.869

      Maßnahmen bei einem Träger (MAT) 1,8 -1,5 4.002 814

Maßnahmen zur Berufswahl und Berufsausbildung

      Einstiegsqualifi zierung (EQ) 22,0 -2,8 15.123 2.404

      ausbildungsbegleitende Hilfen (abH) 4,2 -1,7 10.630 2.241

Förderung der berufl ichen Weiterbildung (FbW) 5,0 -6,8 25.043 11.633

Eingliederungszuschüsse (EGZ) 14,9 -14,8 40.124 19.527

Arbeitsgelegenheiten (AGH) -0,2 1,1 25 -2.217
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tigung deutlich (um etwa zwei Monate, verbunden mit 
4.000 € Mehreinkommen) verbessert werden.

Anders als MAT geht die Förderung der berufl ichen Wei-
terbildung (FbW) mit spürbaren Lock-in-Eff ekten einher. 
Positive Integrationseff ekte setzen erst zeitverzögert mit 
dem Abschluss der geförderten Qualifi zierungsmaßnah-
me ein. Über fünf Jahre betrachtet, bewirkt die Qualifi zie-
rung der Gefl üchteten jedoch einen spürbar verbesserten 
Integrationsverlauf am Arbeitsmarkt. Das damit aufge-
baute Humankapital erweist sich als marktfähig: FbW-
Teilnehmende sind im Mittel fast sieben Monate kürzer im 
Leistungsbezug, fünf Monate länger abhängig beschäf-
tigt und erzielen ein insgesamt um gut 25.000 € höheres 
Bruttoeinkommen.

Ebenfalls Humankapital aufgebaut wurde mit den Maß-
nahmen zur Berufsauswahl und Berufsausbildung. Die 
Einstiegsqualifi zierung (EQ), ein sozialversicherungs-
pfl ichtiges Praktikum mit Zuschuss zur Arbeitgebervergü-
tung, hat einen Anstieg der Zeit in Beschäftigung um fast 
zwei Jahre bewirkt, vor allem, weil sie häufi ger zur Auf-
nahme einer betrieblichen Ausbildung führt. Die Berufs-
ausbildung bedeutet für Geförderte gegenüber vergleich-
baren nicht geförderten Gefl üchteten zunächst einen Ein-
kommensverlust, weil die Ausbildungsvergütung niedriger 
ist als der mögliche Arbeitslohn bei einer Beschäftigung 
ohne Ausbildung. Die Investition in die berufl iche Quali-
fi zierung rechnet sich aber. Die Quote der Geförderten 
mit erfolgreichem Ausbildungsabschluss ist höher als in 
der Kontrollgruppe, was auf Dauer zu stabilerer Beschäf-
tigung und höheren Einkommen führt. Fünf Jahre nach 
Beginn der Maßnahme beläuft sich der gesamte Einkom-
mensvorteil der EQ-Geförderten bereits auf gut 15.000 €. 
In der Praxis hat es der anfängliche Einkommensnachteil 
allerdings spürbar erschwert, gefl üchtete Jugendliche zur 
Aufnahme einer EQ zu bewegen.

Etwas geringere positive Eff ekte zeigen sich bei einer För-
derung durch ausbildungsbegleitende Hilfen (abH). Diese 
wirken lediglich über eine Verringerung der Ausbildungs-
abbrüche, was sich langfristig in höheren Bruttoeinkom-
men niederschlägt. Sie erhöhen in Relation zu vergleich-
baren Gefl üchteten ohne Förderung aber nicht den Anteil 
derjenigen, die eine Ausbildung aufnehmen.

Lediglich eine unwirksame Maßnahme

Die Schaff ung von Arbeitsgelegenheiten (AGH) für Ge-
fl üchtete war als einzige der untersuchten Maßnahmen 
praktisch unwirksam. Dies deckt sich mit Evaluationen 
für andere Zielgruppen, wonach die Arbeitsbeschaff ung 
im sekundären Arbeitsmarkt als Brücke in reguläre Be-
schäftigung selten funktioniert. Insofern ist es positiv, 

sowie das Bruttoeinkommen aus abhängiger Beschäfti-
gung. Zum Beispiel waren Teilnehmende an einer Maß-
nahme zur Aktivierung und berufl ichen Eingliederung bei 
einem Arbeitgeber (MAG) im Durchschnitt über alle Teil-
nehmenden innerhalb der ersten 60 Monate nach Maß-
nahmeneintritt insgesamt etwa ein Dreivierteljahr länger 
beschäftigt und gut ein halbes Jahr kürzer im Hilfebezug 
als – bis auf die Maßnahmenteilnahme – vergleichbare 
Nichtteilnehmende. Aufgrund der besseren Arbeitsmarkt-
integration erzielten sie in den fünf Jahren nach Eintritt in 
die Maßnahme insgesamt ein um 20.768 € höheres Brut-
toeinkommen aus Beschäftigung.

Zweitens enthält Tabelle 1 die Resultate einer auf Bar-
werte zum Zeitpunkt des Eintritts in die Maßnahme dis-
kontierten Kosten-Nutzen-Bilanz über 60 Monate nach 
Maßnahmenbeginn. Deren Grundlage sind einerseits 
die geschätzten durchschnittlichen teilnahmebedingten 
Veränderungen im Einkommen aus geringfügiger und 
sozialversicherungspfl ichtiger Beschäftigung (bzw. sich 
daraus ableitende zusätzliche direkte und indirekte Steu-
ern sowie Sozialbeiträge), sowie die durchschnittlichen 
Einsparungen bei den Sozialleistungen infolge eines kür-
zeren Hilfebezugs. Andererseits werden die maßnahmen-
spezifi schen Kosten pro Förderfall angesetzt. Auf diese 
Weise ergibt sich beispielsweise für die MAG-Teilnahme 
eine positive Einnahmen-Ausgaben-Bilanz von im Durch-
schnitt rund 8.900 € pro Förderfall.

Die im Vergleich größten Integrationseff ekte zeigen sich 
bei den Eingliederungszuschüssen (EGZ), einer Teilför-
derung des Lohns für Arbeitgeber, die schwer zu vermit-
telnde Arbeitsuchende einstellen. Gefl üchtete mit EGZ-
Förderung waren gegenüber ansonsten vergleichbaren 
Gefl üchteten ohne Förderung nach fünf Jahren im Durch-
schnitt rund 15 Monate länger beschäftigt und kürzer im 
Hilfebezug. Ihr kumuliertes Erwerbseinkommen war – ein-
schließlich des Arbeitgeberzuschusses – über 40.000 € 
höher. Die starke Wirksamkeit der EGZ auch bei Gefl üch-
teten beruht darauf, dass sie eine erfolgreiche Vermitt-
lung in reguläre Beschäftigung voraussetzen. Diese an-
spruchsvolle Hürde ist aber schwer zu nehmen, sodass 
die Förderung nur relativ wenige erreicht, die eine Positiv-
auswahl unter allen Gefl üchteten darstellen.

Im Gegensatz dazu haben sehr viele Gefl üchtete niedrig-
schwellige und kurzlaufende Maßnahmen zur Aktivierung 
und berufl ichen Eingliederung bei einem Träger (MAT) 
durchlaufen. Diese hatten zwar deutlich schwächere In-
tegrationswirkungen als entsprechende Maßnahmen bei 
einem Arbeitgeber (MAG), welche allerdings bei arbeits-
marktnäheren Gefl üchteten zum Einsatz kamen. Dennoch 
konnten mit MAT im Durchschnitt der Hilfebezug signifi -
kant (um eineinhalb Monate) verkürzt und die Beschäf-
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men ausschließen. Dies war im Analysezeitraum im Um-
gang mit weiblichen Gefl üchteten off enbar der Fall. Neben 
Problemen bei der Sicherung der Vereinbarkeit von Maß-
nahmenteilnahme und familiären Verpfl ichtungen haben 
geschlechter- und kulturelle Stereotype auf der Ebene der 
Arbeitsverwaltung dazu beigetragen, dass gefl üchtete 
Frauen deutlich seltener in aktive arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen eingemündet sind als männliche Gefl üchte-
te, obwohl sie zumindest ebenso – und teils sogar stärker 
– davon profi tiert hätten als Männer (Brussig et al., 2022).

Befunde, die aus den Maßnahmen- und Integrationshisto-
rien der Menschen gewonnen wurden, die in der Hochzeit 
der Fluchtmigration 2015/2016 aus humanitären Gründen 
in Deutschland aufgenommen wurden, lassen sich aus 
diversen Gründen nur sehr eingeschränkt auf jüngere 
Fluchtbewegungen übertragen. Erstens haben sich seit-
her die Fluchtgeschichte, mitgebrachte Qualifi kationen 
und Erwerbsbiografi en sowie weitere für die Integration in 
den Arbeitsmarkt essenzielle sozio-demografi sche Merk-
male erheblich verändert – am deutlichsten erkennbar bei 
den Gefl üchteten aus der Ukraine infolge des russischen 
Angriff skriegs.

Zweitens sind die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
heute grundlegend anders. Gefl üchtete, die in 2017/2018 
in arbeitsmarktpolitische Maßnahmen eintraten, taten 
dies in einem durch eine starke Nachfragedynamik ge-
prägten Arbeitsmarkt mit vielen off enen Stellen auch für 
weniger qualifi zierte bzw. leistungsfähige Arbeitsuchen-
de. Den aktuellen Arbeitsmarkt prägen dagegen multip-
le Krisen, anhaltende konjunkturelle Schwäche und ein 
tiefgreifender struktureller Wandel. Die schwache Einstel-
lungsdynamik schmälert die Erfolgschancen aktiver Ar-
beitsmarktpolitik.

Drittens haben sich die Unterstützungsstrukturen für Ge-
fl üchtete verändert. Zum einen ist viel von dem in der ers-
ten Reaktion auf die historische Herausforderung stark 
ausgeprägten Engagement der Zivilgesellschaft inklusive 
der Arbeitgeber weggebrochen, das die aktive Arbeits-
marktpolitik fl ankiert hat und Integrationsdynamiken po-
sitiv verstärkt haben dürfte. Zum anderen stehen heute 
weniger Ressourcen für eine qualitativ hochwertige und 
wirkungsvolle Umsetzung aktiver Integrationsmaßnah-
men zur Verfügung – etwa weniger Aus- und Weiterbil-
dungsangebote.

Gleichwohl lassen sich aus der umfassenden Evaluation 
aktiver arbeitsmarktpolitischer Integrationsmaßnahmen 
einige generelle Erkenntnisse ableiten, die auch in der wei-
teren Literatur abgesichert sind. Besonders eff ektiv und 
effi  zient sind Instrumente, die Arbeitgeber eng einbinden 
und eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt voraus-

dass AGH bei Gefl üchteten kaum eingesetzt wurden. Al-
lerdings wurden überdurchschnittlich häufi g gefl üchtete 
Frauen auf diese Maßnahme verwiesen, obwohl diese von 
den anderen aktiven arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men nachhaltiger – und teils stärker als gefl üchtete Män-
ner – profi tiert hätten.

Sieht man von den AGH ab, hat der Einsatz von aktiven 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen nicht nur positive 
Wirkungen auf den Integrationsverlauf der betrachteten 
Gefl üchteten, sondern ist für die öff entliche Hand auch 
wirtschaftlich. Bereits nach fünf Jahren übersteigen die 
mit dem bewirkten Integrationsfortschritt der geförderten 
Gefl üchteten am Arbeitsmarkt einhergehenden höheren 
Einnahmen aus Steuern und Sozialbeiträgen zusammen 
mit den Einsparungen infolge verringerter Hilfebedürftig-
keit die direkten Kosten der Förderung pro Fall. Dies gilt 
sowohl bei den im Vergleich schwächer wirkenden Inst-
rumenten, da diese mit geringeren Fallkosten verbunden 
sind, als auch bei den deutlich teureren, zugleich aber 
auch deutlich stärker wirkenden Instrumenten, insbeson-
dere bei den Eingliederungszuschüssen und der Förde-
rung der berufl ichen Weiterbildung.

Die – hier nicht gezeigten – Verlaufsmuster der über fünf 
Jahre hinweg monatlich geschätzten Wirkungen der Maß-
nahmenteilnahme lassen zudem erwarten, dass die Inte-
grationseff ekte nachhaltig sind. Insbesondere bei den auf 
Verbesserungen des Humankapitals ausgerichteten Inst-
rumenten zeichnet sich ab, dass vergleichbare Gefl üchte-
te ohne Förderung auch nach dem erfassten Zeitfenster 
am Arbeitsmarkt nicht zu den Geförderten aufschließen 
werden. Demnach dürften sich die fi skalischen Erträge 
der Integrationsmaßnahmen über die Zeit noch vergrö-
ßern.

Vorliegende Befunde nur bedingt übertragbar

Die oben vorgestellten Befunde legen nahe, den Einsatz 
der als gut wirksam und wirtschaftlich evaluierten aktiven 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen bei Gefl üchteten 
auszuweiten. Allerdings sollte man dabei behutsam vor-
gehen, denn mit einem intensiveren Maßnahmeneinsatz 
können leicht Geförderte mit anderen Ausgangsvoraus-
setzungen in die Maßnahmen gelangen, bei denen diese 
nicht oder nicht so stark wirken wie in der bisher unter-
suchten Gruppe. Außerdem könnte sich bei einer Auswei-
tung mangels ausreichender Ressourcen die Qualität in 
der Umsetzung prinzipiell zielgruppenadäquater Maßnah-
men verändern.

In jedem Fall vermieden werden sollten systematische 
Benachteiligungen im Zuweisungsprozess, die geeignete 
Zielpersonen von für sie passenden, wirksamen Maßnah-
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setzen. Sie ermöglichen eine passgenaue Ausrichtung der 
Interventionen an den Bedürfnissen des lokalen Arbeits-
markts und zielführende Qualifi zierung in den Betrieben. 
Um diesen Ansatz erfolgreich umzusetzen, ist jedoch eine 
intensive, eff ektive Arbeitgeberansprache durch die Ar-
beitsverwaltung erforderlich. Zudem rechnen sich Sozi-
alinvestitionen in Gefl üchtete in Form einer bedarfs- und 
zielgruppenadäquaten berufl ichen Aus- und Weiterbil-
dung. Integration durch Qualifi zierung verlangt von allen 
Beteiligten einen längeren Atem, ist aber auf Dauer weit-
aus zielführender als schnelle Beschäftigungsaufnahme. 
Eine hochwertige Sprachförderung ist hierfür eine ele-
mentare Voraussetzung. Dabei sollte der Erwerb berufs-
bezogener Sprachkenntnisse durch entsprechende tätig-
keitsnahe Angebote nicht nachrangig behandelt werden.

Haben wir es also „geschaff t“?

Gewiss ist in der Rückschau nicht alles perfekt gelaufen. 
Doch im Bewusstsein, mit einer historischen Herausfor-
derung konfrontiert zu sein, ist es Deutschland auf dem 
Höhepunkt der Fluchtmigration vor einem Jahrzehnt ge-
lungen, die Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
agil auszuweiten und an eine komplexe Zielgruppe anzu-
passen, in der ein hoher Anteil ungewöhnlich schlechte 
Ausgangsvoraussetzungen mitbrachte. Dieser Faktor hat 
dazu beigetragen, dass die Integration der Gefl üchte-
ten in Beschäftigung im Vergleich zu früheren Kohorten 
humanitärer Zuwanderung und auch im internationalen 
Vergleich recht günstig verlaufen ist. Haben wir es also 
„geschaff t“?

Einen ersten Orientierungspunkt liefert die IAB-BAMF-
SOEP-Befragung. Gemäß dieser erreichte die Erwerbs-
tätigenquote der Gefl üchteten, die im Jahr 2015 nach 
Deutschland zugezogen sind, im Jahr 2022 64 % (Brü-
cker et al., 2024). Diese Kohorte von Gefl üchteten hatte 
sich damit, nach nur sieben Jahren Aufenthalt, der Er-
werbstätigenquote in der deutschen Gesamtbevölkerung 
mit Migrationserfahrung von rund 70 % bereits sehr weit 
angenähert.

Eine diff erenziertere Einordnung ermöglicht ein Gedan-
kenexperiment von Berbée und Stuhler (2025). Es basiert 
auf der Erkenntnis, dass sich die zu erwartenden Inte-
grationsverläufe von zugewanderten Kohorten bereits an-
hand einer geringen Zahl von erklärenden Variablen recht 
gut vorhersagen lassen. Dazu zählen insbesondere die 
sozio-demografi sche Zusammensetzung der Zuwande-
rungskohorte und – mit kleinerem Gewicht – die bei An-
kunft in Deutschland herrschende gesamtwirtschaftliche 
Lage. Auf dieser Grundlage lässt sich ein hypothetisch 
erwartbarer Integrationsverlauf ermitteln und mit dem 
tatsächlich beobachteten Verlauf vergleichen. Eine Diff e-

renz zwischen beiden Verläufen deutet auf zusätzliche, im 
Prognosemodell nicht berücksichtigte Integrationstreiber 
hin, etwa den Einsatz wirksamer arbeitsmarktpolitischer 
Maßnahmen.

Dieser analytische Ansatz zeigt: In den ersten beiden 
Jahren nach Ankunft verlief die Integration der um das 
Jahr 2015 aufgenommenen Gefl üchteten in Beschäfti-
gung etwas langsamer, als es allein auf Basis ihrer sozio-
demografi schen Struktur zu erwarten gewesen wäre. Ab 
dem dritten Jahr übertraf der tatsächliche Grad der Inte-
gration jedoch die prognostizierten Werte. Die Diff  erenz 
beträgt zwar nur wenige Prozentpunkte, liegt damit aber 
im Rahmen dessen, was angesichts der eingangs zu-
sammengefassten mikroökonomisch basierten Evalua-
tionsergebnisse zu erwarten ist. Das Integrationsmuster 
passt zudem zu einem investiven, auf den Aufbau von 
geeignetem Humankapital ausgerichteten Förderansatz. 
Durch den Eintritt in qualifi zierende Maßnahmen wirken 
zunächst Lock-in-Eff ekte, während sich im Anschluss 
die Arbeitsmarktintegration dauerhaft verbessert. Genau 
dieser Verlauf zeigt sich in der Analyse von Berbée und 
Stuhler (2025) besonders bei Gefl üchteten mit höheren 
Chancen auf Zugang zu Fördermaßnahmen.

Allerdings: Wird die hohe Aufnahmefähigkeit des deut-
schen Arbeitsmarkts vor einem Jahrzehnt in die Prognose 
eingebettet, wäre eine noch schnellere Arbeitsmarktin-
tegration der Gefl üchteten zu erwarten gewesen. Dieser 
Befund von Berbée und Stuhler (2025) lässt sich durch 
strukturelle Kapazitätsengpässe begründen, wie sie etwa 
beim Einsatz der in diesem Beitrag betrachteten aktiven 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, beim Zugang zu 
Sprachkursen oder allgemeiner in mit der Aufnahme von 
Gefl üchteten verbundenen administrativen Prozessen auf 
dem historischen Höhepunkt der Fluchtmigration kaum 
zu vermeiden waren. Außerdem dürfte der große Zustrom 
Konkurrenzsituationen am Arbeitsmarkt verstärkt haben, 
auch innerhalb der Gruppe der Gefl üchteten (Albert et al., 
2021). Damit verbundene Verdrängungseff ekte können 
zumindest in der kürzeren Frist die Integration in Beschäf-
tigung bremsen.

Fazit: Es wäre noch mehr möglich gewesen

In mancher Hinsicht haben wir es also tatsächlich ge-
schaff t: Die aktiven arbeitsmarktpolitischen Integrations-
maßnahmen des Bundes haben die Integration der im Zu-
ge der Flüchtlingskrise nach Deutschland gekommenen 
Menschen spürbar vorangebracht. Allerdings wurde die-
ser Erfolg durch ein außergewöhnlich gutes wirtschaftli-
ches Umfeld mit einem besonders aufnahmefähigen Ar-
beitsmarkt sehr begünstigt. Er ließe sich unter heutigen 
Bedingungen kaum wiederholen. Zudem wurden off enbar 
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einige damals vorhandene Chancen nicht vollständig ge-
nutzt: Mit einer noch intensiveren Förderung der Aus- und 
Weiterbildung unter Beteiligung der Arbeitgeber und einer 
stärkeren Unterstützung für die vielen – entgegen gän-
gigen Vorurteilen – arbeitsmarktnahen Frauen in der da-
maligen Flüchtlingskohorte wäre wohl eine noch bessere 
Integration in Beschäftigung möglich gewesen.
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Wie wirksam ist Migrationspolitik in der Steuerung von Migrationsströmen? Die neuere 
Forschung zeigt, dass Politik Migrationsprozesse beeinfl ussen, sie aber nicht vollständig 
steuern kann. Maßnahmen, die eher symbolischer Natur im Zielland sind, entfalten 
begrenzte Wirkung auf Migrationsentscheidungen. Diese werden heterogen getroff en. 
Neben ökonomischen Erwägungen prägen Netzwerke, Normen, Sicherheit, Geschlecht und 
Bildung die Entscheidung zu gehen und die Wahl des Ziellandes. Push-Faktoren wie Konfl ikte 
oder Verfolgung bleiben zentrale Treiber, die sich politisch nur begrenzt durch das Zielland 
beeinfl ussen lassen. Diese sind oft wichtiger als Pull-Faktoren, um die sich die politische 
Debatte in Deutschland vorwiegend dreht.
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Als Angela Merkel im September 2015 den Satz „Wir 
schaff en das“ prägte, stand Deutschland im Zentrum ei-
ner historischen Migrationsbewegung. Innerhalb weniger 
Monate kamen Hunderttausende Gefl üchtete aus Syrien, 
Afghanistan und anderen Krisenregionen. Der Satz wurde 
zu einem Symbol und wird noch immer im Zusammen-
hang mit Integration genutzt – oft mit negativer Konno-
tation.

Regelmäßige Hilferufe der Kommunen zeigen, dass über 
allem die Frage schwebt: Wie viele Menschen kommen ei-
gentlich in Deutschland im Kontext Asyl und Flucht an? 
Im Vergleich zur dominierenden Debatte über Flucht und 
Asyl wird weniger über Arbeits- und Bildungsmigranten 
gesprochen, obwohl Einigkeit besteht, dass Deutschland 
hier zusätzliche Zuwanderung braucht. In diesem Beitrag 
geht es weniger um das Thema Fachkräftegewinnung, 
sondern vor allem um irreguläre Migration – also jene Per-
sonen, die ohne gültiges Visum bei uns ankommen und 
dann oft Asyl beantragen.

Zehn Jahre nach Merkels „Wir schaff en das“ ist es ein 
guter Zeitpunkt, Bilanz zu ziehen, was wir seither gelernt 
haben. Wie treff en Menschen Migrationsentscheidungen, 
welche Rolle spielt Politik für die Steuerung von Migration 
und welche Lehren ergeben sich daraus für die Debatte 
um Push- und Pull-Faktoren?

Politik und ihre Wirkung auf Migration

Ein erster wichtiger Befund der letzten Dekade ist, dass 
Politik mächtig ist. In einer vor kurzem erschienenen 
Studie haben Jasper Tjaden und ich untersucht, ob die 
Off enheit signalisierende Politik der Bundesrepublik im 
September 2015 zu langfristig mehr irregulärer Migra-
tion geführt hat (Tjaden & Heidland, 2024). Wir kamen 
zum Ergebnis: Es gab keinen langfristigen Pull-Eff ekt, der 
Deutschland attraktiver gemacht hätte und so die Zahl 
der Gefl üchteten nach Deutschland signifi kant erhöht 
hätte. Symbolische Maßnahmen, wie das berühmte Selfi e 
der Kanzlerin, die kurzfristig in Medienartikeln und Politik 
als wirkmächtiger Pull-Faktor diskutiert wurden, wurden 
off enbar durch gegenläufi ge Politikmaßnahmen gekon-
tert. Ein zentrales Beispiel war das EU-Türkei-Abkommen 
von 2016. Dieses Abkommen sorgte für einen drastischen 
Rückgang irregulärer Ankünfte über die Ägäis, indem es 
die Erfolgswahrscheinlichkeit für Migranten senkte.

Nichtsdestotrotz gibt es andere Langfristeff ekte einer of-
fenen Politik, z. B. Netzwerkeff ekte: Wenn beispielsweise 
Familienmitglieder oder schlicht eine größere Diaspora 
vor Ort sind, fällt die Integration leichter und man migriert 
eher in das entsprechende Land (McKenzie & Rapoport, 
2007).
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Aktuell ist das Thema der Sozialleistungen für 
Asylbewerber:innen politisch hoch im Kurs. Ein gerne zi-
tiertes Beispiel ist das dänische: Agersnap et al. (2020) 
legen nahe, dass rigide Politiken einen abschreckenden 
Eff ekt haben. Aber dieser Eff ekt wirkt eher umleitend. Die 
dänische Politik, Sozialleistungen für Asylbewerber:innen 
zu kürzen, hatte kaum Einfl uss auf das „Ob“ der Migra-
tion, sondern veränderte vor allem die Verteilung inner-
halb Europas. Zugleich wurde die Integration erschwert 
(Arendt et al., 2022). Auch aktuelle experimentelle Studien 
(Beber et al., 2024) legen nahe, dass sich wenig an den 
grundlegenden Migrationsabsichten ändert, wenn man 
den Zugang zu Sozialleistungen kürzt. Die Lehre aus die-
sem politisch wichtigen Beispiel ist eindeutig: Politik kann 
Migrationsbewegungen beeinfl ussen. Es scheint aber 
nicht so simpel zu sein, dass Menschen einfach im Her-
kunftsland bleiben.

Wie Menschen Migrationsentscheidungen treff en

Um besser zu verstehen, wie Politik wirken kann, lohnt 
es sich, einen Blick darauf zu werfen, wie Menschen Mi-
grationsentscheidungen treff en. Hier hat die Forschung 
in den letzten Jahren große Fortschritte gemacht. Die 
ökonomische Migrationsforschung hat methodisch und 
inhaltlich enorm an Tiefe gewonnen. Klassische ökono-
mische Modelle, wie sie von Sjaastad (1962), Harris und 
Todaro (1970) und auch Borjas (1987) entwickelt wurden, 
betrachteten Migration zunächst als rationalen Akt der 
Nutzenmaximierung des Individuums und fokussierten 
dabei auf die monetäre Dimension: Personen vergleichen 
ihr erwartetes Einkommen am Zielort mit den Kosten der 
Migration und entscheiden dann, ob sich die Migration 
lohnt. Spätere Arbeiten, etwa die New Economics of La-
bor Migration (Stark & Bloom, 1985), weiteten diesen Blick 
und betonten die Rolle von Haushalten, die Migration 
als Strategie zur Risikodiversifi zierung und zum Zugang 
zu Krediten einsetzen. Viele Haushalte nutzen Migration 
nicht primär als Suche nach höherem Einkommen, son-
dern als Versicherung gegen Einkommensausfälle oder 
Schocks (Morten, 2019; Meghir et al., 2022). Hinzu kamen 
Einsichten über die Bedeutung von Netzwerken, die Kos-
ten senken und Chancen eröff nen (McKenzie & Rapoport, 
2007), sowie die Rolle individueller Präferenzen wie Risi-
koaversion oder Zeitpräferenz (Jaeger et al., 2010).

Doch auch diese Ansätze blieben oft auf eine eher homo-
gene Logik beschränkt. Sie unterstellen, dass alle poten-
ziellen Migrant:innen ihre Entscheidungen auf die gleiche 
Weise treff en. Jüngere Forschung zeigt jedoch, dass 
dies ein Zerrbild ist. Laborexperimente von Batista und 
McKenzie (2023) verdeutlichen etwa, dass ein Teil der Be-
fragten in Kenia nicht primär Einkommensmaximierung, 
sondern Kostenminimierung (etwa für die Reise) betreibt.

Auch eigene, sehr aktuelle Untersuchungen aus Ke-
nia und Nigeria (Detlefsen et al., 2025a; Detlefsen et al., 
2025b) zeigen Ähnliches, nämlich dass sich individuelle 
Entscheidungslogiken deutlich unterscheiden. Manche 
Individuen folgen einer umfassenden Nutzenmaximie-
rung, bei der viele Faktoren in die Abwägung einfl ießen. 
Andere konzentrieren sich auf den reinen monetären 
Nettoertrag, wieder andere minimieren strikt Risiken wie 
die Wahrscheinlichkeit zu sterben oder zurückgeschickt 
zu werden. Eine vierte Gruppe fokussiert sich konse-
quent auf Kostenminimierung. Schließlich gibt es auch 
Menschen, die unabhängig von allen Attributen immer 
oder nie migrieren würden. Diese Unterschiede sind kei-
neswegs zufällig. Höher gebildete und geduldigere Men-
schen legen stärkeres Gewicht auf langfristige Sicherheit 
und legale Aufenthaltsoptionen. Frauen reagieren in un-
serem Experiment besonders sensibel auf die gesell-
schaftliche Aufnahme im Zielland (die berühmte „Willkom-
menskultur“).

Darüber hinaus prägen unseren Ergebnissen zu Folge 
soziale Normen und Narrative das Entscheidungskalkül. 
Wenn unsere Teilnehmenden berichten, dass in ihrer Um-
gebung Migration als Zeichen von Ehrgeiz und Erfolg gilt, 
sind Menschen risikobereiter. Wo Rückkehrer:innen stig-
matisiert werden, steigt die Bereitschaft, hohe Risiken in 
Kauf zu nehmen – man muss es irgendwie schaff en, um 
nicht das Gesicht zu verlieren. Umgekehrt dämpfen res-
triktive Normen – etwa gegen die Migration von Frauen 
– die Migrationsneigung. Auch Erwartungen über die Zu-
kunft spielen eine zentrale Rolle: Wer pessimistisch auf 
die wirtschaftliche Entwicklung im Herkunftsland blickt, 
sieht Migration eher als einzige Option, selbst wenn die 
objektiven Fakten nicht anders sind als bei den Mitbür-
gern. Verzerrte Informationen über Arbeitsmöglichkeiten 
oder rechtliche Zugänge im Ausland beeinfl ussen diese 
Wahrnehmungen zusätzlich.

Migrationsforschung wächst zusammen

Die ökonomische Migrationsforschung ist zunehmend 
von anderen Sozialwissenschaften beeinfl usst und pro-
fi tiert von der Zusammenarbeit auch mit qualitativ For-
schenden in Großprojekten. Generell kann man sagen, 
dass die Migrationsforschung immer stärker zusammen-
wächst. Sozialwissenschaftliche Ansätze ergänzen und 
bereichern heute die ökonomischen Perspektiven. Die 
empirischen Ansätze gleichen sich an. Und auch konzep-
tionell bewegt man sich langsam aufeinander zu. Ein bei-
spielhafter Brückenbauer ist das „Aspiration/Capability“-
Modell: Migration hängt in diesem Ansatz sowohl vom 
Willen, also der Aspiration, als auch von den realen Mög-
lichkeiten, also der Ability, ab (Carling, 2002; de Haas, 
2021). Das ist gar nicht weit von den ökonomischen Stan-
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dardmodellen weg, erlaubt aber mehr Tiefe, da es auch 
die Frage stellt, wer überhaupt eine Aspiration entwickelt 
zu migrieren und warum.

Migrationsentscheidungen sind also nicht rein monetär 
getrieben. Ökonomische Motive können eine Rolle spielen, 
gerade bei Menschen, die fl iehen, stehen jedoch Push-
Faktoren wie Konfl ikte, Gewalt oder Umweltkatastrophen 
im Vordergrund (Neumayer, 2005; Giménez-Gómez et al., 
2019).  Bei weitem nicht jeder und jede will gehen (Schewel, 
2020). Viele, die wollen, können nicht – sei es aus fi nanzi-
ellen Gründen oder weil sie nicht bereit sind, ohne legalen 
Status zu migrieren (Detlefsen et al., 2022). Wohin es dann 
konkret geht, hängt von den Möglichkeiten (Capabilities) 
ab und auch diese Entscheidung ist komplex. Beine et al. 
(2025) zeigen beispielsweise, dass Migrant:innen nicht ein-
fach zwischen zwei Alternativen abwägen, sondern in kom-
plexen Substitutionsmustern handeln. Solche Erkenntnis-
se sind besonders wichtig für die europäische Politik, weil 
sie zu erklären helfen, warum restriktivere Asylgesetze in 
einem Land nicht automatisch zu einer proportionalen Um-
leitung in Nachbarländer führen.

Methodisch gibt es in den letzten Jahren zwei wichtige 
Neuerungen: Zum einen werden Daten zu Migrationsas-
pirationen in der Ökonomik breiter akzeptiert. Ähnlich wie 
in Teilen der Makroökonomik werden Umfragedaten zu 
Wahrnehmungen und Präferenzen stärker berücksichtigt. 
Methodisch hat sich die Migrationsforschung in den letz-
ten Jahren stark weiterentwickelt. Conjoint-Experimente 
haben das Repertoire erweitert, weil sie erlauben, den 
Einfl uss einzelner Attribute auf die Präferenzen voneinan-
der zu trennen. Damit lassen sich Mechanismen identifi -
zieren, die in klassischen Umfragen oder Makroanalysen 
unsichtbar bleiben. Gleichzeitig bleiben diese etablierten 
Ansätze unverzichtbar, um ein vollständiges Bild zu er-
halten. Die Methoden entwickeln sich laufend weiter. Di-
gitale Erhebungen über soziale Medien, mit denen man 
Menschen in schwierig zu erreichenden Gebieten kosten-
günstig auch mit experimentellen Studien befragen kann 
(Detlefsen et al., 2025a), werden vermutlich ein wichtiger 
Teil der künftigen Migrationsforschung.

Zusammengefasst ergibt sich im Jahr 2025 ein nuancier-
teres Bild der Migrationsentscheidungen, als es noch vor 
zehn Jahren in der Ökonomik vorherrschte: Menschen 
unterscheiden sich grundlegend darin, welche Logik sie 
anwenden – ob sie Einkommen maximieren, Risiken mi-
nimieren oder Kosten reduzieren. Diese Entscheidungs-
regeln sind geprägt von Unterschieden in Bildung, Ge-
schlecht, Normen, Narrativen und subjektiven Wahrneh-
mungen. Migration ist damit ein vielschichtiger Prozess, 
der ökonomische, soziale und kulturelle Dimensionen mit-
einander verbindet. Für die Forschung bedeutet das, dass 

wir uns von „one-size-fi ts-all“-Modellen verabschieden 
müssen. Für die Politik folgt daraus, dass Maßnahmen, 
die Migration beeinfl ussen wollen, diese Vielfalt berück-
sichtigen sollten. Nicht immer braucht es diff erenzierte 
Politiken, aber man sollte die Komplexität beim Design 
von Politikmaßnahmen im Blick behalten. Auch sollte man 
sich bewusst sein, dass Push-Faktoren wie Konfl ikte, Ge-
walt, staatliche Verfolgung, demografi sche Entwicklun-
gen oder der Klimawandel die dominanten Treiber sind, 
die von der Politik in einem Zielland wie Deutschland nur 
schwer zu beeinfl ussen sind.

Push- und Pull-Faktoren anders denken

Push- und Pull-Faktoren sind in der politischen Debatte in 
Deutschland stark präsent. Auch ich habe diese Begriff e 
in diesem Text genutzt, denn sie sind sehr intuitive Kon-
zepte, die fast allen einleuchten. Im Lichte der Komple-
xität von Migrationsentscheidungen, die ich beschrieben 
habe, stellt sich aber die Frage, was von ihnen bleibt. Ei-
ne zentrale Erkenntnis sollte sein, dass bei weitem nicht 
jeder und jede auf einen Push- oder Pull-Faktor reagiert. 
Ein solcher Faktor beeinfl usst also häufi g die Selbst-
selektion in die Migration und bei der Ziellandwahl und 
beeinfl usst neben der Zahl der Migrant:innen deren Zu-
sammensetzung auf eine oft komplexe Weise. Nehmen 
wir das Beispiel der Sozialleistungen in Deutschland: Wer 
wird seine marginale Entscheidung aufgrund einer Ver-
änderung der Sozialleistungen um einige Euro im Monat 
verändern? Nicht die Person, die in jedem Fall ihr Land 
verlassen wollte. Vermutlich auch nicht die Person, de-
ren Familienmitglieder in Deutschland leben. Der margi-
nale Eff ekt solcher Maßnahmen ist daher aller Erwartung 
nach gering. Größer ist möglicherweise das Signal, das 
von einem Portfolio solcher Maßnahmen gesendet wird. 
Der deutsche Staat überschätzt jedoch meiner subjekti-
ven Einschätzung nach seine Strahlkraft und das Wissen 
um rechtliche Feinheiten: Bei verschiedenen Reisen und 
Befragungen in afrikanischen Ländern habe ich beispiels-
weise noch nie eine Person getroff en, die vom Unter-
schied zwischen Asylbewerberleistungsgesetz und Bür-
gergeld oder Rechtskreiswechseln gehört hat.

Ein deutlich entscheidenderer Punkt sind die Hürden für 
Migration. Wer hat realistische Hoff nung auf ein Visum, 
welche Qualifi kationen werden anerkannt und gibt es le-
gale Arbeitswege? Hier hat Politik unmittelbare Hebel. 
Studien zeigen, dass irreguläre Migration erfolgreich redu-
ziert werden kann, wenn man legale Migrationswege mit 
verschärftem Grenzschutz koppelt (Clemens et al., 2018). 
Der Grenzschutz der EU allein hat einer neuen Studie zu-
folge jedoch nur limitierte Eff ekte (Fasani & Frattini, 2025). 
Auch Entwicklungszusammenarbeit spielt eine Rolle. Sie 
ist kein Allheilmittel, aber sie kann Push-Faktoren beein-
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Title: Ten years of ‘We can do it’: Lessons from and about migration research
Abstract: How eff ective is migration policy in controlling migration fl ows? Recent research shows that policy can infl uence migration 
processes, but cannot control them completely. Measures that are more symbolic in nature in the destination country have a limited ef-
fect on migration decisions. Migration decisions are made on a heterogeneous basis. In addition to economic considerations, networks, 
norms, security, gender and education shape the decision to leave and the choice of destination country. Push factors such as confl ict 
or persecution remain key drivers that can hardly be infl uenced by the destination country. These are often more important than pull fac-
tors, which are the main focus of the political debate in Germany.

fl ussen, wenn sie klug gestaltet ist. Empirisch zeigt sich, 
dass gut designte Projekte in der Entwicklungszusam-
menarbeit Fluchtursachen reduzieren können (Dreher et 
al., 2019; Fuchs et al., 2024). Einen aktuellen Überblick 
zum „Wie“ liefern wir in Heidland et al. (2025).

Fazit

Aus der Studienlage ergeben sich wichtige Lehren. Er-
stens: Politik kann Migration nicht vollständig kontrollieren, 
aber sie setzt die Rahmenbedingungen. Symbolische Sig-
nale wie Debatten über Sozialleistungen wirken vor allem 
innenpolitisch, wir sollten davon ausgehen, dass sie im 
Ausland kaum eine Rolle spielen. Wichtiger ist, funktionie-
rende Strukturen zu schaff en: internationale Migrations-
abkommen, legale Kanäle, schnellere Entscheidungen. 
Zweitens sind Migrationsentscheidungen heterogen. Viele 
achten auf ökonomische Chancen, andere auf Netzwerke 
oder gesellschaftliche Akzeptanz. Politik kann nicht jede 
Subgruppe gezielt steuern, sollte aber die Vielfalt ernst 
nehmen und Fehldesigns vermeiden, um nicht falsche 
Erwartungen über die Wirksamkeit von Maßnahmen zu 
wecken. Drittens greift die Fixierung auf Pull-Faktoren zu 
kurz. Empirisch entscheidender sind Push-Faktoren wie 
Konfl ikte, Verfolgung und Chancenlosigkeit im Herkunfts-
land. Entwicklungszusammenarbeit kann sie abmildern, 
sollte aber auf langfristige Perspektiven abzielen, statt eng 
an der Migrationskontrolle ausgerichtet zu sein.

In aller Kürze: Migration ist weder unkontrollierbar noch 
komplett steuerbar, weder nur Bedrohung noch nur Chan-
ce. Sie ist ein komplexes Phänomen, das diff erenzierte Ant-
worten erfordert. Die zentrale Lehre zehn Jahre nach „Wir 
schaff en das“: Politik wirkt, aber oft anders als gedacht.
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zwei Drittel der im Ausland geborenen Erwachsenen En-
de 2024 bis Anfang 2025 einen dauerhaften Verbleib in 
Deutschland anstreben (Kosyakova et al., 2025). Rund 1,2 
Mio. Menschen (12 %) beabsichtigen nur einen vorüber-
gehenden Aufenthalt. Weitere 2,6 Mio. Personen (26 %) 
haben im vergangenen Jahr über eine Ausreise nachge-
dacht, und etwa 300.000 Personen (3 %) hegen bereits 
konkrete Abwanderungspläne. Ein zentrales Ergebnis der 
IMPa-Befragung ist dabei besonders alarmierend: Über-
durchschnittlich häufi g äußern gerade diejenigen Abwan-
derungsabsichten, die zum Arbeiten oder Studieren nach 
Deutschland gekommen sind, die besser gebildet, wirt-

Um das Arbeitskräftepotenzial angesichts des demogra-
fi schen Wandels langfristig zu sichern, ist Deutschland 
laut aktuellen Schätzungen auf eine jährliche Nettozu-
wanderung (Diff erenz zwischen Zu- und Fortzügen) von 
etwa 400.000 Personen angewiesen (Fuchs et al., 2021). 
Eine dauerhafte Sicherung dieses Potenzials erfordert je-
doch nicht nur zusätzliche Zuwanderung, sondern auch, 
dass bereits Zugewanderte Deutschland nicht vorzeitig 
wieder verlassen – etwa aufgrund unattraktiver Rahmen-
bedingungen oder struktureller Hürden.

Politische Maßnahmen der vergangenen Jahre konzentrie-
ren sich fast ausschließlich auf die Anwerbung neuer Fach-
kräfte, etwa durch das Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
(Adunts et al., 2024; Fendel & Ivanov, 2024). Die Frage, wie 
der Verbleib der Zugewanderten gesichert werden kann, 
bleibt hingegen weitgehend unbeachtet. Dabei ist gerade 
bei aufwändigen und kostenintensiven Anwerbeverfahren 
– etwa im Ausland – entscheidend, ob sich eine langfris-
tige Bindung herstellen lässt. Wird das Risiko vorzeitiger 
Abwanderung nicht mitgedacht, drohen erhebliche wirt-
schaftliche und integrationspolitische Fehlallokationen.

Aktuelle Befunde aus dem International Mobility Panel 
of Migrants in Germany (IMPa) zeigen, dass weniger als 
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tet langfristige Planungssicherheit. Dadurch steigen die 
Anreize, in Deutschland-spezifi sches Humankapital wie 
Sprachkenntnisse oder berufl iche Netzwerke zu investie-
ren (Gathmann & Garbers, 2023). Dies stärkt die Bindung 
an Deutschland und könnte Abwanderungsabsichten ver-
ringern. Gleichzeitig eröff nen solche Statusformen auch 
größere Mobilitätsfreiheiten. Personen mit deutscher 
oder EU-Staatsbürgerschaft verfügen unabhängig vom 
Erwerbszeitpunkt über deutlich erweiterte Optionen zur 
Ausreise, was entsprechende Überlegungen überhaupt 
erst ermöglicht (Constant & Zimmermann, 2011).

Für Personen mit befristetem Aufenthaltsstatus wirken 
potenziell gegenläufi ge Mechanismen. Einerseits zwingt 
die Ungewissheit zur Auseinandersetzung mit der Pers-
pektive eines Wegzugs – insbesondere bei auslaufender 
Aufenthaltserlaubnis. Andererseits kann die rechtliche 
oder tatsächliche Alternativlosigkeit – etwa bei Gefl üchte-
ten – entsprechende Überlegungen auch von vornherein 
ausschließen (Alrababah et al., 2023).

Die IMPa-Befragung

Ob und in welcher Weise der Aufenthaltsstatus mit 
Abwanderungsabsichten zusammenhängt, lässt sich 
erst durch eine empirische Analyse beantworten. Hier-
für greifen wir auf Daten des neuen IMPa zurück – ei-
ner groß angelegten Online-Längsschnittbefragung, die 
zwischen Dezember 2024 und April 2025 durchgeführt 
wurde (Kosyakova et al., 2025).

Die erste Welle umfasst über 41.000 im Ausland gebore-
ne Personen im Alter von 18 bis 65 Jahren, die seit spä-
testens 2022 in Deutschland leben. Die Befragung bildet 
verschiedene Zuwanderungsgruppen, Herkunftsregionen 
und rechtliche Aufenthaltsformen diff erenziert ab. Sie er-
möglicht erstmals eine systematische Untersuchung von 
Abwanderungsüberlegungen und konkreten Auswande-
rungsplänen im Zusammenhang mit dem Aufenthaltssta-
tus, soziodemografi schen Merkmalen und Migrationsmo-
tiven.

Im Folgenden beleuchten wir zunächst die Verteilung der 
Eingewanderten in Deutschland (bzw. Personen, die nicht 
in Deutschland geboren wurden) nach ihrem rechtlichen 
Aufenthaltsstatus, bevor wir deskriptive und multivariate 
Zusammenhänge zu Abwanderungsabsichten darstel-
len. Die in Tabelle 1 dargestellte Verteilung zeigt die gro-
ße Heterogenität der rechtlichen Aufenthaltsformen unter 
den Eingewanderten im erwerbsfähigen Alter. Etwa 31 % 
verfügen über die deutsche Staatsbürgerschaft, rund 
24 % sind EU-Bürger:innen. Weitere 17 % besitzen eine 
Niederlassungserlaubnis. Etwa ein Fünftel der Befragten 
lebt hingegen mit einem befristeten Aufenthaltsstatus in 

schaftlich erfolgreicher und sprachlich integrierter sind 
– genau die umworbenen Fachkräfte mit Integrations-
erfolg. Diese selektive Abwanderung stellt eine zentrale 
Herausforderung für die Zukunftsfähigkeit des Standorts 
Deutschland dar.

Auch im internationalen Vergleich wird deutlich, dass Ab-
wanderung ein strukturelles Phänomen der deutschen 
Migrationsdynamik darstellt. Deutschland gehört zu den 
europäischen OECD-Ländern mit den höchsten Rück-
wanderungsquoten unter Zugewanderten. Schätzungen 
auf Basis der OECD International Migration Database und 
des Labour Force Survey zeigen, dass zwischen 2010 und 
2019 rund 67 % der Zugezogenen Deutschland innerhalb 
von fünf Jahren wieder verließen – ein Wert, der innerhalb 
Europas nur von den Niederlanden (75 %) übertroff en wur-
de. In Frankreich, Schweden und dem Vereinigten König-
reich lagen die entsprechenden Quoten dagegen deutlich 
niedriger – zwischen 27 % und 31 % (OECD, 2024).

Die Gründe für eine Abwanderung aus Deutschland sind 
vielfältig (Kosyakova et al., 2025; Boockmann et al., 2022; 
Loschert et al., 2025): Dazu zählen berufl iche Motive (z. B. 
höhere Löhne oder bessere Karrierechancen im Ausland), 
fehlende soziale Integration (etwa infolge von Sprachbar-
rieren oder Diskriminierung), familiäre Bindungen im Her-
kunftsland, politische Veränderungen dort (z. B. für Ge-
fl üchtete) sowie strukturelle und institutionelle Hürden im 
Aufnahmeland – etwa Bürokratie, aufwendige Verfahren 
oder Unsicherheit beim Aufenthaltsstatus. Das Zusam-
menspiel dieser Faktoren prägt die Abwanderungsab-
sichten von Zugewanderten – viele davon entziehen sich 
direkter politischer Steuerung, etwa wenn der Aufenthalt 
von vornherein als zeitlich befristet geplant war. Gleich-
wohl gibt es Ansatzpunkte, um die Bleibewahrscheinlich-
keit zu erhöhen – insbesondere durch die Gestaltung ins-
titutioneller Rahmenbedingungen.

In diesem Beitrag richten wir den Fokus auf einen dieser 
gestaltbaren Faktoren: den Aufenthaltsstatus – und ana-
lysieren, inwieweit er mit Abwanderungsüberlegungen 
und -plänen zusammenhängt.

Mögliche Zusammenhänge mit dem 

Aufenthaltsstatus

Der Aufenthaltsstatus beeinfl usst die rechtliche Sicher-
heit und Mobilitätsoptionen von Zugewanderten – beides 
zentrale Determinanten von Migrationsentscheidungen 
(Dustmann & Görlach, 2016). Dabei spielt insbeson-
dere die zeitliche Befristung eine zentrale Rolle, deren 
Wirkung jedoch ambivalent sein kann. Ein unbefriste-
ter Aufenthaltsstatus – etwa durch Einbürgerung, EU-
Staatsbürgerschaft oder Niederlassungserlaubnis – bie-
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Deutschland – darunter fallen befristete Aufenthaltser-
laubnisse, Visa, humanitärer Schutz oder Duldung. Knapp 
5 % verfügen über eine spezielle Aufenthaltserlaubnis für 
Gefl üchtete aus der Ukraine.

Diese Statusgruppen unterscheiden sich nicht nur hin-
sichtlich ihrer rechtlichen Sicherheit, sondern auch be-
züglich ihrer sozialen Einbindung, Mobilitätsrechte und 
Perspektiven auf Rückkehr oder Weiterwanderung – Fak-
toren, die für Abwanderungsüberlegungen eine zentrale 
Rolle spielen (Bekaert et al., 2024; Constant & Massey, 
2003; Dustmann & Görlach, 2016; Dustmann & Weiss, 
2007; Kosyakova et al., 2025).

Aufenthaltsstatus und Abwanderungsabsichten

Ein erster deskriptiver Blick auf die Daten zeigt deutliche 
Unterschiede in den Abwanderungsabsichten je nach 
Aufenthaltsstatus (siehe Tabelle 2). Besonders häufi g äu-
ßern Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft (29,7 %) 
und EU-Staatsangehörigkeit (31,3 %) entsprechende 
Überlegungen. Dass Eingebürgerte zu den Gruppen mit 
der höchsten Rate an Abwanderungsgedanken zählen, 
erscheint auf den ersten Blick überraschend – schließ-
lich geht die Einbürgerung häufi g mit einer langfristigen 
Bleibeperspektive einher (Kosyakova et al., 2025). Aller-
dings eröff net ein sicherer rechtlicher Status auch größe-
re Mobilitätsfreiheiten, was entsprechende Überlegungen 
wahrscheinlicher macht. Für EU-Bürger:innen gilt Ähnli-
ches: Ihre weitreichenden Freizügigkeitsrechte innerhalb 
Europas erleichtern eine potenzielle Weiterwanderung.

Ebenfalls relativ hohe Werte zeigen sich bei Personen mit 
befristeter Aufenthaltsgenehmigung (22,8 %) oder Visum 

(27,4 %), was im Kontext der begrenzten Aufenthaltsdau-
er plausibel ist. Personen mit Niederlassungserlaubnis 
äußern seltener entsprechende Gedanken (23,3 %), was 
auf die größere rechtliche Sicherheit bei gleichzeitig be-
grenzten Mobilitätsoptionen zurückzuführen sein könnte. 
Deutlich geringer fällt der Anteil unter Gefl üchteten und 
Schutzsuchenden aus: Nur rund 11 % der Personen mit 
anerkanntem Schutzstatus, Duldung oder Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 AufenthG (Ukraine) berichten von Ab-
wanderungsüberlegungen.

Diese Muster zeigen sich in abgeschwächter Form auch 
bei den konkreten Auswanderungsplänen. Während 
5,4 % der EU-Bürger:innen eine Ausreise planen, liegt der 
entsprechende Anteil unter Personen mit Visum bei 4,3 % 
und bei Personen mit befristeter Aufenthaltserlaubnis bei 
3,0 %. Eingebürgerte Personen (2,3 %) und Schutzsu-
chende (1,8 % bis 2,6 %) zeigen demgegenüber deutlich 
niedrigere Werte.

Bei der Interpretation der Befunde ist zu berücksichti-
gen, dass sich die Gruppen nach Aufenthaltsstatus auch 
in ihrer soziodemografi schen Zusammensetzung unter-
scheiden. So verfügen Personen mit deutscher Staats-
bürgerschaft oder unbefristetem Aufenthaltsstatus meist 
über eine längere Aufenthaltsdauer in Deutschland. 
Gleichzeitig zeigen frühere Studien, dass die Abwande-
rungsabsichten mit zunehmender Aufenthaltsdauer eher 
zurückgehen (Bekaert et al., 2024). Zudem bestehen sys-
tematische Unterschiede im Bildungsniveau zwischen 
den Gruppen: Personen mit anerkanntem Schutzstatus 

Aktueller Aufenthaltsstatus Anteil an der Population

Deutsche Staatsbürgerschaft 30,6

EU-Bürger 24,4

Niederlassungserlaubnis 17,3

Befristete Aufenthaltsgenehmigung 11,2

Visum 1,9

Anerkannter Schutzstatus 2,9

Duldung/Aufenthaltsgestattung 3,4

Ukraine-Aufenthaltserlaubnis 4,5

Sonstige 3,8

Tabelle 1
Aktueller Aufenthaltsstatus

Anteil an Personen im erwerbsfähigen Alter (18 bis 65), in %

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosy-
akova et al., 2025), Welle 1; Beobachtungen: 41.571, gewichtet.

Aktueller Aufenthaltsstatus
Auswanderungs-

überlegungen
Auswanderungs-

pläne

Deutsche Staatsbürgerschaft 29,7 2,3

EU-Bürger 31,3 5,4

Niederlassungserlaubnis 23,3 1,8

Befristete 
Aufenthaltsgenehmigung 22,8 3,0

Visum 27,4 4,3

Anerkannter Schutzstatus 11,0 2,3

Duldung/Aufenthaltsgestattung 11,7 1,8

Ukraine-Aufenthaltserlaubnis 11,7 2,6

Sonstige 18,0 2,6

Tabelle 2
Abwanderungsüberlegungen und konkrete -pläne 

nach aktuellem Aufenthaltsstatus

Anteil an Personen im erwerbsfähigen Alter (18 bis 65), in %

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosy-
akova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 41.571, gewichtet.
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enthG. Auch bei konkreten Auswanderungsplänen zeigen 
nur EU-Bürger:innen signifi kant erhöhte Werte. Für Ein-
gebürgerte gilt weiterhin: Häufi ge Auswanderungsüberle-
gungen schlagen sich bislang nicht in konkreten Auswan-
derungsplänen nieder.

Insgesamt zeigt sich, dass sowohl unter Personen mit be-
fristetem als auch unter solchen mit unbefristetem Aufent-
haltsstatus ein ausgeprägtes Auswanderungspotenzial be-
steht. Nur Gefl üchtete und Schutzsuchende äußern deut-
lich geringere Abwanderungsabsichten – was auch mit den 
Bedingungen im Herkunftsland zusammenhängen dürfte 
(Alrababah et al., 2023). Rechtliche Sicherheit allein scheint 
also keine Garantie für dauerhafte Bleibeabsichten zu sein.

Motive hinter Auswanderungsüberlegungen und 

-plänen

Um die Motive hinter den Abwanderungsabsichten besser 
zu verstehen, betrachten wir im letzten Schritt die von den 
Befragten angegebenen Gründe für ihre Auswanderungs-
überlegungen und -Pläne. Die drei häufi gsten Nennungen 
nach Aufenthaltsstatus sind in Abbildung 2 dargestellt. 
Für Personen mit deutscher Staatsbürgerschaft steht 
die politische Lage in Deutschland klar im Vordergrund, 

weisen im Durchschnitt ein niedrigeres Bildungsniveau 
auf als jene, die im Rahmen von Erwerbsmigration nach 
Deutschland kommen (Spörlein et al., 2020). Da ein höhe-
res Bildungsniveau typischerweise mit größerer interna-
tionaler Mobilität einhergeht (Bekaert et al., 2024; Dust-
mann & Weiss, 2007), könnte auch dieser Zusammenhang 
zur Erklärung der beobachteten Unterschiede beitragen.

Regressionsmodelle zu Abwanderungsabsichten

Um den Einfl uss des Aufenthaltsstatus von demografi -
schen Merkmalen zu trennen, analysieren wir im nächs-
ten Schritt Unterschiede in den Abwanderungsabsichten 
auf Basis logistischer Regressionsmodelle unter Kontrolle 
von Alter, Geschlecht, Bildung und Bundesland. Abbil-
dung 1 zeigt die durchschnittlichen marginalen Eff ekte im 
Vergleich zur Referenzkategorie der Personen mit deut-
scher Staatsangehörigkeit.

Die multivariaten Ergebnisse bestätigen: EU-Bürger:innen 
äußern ähnlich häufi g wie Eingebürgerte Abwanderungs-
überlegungen. Personen mit anderen Aufenthaltsstatus 
berichten signifi kant seltener von entsprechenden Ge-
danken – besonders niedrig sind die Werte bei Personen 
mit Schutzstatus, Duldung oder Aufenthalt nach § 24 Auf-

Abbildung 1
Zusammenhang zwischen Aufenthaltsstatus und Auswanderungsüberlegungen und -plänen

Hinweis: Die Abbildung zeigt durchschnittliche marginale Eff ekte im Vergleich zur Referenzkategorie der Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
die auf Basis einer logistischen Regression mit den Kontrollvariablen Alter, Geschlecht, Bildung und Bundesland berechnet wurden. Auf dem 5-Prozent-
Niveau statistisch signifi kante Eff ekte wurden mit einem * versehen. Lesebeispiel: EU-Bürger weisen im Vergleich zu den Personen mit deutscher Staats-
angehörigkeit – alle anderen Faktoren gleichbelassend – die gleiche Wahrscheinlichkeit auf, Auswanderungsüberlegungen zu haben und eine um 3 Pro-
zentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit auf, Auswanderungspläne zu haben.

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosyakova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 41.506, gewichtet.
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die aufwändige Bürokratie der am häufi gsten genannte 
Grund für Abwanderungsüberlegungen und -pläne. Wei-
tere häufi g genannte Faktoren sind sprachliche Barrieren, 
Diskriminierungserfahrungen, steuerliche Belastung so-
wie persönliche Präferenzen. Politische Gründe spielen 
in dieser Gruppe hingegen kaum eine Rolle – vermutlich, 
weil der Kontakt mit Behörden und institutionellen Hürden 
für Personen mit unsicherem Status eine wesentlich grö-
ßere Rolle im Alltag einnimmt.

gefolgt von steuerlicher Belastung und wirtschaftlicher 
Lage. Auch bei Personen mit Niederlassungserlaubnis 
sind die politischen Rahmenbedingungen sowie Steuer-
last und Bürokratie zentrale Beweggründe. Für EU-Bürger 
dominieren dagegen persönliche Motive, ergänzt durch 
politische und wirtschaftliche Gründe.

Deutlich anders fällt das Bild bei Personen mit befriste-
tem Aufenthaltsstatus aus: Über alle Gruppen hinweg ist 

Abbildung 2
Häufi gsten Gründe für Abwanderungsabsichten und -pläne nach Aufenthaltsstatus

Quelle: International Mobility Panel of Migrants in Germany (IMPa, Kosyakova et al., 2025), Welle 1, Beobachtungen: 12.834, gewichtet.
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Fazit

Die Ergebnisse der IMPa-Befragung machen deutlich, 
dass Abwanderung ein relevanter Teil der Migrations-
dynamik in Deutschland ist – und kein Randphänomen. 
Besonders alarmierend ist, dass gerade diejenigen, die 
aufgrund ihrer Qualifi kationen, Erwerbsintegration und 
Sprachkenntnisse zentrale Beiträge zur Fachkräftesiche-
rung leisten könnten, überdurchschnittlich häufi g Abwan-
derungsüberlegungen oder konkrete Auswanderungs-
pläne äußern. Ein unbefristeter Aufenthaltsstatus – sei es 
durch Einbürgerung, EU-Staatsangehörigkeit oder Nie-
derlassungserlaubnis – bietet zwar rechtliche Sicherheit, 
verhindert aber nicht automatisch die Ausreise. Vielmehr 
zeigt sich, dass das Abwanderungspotenzial unter Per-
sonen mit sicherem Status hoch ist, auch wenn es sich 
bislang selten in konkreten Plänen niederschlägt. Bei ei-
ner Verschlechterung der politischen oder wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen könnte sich dieses Potenzial 
jedoch rasch realisieren – mit spürbaren Folgen für den 
Arbeitsmarkt und die Fachkräftesicherung.

Zugleich wird deutlich, dass Schutzsuchende deutlich 
seltener Abwanderungsabsichten äußern – was ange-
sichts rechtlicher Einschränkungen und der Situation im 
Herkunftsland plausibel ist. Umso problematischer ist 
es, wenn gerade diese Gruppe durch aufwändige und oft 
überfordernde bürokratische Prozesse belastet wird. Statt 
sich auf Integration und Teilhabe konzentrieren zu können, 
müssen sie erhebliche Ressourcen für die Bewältigung 
administrativer Anforderungen aufwenden – ein strukturel-
les Integrationshemmnis mit weitreichenden Folgen.

Die Ergebnisse legen nahe: Es braucht migrationspoli-
tische Strategien, die über Zuwanderung hinausgehen. 
Deutschland muss sich stärker als attraktives Bleibeland 
positionieren. Dazu gehören der Abbau bürokratischer 
Hürden, verlässliche und verständliche Verfahren, geziel-
te Integrationsangebote sowie eine gesellschaftliche At-
mosphäre, in der Zugewanderte sich willkommen und an-
erkannt fühlen. Nur so kann langfristige Bindung gelingen 
– und damit auch die demografi sche und wirtschaftliche 
Zukunft Deutschlands gesichert werden.

Title: Stay or go? The residence status of immigrants infl uences their intentions to emigrate
Abstract: Germany is dependent on skilled immigration – but many immigrants consider leaving the country. New panel data shows that 
around a quarter of immigrants are considering leaving, especially those who are better integrated, have good German language skills, 
a high level of education and are employed. Legal residence status plays a key role: although permanent status off ers security, it also 
increases mobility options. EU citizens and naturalised citizens are particularly likely to express intentions to emigrate. Those seeking 
protection, on the other hand, are less likely to express such plans – yet they are the ones who cite bureaucracy as a key motive for leav-
ing. The results show that Germany must position itself not only as a country of immigration, but also as a country of residence – through 
less bureaucracy, better recognition procedures, targeted integration services and an open social climate.
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Migrationsnarrative jenseits der Verwertungslogik
Der Wirtschaftsstandort Deutschland ist auf eine anhaltende und substanzielle 
Zuwanderung angewiesen. Dennoch gibt es eine zunehmend politische Abwehr- und 
Abschottungsrhetorik, insbesondere in Bezug auf Fluchtmigration. Ein Forschungsprojekt 
beleuchtet, wie das Narrativ der Migration als Lösung demografi scher Herausforderungen 
in unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen verfängt. Das Projekt entwickelt fünf konkrete 
Bausteine für eine evidenzbasierte und zukunftsorientierte Kommunikation über Migration 
jenseits der Verwertungslogik. Die Ergebnisse können der Politik helfen, evidenzbasiert und 
zukunftsorientiert über das ökonomisch Notwendige zu sprechen.
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Entgegen den Eindrücken, die politische Diskussionen 
und mediale Berichterstattung zuweilen vermitteln, sind 
die Einstellungen in der Bevölkerung gegenüber Migration 
diff erenziert (z. B. Wieland, 2024; Mason-Sucher, 2025). 
Eine Minderheit der Bevölkerung lehnt eine Integration 
von Gefl üchteten ab. Eine Mehrheit spricht sich für eine 
schnelle Integration von Gefl üchteten in den Arbeitsmarkt 
aus. Im Bereich der Arbeitsmigration besteht eine stabile 
und hohe Zustimmung für diese Migrationsform (Wieland, 
2024). Gleichsam ist die Skepsis gegenüber Akteuren der 
Migrationspolitik auf deutscher und europäischer Ebe-
ne ausgeprägt (Mason-Sucher, 2025) und neben einem 
Wunsch nach Steuerung mit unterschiedlichen Sorgen 
der Bevölkerung verknüpft, beispielsweise um bezahlba-
ren Wohnraum, einen fairen Zugang zu Sozialsystemen 
und als zunehmend ausgeschöpft wahrgenommene Auf-
nahmekapazitäten (Wieland, 2024).

Unabhängig von unterschiedlichen Formen der Neuzu-
wanderung stellt allein die demografi sche Zusammen-
setzung unserer pluralen und diversen Gesellschaft An-
forderungen an eine diff erenzierte Kommunikation über 
„Migration“, da es der Realität in aller Regel nicht gerecht 
wird, pauschalisierend über „Migrant:innen“, „Deutsche“, 
oder „Gefl üchtete“ zu sprechen. Auch ist bekannt, dass 
es wichtig ist, wie über Migration gesprochen wird (z. B. 
Dennison, 2022): Im Zusammenhang mit der Fluchtzu-
wanderung um das Jahr 2015 etwa haben verschiedene 
Arbeiten gezeigt, dass soziale Medien und die Art der 
medialen Auseinandersetzung zu gewaltsamen Übergrif-

fen gegenüber Gefl üchteten beigetragen haben (Müller 
& Schwarz, 2021; Dancygier et al., 2022). Andere Auto-
ren haben herausgearbeitet, dass das Ausmaß medialer 
Berichterstattung über Einwanderung mit stärkeren Sor-
gen über Zuwanderung einhergeht (Czymara & Dochow, 
2018).

Parallel zu einer zunehmenden politischen Abwehr- und 
Abschottungsrhetorik in Bezug auf Fluchtmigration steht 
außer Frage, dass der Wirtschaftsstandort Deutschland 
auf eine anhaltende und substanzielle Zuwanderung an-
gewiesen ist. In diesem Zusammenhang wurde politisch 
versucht, durch – wissenschaftlich gesehen eher vorsich-
tige (Palop-García et al., 2023) – Änderungen des Fach-
kräfteeinwanderungsgesetzes Impulse zu setzen. Dieser 
Zwiespalt zwischen vermeintlich „gezielter“ Abwehr und 
Anwerbung verdeutlicht einerseits, wie wenig ganzheitlich 
Migrationspolitik gegenwärtig ausgestaltet wird und ande-
rerseits die Rolle von wahrgenommener „Verdientheit“ (de-
servingness frames) und wirtschaftlichen Verwertungslogi-
ken. Dabei ist das Konzept einer „menschenrechtskonfor-
men Abschreckungspolitik“, welche die Europäische Union 
im Zusammenhang mit den Reformen des Gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems unterstellt, genauso wenig 
überzeugend, wie die Vorstellung, dass die Debatten um 
die (Nicht)Erwünschtheit bestimmter Einwanderungsgrup-
pen keine breiteren Signale der Ablehnung ausstrahlen. So 
gibt es Hinweise darauf, dass insbesondere von rassisti-
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schen Stereotypen betroff ene Menschen und Menschen 
mit Migrationsbiografi en angesichts solcher Tendenzen 
hinterfragen, welche Zukunftsperspektiven sie in Deutsch-
land haben (Zajak et al., 2024).

In dieser Ausgangslage ist gemeinsam mit Kolleg:innen 
ein Projekt entstanden, bei dem wir uns damit beschäftigt 
haben, wie unterschiedliche Gruppen der Bevölkerung – 
insbesondere Personen mit diversen Migrationsbiografi -
en – das Narrativ aufnehmen, welches Migration als die 
Lösung des demografi schen Wandels präsentiert und 
was wir daraus für eine evidenzbasierte und zukunfts-
orientierte Kommunikation zum Thema Migration lernen 
können. Die nachfolgenden Ergebnisse sind dem Projekt-
report „Jenseits der Verwertungslogik“ (Christinck et al., 
2025) entnommen und in Teilen mit Unterstützung von KI 
zusammengefasst.1

Die Studie

Der demografi sche Wandel bringt in Deutschland erheb-
liche arbeits- und sozialpolitische Probleme mit sich. Zu-
nehmend wird die Zuwanderung von Arbeitskräften als 
wesentlicher Ansatz gesehen, um sowohl der Alterung 
der Gesellschaft als auch dem Arbeits- und Fachkräfte-
mangel zu begegnen. Allerdings fi nden die Perspektiven 
von Migrant:innen – also jener Gruppe, die als „Lösung“ 
präsentiert wird – in öff entlichen Diskursen und in der wis-
senschaftlichen Forschung bisher wenig Beachtung. Ge-
nau an dieser Stelle setzt die Studie an.

Migrationsdiskurse in Deutschland und darüber hinaus 
sind von überspitzten und pauschalisierenden Narrati-
ven geprägt, die dazu dienen, die komplexen Ursachen 
und Folgen von Migration selektiv und vereinfachend 
darzustellen und in Wirkzusammenhänge zu bringen, 
die empirischer Evidenz jedoch nicht standhalten. Nar-
rative werden in der wissenschaftlichen Literatur gleich-
sam zu wichtigen Indikatoren für die öff entliche Hal-
tung und das Verhalten in Bezug auf Migration gezählt, 
auch weil sie normative Ansprüche und entsprechende 
Handlungsansätze oft mittransportieren (Boswell et al., 
2011; Dennison, 2021).

Die Forschung identifi ziert gegenwärtig vier vorherr-
schende Migrationsnarrative (de Haas, 2024): 1. Mas-
senmigrationsnarrativ (Migration nimmt stark zu und ist 
außer Kontrolle geraten), 2. Migration als Bedrohung 
(Migration als eine Gefahr für Sicherheit, Arbeitsplät-
ze und den Wohlfahrtstaat), 3. humanitäres Narrativ 
(Migrant:innen als hilfl ose Opfer ihrer Umstände) und 

1 Für alle nachfolgenden Ergebnisse ist daher auf Christinck et al. 
(2025) zu verweisen.

4.   utilitaristisches Narrativ (Migration als Lösung für 
Fachkräftemangel, ökonomische Stagnation und Bevöl-
kerungsrückgang). Letzteres Narrativ wird mit dem de-
mografi schen Wandel in Verbindung gebracht.

In Deutschland treten dem demografi schen Wandel zu-
geschriebene Arbeitskräfteengpässe vor allem in spezifi -
schen Branchen und Regionen auf. Personen mit Migra-
tionsbiografi en nehmen in diesen Bereichen bereits heu-
te – und auch in Zukunft – eine zentrale Funktion ein (Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration & Beauftragte der Bundesregierung für 
Antirassismus, 2025; Schneemann et al., 2025). Gleich-
zeitig wird jedoch deutlich, dass aktuelle Migrationsbe-
wegungen allein für eine Aufrechterhaltung des Arbeits-
kräfteangebots bei Weitem nicht ausreichen (Hellwagner 
et al., 2023), sodass die Erwartungen an ein starkes Ab-
federn demografi scher Trends mindestens deutlich über-
höht sind.

Um zum einen die Wahrnehmung dieses utilitaristischen 
Narrativs zu untersuchen und es zum anderen mit unter-
schiedlichen Akteuren dialogisch weiterzuentwickeln, 
wurden in dem Forschungsprojekt zwischen Oktober 
2024 und März 2025 elf Stakeholder-Gespräche sowie 
zehn Fokusgruppen mit über 80 Teilnehmenden und ein 
Ergebnisworkshop durchgeführt. Die Fokusgruppen, 
die den Kern der Untersuchung bilden, umfassten Men-
schen mit und ohne Migrationsbiografi e verschiedener 
Herkünfte und Generationen: Kinder von Angeworbe-
nen, ukrainische und syrische Gefl üchtete, internationale 
Studierende, Afrodeutsche, Erwerbsmigrant:innen sowie 
ältere Personen und junge Männer ohne Migrationsbio-
grafi e.

Zentrale Befunde

Die Stakeholdergespräche mit Vertreter:innen aus Zivil-
gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft, darunter Ge-
werkschaften, Verwaltungen, Unternehmen, migrantische 
Selbstorganisationen und Medienschaff ende bestätigen 
zunächst die Verbreitung der genannten dominanten Mi-
grationsnarrative. Gleichzeitig nehmen die befragten Ak-
teure eine starke negative Verschiebung von Migrations-
diskursen in den vergangenen Jahren wahr. Besonders 
Interviewte migrantischer Organisationen kritisieren zu-
dem die oft binäre Trennung zwischen einer „deutschen 
Dominanzgesellschaft“ auf der einen und Menschen mit 
Migrationsbiografi e beziehungsweise als migrantisch 
wahrgenommenen Personen auf der anderen Seite.

Um in den Fokusgruppen eine Diskussionsgrundlage da-
für zu schaff en, das utilitaristische Narrativ zu refl ektieren, 
wurde den Teilnehmenden eine sogenannte „Vignette“ 
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vorgelegt, die das Narrativ verkörperte: Eine Pressemit-
teilung, dass Deutschland aufgrund der alternden Gesell-
schaft Arbeitskräfte brauche und das ökonomische Po-
tenzial von Migrant:innen besser ausschöpfen wolle. Die 
Teilnehmenden diskutierten ihre Reaktionen und entwi-
ckelten anschließend alternative Narrative, sofern sie den 
Bedarf für Anpassungen sahen.

Die Fokusgruppen nahmen das migrationsbejahende 
Narrativ ambivalent und überwiegend kritisch auf, da 
es Migrant:innen auf ihren ökonomischen Nutzen redu-
ziert und etwa Personen ausschließt, die weniger zum 
gesellschaftlichen Wohlstand beitragen können. Insbe-
sondere Teilnehmende, die selbst zu Erwerbs- oder Bil-
dungszwecken nach Deutschland kamen, verknüpfen 
mit diesem Narrativ jedoch auch Chancen. Insgesamt 
fordern Teilnehmende eine diff erenziertere und realisti-
schere Darstellung von Einwanderungsprozessen, um 
strukturelle Barrieren der sozialen und wirtschaftlichen 
Teilhabe sichtbarer zu machen. Zudem plädieren sie 
für die Ergänzung des Narrativs um gemeinsame Wer-
te wie gesellschaftlichen Zusammenhalt, gegenseitige 
Wertschätzung und Anerkennung. Gleichzeitig wurde 
deutlich, dass über Migration unterschiedliche gesell-
schaftliche Themen ausgehandelt werden, was auch 
bestehende Forschung unterstreicht (Foroutan, 2019). 
Hierzu zählen etwa die Themen Zugehörigkeit, Identität 
und soziale Gerechtigkeit.

Kritik an der Verwertungslogik und strukturelle 

Barrieren

In sämtlichen Fokusgruppen wurde die ökonomische 
Verwertungslogik kritisch hinterfragt. Für die Kinder 
und Enkel von Personen, die über Anwerbeabkommen 
nach Deutschland kamen, stand etwa im Fokus, dass 
Migrant:innen dabei auf ihre Arbeitskraft reduziert wür-
den, wodurch sie sich dehumanisiert fühlten. Arbeits- 
und Bildungsmigrant:innen sowie Menschen ohne Mi-
grationsbiografi e lehnten das Narrativ weniger funda-
mental ab.

Zentrale Kritik galt der realitätsfernen Darstellung einer 
barrierefreien Ankunft, die sich für die Teilnehmenden aus 
dem Auslassen entsprechender Barrieren in dem Narrativ 
ergibt. Teilnehmende verwiesen in diesem Zusammen-
gang auf vielfältige strukturelle Hürden. Beim Arbeits-
marktzugang wurden etwa eine fehlende Arbeitserlaub-
nis, mangelnde Anerkennung von Qualifi kationen und 
Hie rarchisierung von Berufen als Hauptbarrieren benannt. 
Sprachbarrieren werden durch mangelnden Zugang zu 
Kursen verstärkt, wobei Arbeitgebende oft auf als unnötig 
wahrgenommene, sehr gute Deutschkenntnisse bereits 
bei Jobantritt bestehen würden. Auch Diskriminierung 

wurde in fast allen Gruppen thematisiert, besonders prä-
sent bei Afrodeutschen und Kindern von Angeworbenen. 
Weitere Barrieren umfassten Wohnungsmarktzugang, 
Bürokratie und unsichere Aufenthaltstitel.

Forderung nach geteilten gesellschaftlichen Werten 

und Zielen

Im Zusammenhang mit der gemeinsamen Weiterent-
wicklung des Narrativs war auff ällig, dass alle Fokus-
gruppen alternative Narrative jenseits reiner Wirtschaft-
lichkeit entwickelten und meist übergeordnete gesell-
schaftliche Werte und Ziele ergänzten. Zusammenhalt 
und Gemeinschaft standen für die Teilnehmenden dabei 
im Fokus, wenngleich diese Themen nicht näher konkre-
tisiert wurden.

In fast allen Fokusgruppen wurde die gesellschaftliche 
Teilhabe als wesentliche Grundlage für ein funktionie-
rendes Zusammenleben in einer pluralen Gesellschaft 
hervorgehoben. Besondere Bedeutung kamen dabei 
praktischen Maßnahmen wie der Reduzierung bürokra-
tischer Hürden durch digitale Lösungen und einem er-
leichterten Zugang zum Arbeitsmarkt zu. Auch eine ge-
meinsame Sprache, ein einfacherer Zugang zu Sprach-
kursen, Gesundheitsversorgung, Bildungsgerechtigkeit 
und Unterstützung bei der Wohnungssuche wurden in 
allen Gruppen, als wichtige Instrumente zur Förderung 
sozialer Teilhabe angesehen. In diesem Zusammenhang 
sahen die Teilnehmenden den Staat klar in der Verantwor-
tung, sozialstaatliche Maßnahmen zu ergreifen. Es wurde 
deutlich, dass diese Anliegen nicht nur Neuzugewanderte 
oder Menschen mit Migrationsbiografi en betreff en, son-
dern die gesamte Gesellschaft. Gleichsam wurde „Integ-
ration“ mehrheitlich als gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
verstanden.

Unterschiede zwischen den Fokusgruppen deuteten 
sich etwa in Bezug auf die Frage an, inwiefern Teilneh-
mende ausschließlich auf die in Deutschland lebende 
Bevölkerung fokussieren beziehungsweise wie kritisch 
sie einer weiteren Neuzuwanderung gegenüberstehen. 
Einstellungen gegenüber migrationsbedingter Diversi-
tät fächerten sich dabei entlang des Spektrums eines 
„passiven Hinnehmens“ (da wirtschaftlich notwendig) 
und aktiver Wertschätzung auf. Auch in Bezug auf Mittel 
und Werkzeuge zur Förderung sozialer Teilhabe zeigten 
sich unterschiedliche Schwerpunktsetzungen. So the-
matisierten migrantische Gruppen vor allem die Rolle 
von Chancengerechtigkeit und den Abbau von Barrie-
ren während nicht migrantische Teilnehmende eher den 
wirtschaftlichen Beitrag von Einwanderung betonten. 
Ungeachtet der unterschiedlichen Refl ektionen und vor-
genommenen Anpassungen des utilitaristischen Migra-
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tionsnarrativs lassen sich einige übergreifende Schluss-
folgerungen ziehen im Hinblick auf unterschiedliche 
Perspektiven und auf zukunftsorientierte Kommunikati-
onsstrategien.

Unterschiedliche Perspektiven nach 

Migrationserfahrung

Nicht-migrantische Teilnehmende behielten das ur-
sprüngliche Narrativ (demografi scher Wandel, wirtschaft-
licher Nutzen) größtenteils bei, fügten aber gesellschaftli-
chen Zusammenhalt hinzu und forderten eine verschärfte 
Selektion von Neuzuwandernden. Migrantische Gruppen 
veränderten das Narrativ stärker. Mehrere Gruppen stell-
ten die Selektion von Migrant:innen grundlegend infrage. 
Vor allem Erwerbsmigrant:innen und internationale Stu-
dierende sprachen sich aktiv für die Rekrutierung von Ar-
beitskräften aus. Alle migrantischen Gruppen forderten in 
ihren weiterentwickelten Narrativen die Überwindung von 
Diskriminierung.

Fünf Bausteine für evidenzbasierte und 

zukunftsorientierte Migrationsnarrative

1. Demografi schen Wandel greifbar machen

Im Zusammenhang mit Herausforderungen des demo-
grafi schen Wandels zeigt sich, dass das Thema zwar be-
kannt ist, jedoch zu abstrakt bleibt, um die Dringlichkeit 
des Themas zu erfassen und mit konkreten Lebensreali-
täten der Teilnehmenden zu verknüpfen. Das geht sowohl 
aus den Fokusgruppen als auch aus den Stakeholderge-
sprächen hervor.

Empfehlung: Die Kommunikation sollte sich nicht auf 
das abstrakte Konzept des demografi schen Wandels 
beschränken, sondern konkrete erlebbare Herausfor-
derungen benennen, die an die Lebensrealitäten der 
Adressat:innen anschließen.

2. Vielfalt migrantischer Lebenswelten sichtbar machen

Dominante Narrative homogenisieren Menschen mit Mi-
grationsbiografi e. Unsere Analysen verdeutlichen, dass 
unterschiedliche Gruppen in Bezug auf das grundsätzlich 
migrationsbejahende utilitaristische Narrativ verschiedene 
Erfahrungen, Bedürfnisse und Wünsche haben. Ukraini-
sche Gefl üchtete beispielsweise betonen andere Barrie-
ren als Kinder von Angeworbenen oder internationale Stu-
dierende.

Empfehlung: Statt über „die Migrant:innen“ zu sprechen, 
sollten spezifi sche Gruppen und ihre jeweiligen Erfahrun-
gen konkret adressiert werden. Das erfordert die Einbin-

dung und Anerkennung unterschiedlicher migrantischer 
Perspektiven.

3. Strukturelle Barrieren in der Kommunikation zu Migration 

thematisieren

Das Bild barrierefreier Teilhabe entspricht nicht der Le-
benserfahrung migrantisch besetzter Fokusgruppen und 
wird als realitätsfern kritisiert.

Empfehlung: Strukturelle Barrieren – wie hier der Arbeits-
marktintegration – sollten klar benannt werden. Dazu ge-
hören beispielsweise Diskriminierung, die erschwerte An-
erkennung von Abschlüssen, bürokratische Hürden. Die 
Benennung von Hürden schaff t Klarheit und ist Voraus-
setzung für deren Abbau.

4. Demografi sches Migrationsnarrativ mit positiver, 

anschlussfähiger Zukunftsvision verknüpfen

Einem Narrativ, das ausschließlich auf die Bewältigung 
des demografi schen Wandels und den Nutzen für die 
Wirtschaft fokussiert, begegnen alle Fokusgruppen kri-
tisch. Sie formulierten Narrative mit gemeinsamen gesell-
schaftlichen Zielen und Werten.

Empfehlung: Eine gesellschaftliche Zukunftsvision, die 
sich auf verbindende Werte und positive Emotionen 
stützt, hat das Potenzial, Diff erenzen zwischen unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen zu überbrü-
cken. Zukunftsorientierte Kommunikation über Migration 
erfordert einen Perspektivwechsel: Statt unterschiedli-
che Formen der Migration nur anhand der wirtschaftli-
chen Nützlichkeit zu betrachten, sollten sie als normaler 
Teil einer pluralen Gesellschaft anerkannt werden.

5. Räume des Austauschs und der Refl exion schaff en

In den Fokusgruppen kam es zu einem strukturierten 
Austausch verschiedener Perspektiven und Erfahrun-
gen. Mechanismen der Ausgrenzung, etwa entlang ras-
sistischer Stereotype, wurden so im Dialog sichtbar und 
konnten gemeinsam ein Stück weit refl ektiert werden, 
was in Teilen als bereichernd beschrieben wurde.

Empfehlung: Es ist ratsam, gezielt Räume für Austausch 
und Refl exion zu schaff en, vor allem auf lokaler Ebene – 
für den Dialog zwischen unterschiedlichen Personen so-
wie als geschützte Räume für diejenigen, die Diskriminie-
rung erleben. Organisationen, die Antidiskriminierungs-
arbeit leisten, spielen dabei eine wichtige Rolle. Eine 
Kommunikation über Migration, die Diskriminierungssen-
sibilität und Selbstrefl exion fördert, kann diesen Prozess 
unterstützen.
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Implikationen für Politik und Praxis

Narrative und Kommunikationsstrategien beeinfl ussen die 
Wahrnehmung von Migration sowie politische Entschei-
dungen und das gesellschaftliche Zusammenleben. Die 
Studie verdeutlicht, dass undiff erenzierte Narrative, die 
Migration nur als Problem oder Lösung darstellen und mi-
grantische Perspektiven ausblenden, weder evidenzba-
siert noch tragfähig sind. Die Studie bietet konkrete Impul-
se für eine zukunftsorientierte, evidenzbasierte Kommu-
nikation an der Schnittstelle zwischen Migration und den 
Herausforderungen des demografi schen Wandels.
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tungen sind ein zentraler Faktor, damit Deutschland ein 
attraktives Zielland für junge, internationale Talente bleibt. 
Dazu zählt auch der Abbau bürokratischer Hürden, die 
durch lange Wartezeiten bei Aufenthalts- und Einbürge-
rungsprozessen viel Unsicherheit und Friktionen bei Ein-
wanderern und ihren Familien schaff en, was die Attraktivi-
tät als Zuwanderungsland reduziert.

Gegenwärtig wissen wir aber sehr wenig darüber, welche 
Kompetenzen und Fähigkeiten gut qualifi zierte Einwande-
rer eigentlich nach Deutschland bringen beziehungsweise 
welche Kompetenzen durch Abwanderung das Land ver-

Deutschland hat in den letzten Jahren einen starken An-
stieg der Zuwanderung erlebt und war sogar in einigen 
Jahren weltweit das beliebteste Einwanderungsland 
(Gathmann & Monscheuer, 2024). Während sich die Auf-
merksamkeit der Medien und Öff entlichkeit vorrangig um 
Fluchtmigration und Asylsuchende dreht, wird oft überse-
hen, dass Deutschland auch viele internationale Fachkräf-
te anzieht, die der Wirtschaft oft dringend gesuchtes Hu-
mankapital zuführen. Die Attraktivität Deutschlands beruht 
zum einen auf der guten ökonomischen Entwicklung der 
letzten Jahre, mit einem enormen Zuwachs an Arbeitsplät-
zen; zum anderen hat Deutschland in den letzten Jahren 
Bedingungen geschaff en, die es potenziellen Fachkräf-
ten erleichtern, eine Arbeit oder ein Studium in Deutsch-
land aufzunehmen, sowie nach erfolgreichem Studienab-
schluss im deutschen Arbeitsmarkt zu verbleiben.

Jedoch gehört zur Wahrheit auch, dass Deutschland 
nicht nur hohe Einwanderung verzeichnet, sondern auch 
hohe Abwanderungsraten. Gerade besser Ausgebildete, 
sowohl Einheimische, wie auch Zugewanderte, verlassen 
häufi g das Land. Der Schlüssel, dem entgegenzuwirken, 
sind attraktive Rahmenbedingungen, damit die Talente, 
zugewanderte wie einheimische, im Land bleiben und ih-
re Kompetenzen gewinnbringend nutzen. Investitionen in 
die Qualität der Hochschulen und Weiterbildungseinrich-
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land zurückkehren, werden nach unserer Defi nition als 
Zuwanderer defi niert, ebenso wie ausländische Staats-
bürger, die ihre gesamte Ausbildung in Deutschland ab-
solvieren und somit als Einheimische gezählt werden.

Klassifi kation der Fähigkeiten

Ausgehend von den Kenntnissen und Kompetenzen, die 
Nutzer in ihren Profi len aufl isten, setzen wir Large Lan-
guage Models (LLMs)4 ein, um die vielen verschiedenen 
Kompetenzen in den Profi len zu klassifi zieren. Im ersten 
Schritt fragen wir nach einer Beschreibung jeder Kom-
petenz, da dies die Klassifi zierung einfacher und zuver-
lässiger macht. Im zweiten Schritt werden dann die Kom-
petenzen in dreizehn Kategorien nach ihrer jeweiligen 
Häufi gkeit aggregiert. Tabelle 1 zeigt die dreizehn Kate-
gorien von Kompetenzen und welche Fähigkeiten diese 
beinhalten. Neben den aus der Taskliteratur bekannten 

4 Genauer gesagt nutzen wir Qwen3-235B-A22B-Instruct (https://arxiv.
org/abs/2505.09388).

lassen. Herkömmliche Datenquellen, wie etwa die amt-
liche Statistik oder der Mikrozensus, verfügen nur über 
wenige Informationen (etwa den Bildungsgrad). Im Dun-
keln bleibt hingegen, welche Kompetenzen Deutschland 
importiert beziehungsweise exportiert und ob Zuwande-
rer andere Kompetenzen mitbringen als die einheimische 
Bevölkerung aufweist. In den letzten Jahren sind jedoch 
neue, webbasierte Datenquellen verfügbar geworden, 
die eine tiefergehende Analyse der Kompetenzstruktur 
von Zuwanderung zulassen. Insbesondere können wir 
damit die Multidimensionalität von Kompetenzen erfas-
sen (Woessmann, 2025).

Datengrundlage

Wir nutzen in diesem Beitrag Daten von LinkedIn-Nutzern 
aus der ganzen Welt, die von Revelio Labs aufbereitet 
werden. Die Daten beinhalten detaillierte Informationen 
zu den individuellen Kompetenzen, sowie Informationen 
zu Jobs und Ausbildung.1 Ein weiterer Vorteil der Daten 
ist, dass Migration zwischen Ländern und Kontinenten er-
fasst wird. So weiß man, ob eine Person, die in Deutsch-
land ihr Studium abgeschlossen hat, danach ausgewan-
dert ist, um etwa in Frankreich zu arbeiten, und ob sie 
gegebenenfalls zu einem späteren Zeitpunkt wieder nach 
Deutschland zurückgekehrt ist.

Obwohl LinkedIn weltweit stark verbreitet ist und die Da-
ten sehr umfangreich sind, haben nicht alle ein LinkedIn-
Profi l. Tendenziell sind es eher Menschen mit höheren 
Bildungsabschlüssen, die auf LinkedIn vertreten sind. 
Unsere Analyse bezieht sich daher vornehmlich auf die 
Kompetenzen gut ausgebildeter Zuwanderer nach und 
Abwanderer aus Deutschland.2 Zu diesem Zweck zie-
hen wir alle Profi le heran, welche jemals einen Job oder 
eine Ausbildung in Deutschland in ihrem Profi l aufl isten. 
Wir defi nieren Zuwanderer nach Deutschland als Perso-
nen, die nach einer Periode im Ausland (Arbeitsstelle oder 
Ausbildung) einen Job oder eine Ausbildung in Deutsch-
land anfangen. Wir defi nieren Abwanderer als Personen, 
die nach einer Zeit in Deutschland eine Stelle oder Aus-
bildung im Ausland beginnen. Wir defi nieren als Einhei-
mische Personen, deren erste Ausbildungsstätte oder Ar-
beitsplatz in Deutschland liegt.3 Die Flussgrößen Zuwan-
derung und Abwanderung sind nicht gleichzusetzen mit 
dem Herkunftsland; deutsche Staatsbürger, die für ihre 
Ausbildung ins Ausland gehen und dann nach Deutsch-

1 Spezifi sche Kompetenzen wie z. B. Matlab, C++ oder Fähigkeiten wie 
„sprechen in der Öff entlichkeit“.

2 Unter den Zuwanderern zwischen 2012 und 2022 in unseren Daten 
haben 45 % einen Universitätsabschluss. Im Mikrozensus haben un-
ter den Zuzügen von 2010 bis 2019 30 % einen Hochschulabschluss.

3 Diese Abgrenzung folgt der Literatur, siehe etwa Amanzadeh et al. 
(2024).

Tabelle 1
Dimensionen an Kompetenzen

Die Tabelle zeigt die 13 Kompetenzbereiche und welche Fähigkeiten ex-
emplarisch darunter subsumiert wurden.

Quelle: Eigene Kalkulation auf der Basis von LinkedIn Profi len von Revelio 
Labs. Die Kategorisierung ist angelehnt an Deming und Kahn (2018).

Kategorie Beschreibung

Kognitiv Problemlösung, Forschung, analytisches Den-
ken, kritisches Denken, Mathematik, Statistik

Sozial Kommunikation, Teamarbeit, Zusammenarbeit, 
Verhandlung, Präsentation

Charakter Organisiert, detailorientiert, Multitasking, 
Zeitmanagement, Termine einhalten, energie-
geladen

Schreiben Jegliches Schreiben, Redigieren, Copywriting, 
Technisches Schreiben

Kundenservice Kunde, Vertrieb, Klient, Patient

Projektmanagement Projektmanagement

Personalführung Aufsicht, Führung, Management (nicht Projekt), 
Mentoring, Mitarbeitende

Finanzen Budgetierung, Buchhaltung, Finanzen, Kosten

Computer allgemein Allgemeine Computerkenntnisse und gängige 
Offi  ce-Software (z. B. Excel, PowerPoint)

Spezifi sche Software Programmiersprachen, Software-Enginee-
ring-Kompetenzen oder spezialisierte Software 
(z. B. Java, SQL, Python, SAP)

Rechtlich Recht, Vorschriften, Verträge, Richtlinien, 
Compliance, Rechtsrecherche

Sprachen Übersetzen, Dolmetschen, Fremdsprachen, 
Sprachunterricht

Sonstige Die Fähigkeit passt in keine der obigen Kate-
gorien
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mit verbundenen Restriktionen jäh unterbrochen wird. Ab 
2021 kommt es dann zu einer leichten Erholung, die je-
doch 2022 noch nicht abgeschlossen ist.

Die rechte Grafi k zeigt die Kompetenzen, die Deutschland 
wieder verlassen. Zunächst fällt auf, dass der Abfl uss 
an Kompetenzen wesentlich geringer ist als der Zufl uss 
– Deutschland ist also durchgehend ein Nettoimporteur 
von Kompetenzen. Vor der Pandemie sind nicht nur die 
Zufl üsse, sondern auch die Abfl üsse stark angestiegen. 
2020 hat die Abfl üsse weniger stark beeinträchtigt als die 
Zufl üsse, sodass Deutschland in der Pandemie weniger 
Kompetenzen importiert hat. Interessanterweise ist der 
Abfl uss an Kompetenzen nach der Pandemie nicht wieder 
angestiegen – anders als die Zufl üsse.

Abbildung 2 zeigt den Nettoimport von Humankapital für 
alle dreizehn Kompetenzen. Deutschland gewinnt durch 
Netto-Einwanderung besonders viele Kompetenzen im 
Bereich der IT; der Import von IT-Kompetenzen ist über 
die Jahre angestiegen, wurde in der Pandemie 2020 und 
2021 unterbrochen, um 2022 wieder auf das Niveau vor 
der Pandemie anzusteigen. Abbildung 2 verdeutlicht 
nochmals die Zäsur der Pandemie: 2020 kam nur etwa 
die Hälfte der Kompetenzen nach Deutschland wie in den 
Jahren zuvor. Obwohl es zu einem deutlichen Anstieg des 
Nettozufl usses kam, durch mehr Zufl üsse, aber auch ge-
ringere Abfl üsse, ist auch 2022 noch keine vollständige 
Erholung zu den Jahren vor der Pandemie zu beobachten.

Abbildung 1
Import und Export an Kompetenzen nach Deutschland

Zahl der von Zuwanderern (links) und Abwanderern (rechts) aufgelisteten Kompetenzbereiche (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profi len von Revelio Labs.

Kategorien der kognitiven und sozialen Fähigkeiten wer-
den auch allgemeine und spezifi sche IT-Kenntnisse sowie 
spezifi sche Kenntnisse zu Finanzen, Kundenservice oder 
Projektmanagement erfasst.

Welche Kompetenzen bringen Zuwanderer nach 

Deutschland?

Zunächst betrachten wir den Import von Kompetenzen 
nach Deutschland über den Zeitraum von 2012 bis 2022. 
Das Jahr bezieht sich hierbei immer auf den Zeitpunkt, zu 
dem in einem Profi l die neue Arbeits- oder Ausbildungs-
stelle genannt wird. Ein Zuwanderer aus dem Ausland 
fl ießt also nur im Jahr des Wechsels nach Deutschland in 
die Berechnungen ein. Hierbei ist zu erwähnen, dass jede 
Person mehrere Fähigkeiten mitbringt und in ihrem Profi l 
angibt. Dadurch übersteigt der Gesamtzufl uss an Kom-
petenzen mit rund 4 Mio. für 2022 bei weitem die Zuwan-
derung an Köpfen.

Die linke Grafi k in Abbildung 1 zeigt, dass Zuwanderer in 
erheblichem Maß Kompetenzen nach Deutschland brin-
gen. Diese liegen besonders im Bereich IT-Know-how, 
kognitive Kompetenzen und Erfahrung in Personal- und 
Projektmanagement. Dagegen spielen länderspezifi sche 
Kompetenzen, wie etwa rechtliche Fähigkeiten, eine ge-
ringere Rolle. Im Zeitverlauf sehen wir einen Anstieg der 
importierten Kompetenzen, insbesondere im Bereich von 
IT-Fähigkeiten, der durch die Pandemie 2020 und die da-
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Abbildung 3 zeigt, dass sowohl Erwerbs- als auch Bil-
dungsmigration wichtige Quellen des Kompetenzim-
portes für Deutschland sind. Erwerbsmigration steuert 
mit ca. 60 % einen etwas größeren Anteil bei als die 
Bildungsmigration (ca. 40 %). Interessant ist auch, dass 
die Erwerbsmigration (linke Grafi k) viel stärker negativ 
durch die Pandemie betroff en war, aber schon 2022 
vollständig auf das Niveau vor der Pandemie zurückge-
kehrt ist. Dies gilt jedoch nicht für die Bildungsmigration 
(rechte Grafi k). Zwar war der Einbruch durch die Pande-
mie nicht so stark wie bei der Erwerbsmigration, jedoch 
haben sich die Zahlen auch nicht wieder erholt, sodass 
2022 der Zufl uss noch deutlicher unter der Periode vor 
der Pandemie lag. Zum jetzigen Zeitpunkt lässt sich 
nur spekulieren, woran die langsame Erholung der Bil-
dungsmigration – auch und gerade relativ zur Erwerbs-
migration – liegt und ob dies längerfristige Auswirkun-
gen auf den Zugewinn an Kompetenzen für Deutschland 
hat.

Betrachtet man die Zusammensetzung der Kompeten-
zen, zeigt sich, dass die Verteilung der Kompetenzen 
zwischen Erwerbs- und Bildungsmigration recht ähnlich 
ist. Erwerbsmigration bringt mehr Kompetenzen im IT-Be-
reich nach Deutschland, was die starke Nachfrage nach 
IT-Fachkräften widerspiegelt, die durch einheimische Ar-
beitnehmer nicht bedient werden kann.

Woher kommen die Kompetenzen und wohin gehen 

sie?

Als nächstes betrachten wir die Länder, aus denen die 
Kompetenzen der Zuwanderer kommen, sowie in welche 
Länder Deutschland wiederum Kompetenzen exportiert. 
Hierzu schauen wir uns die Gesamtsumme aller Kompe-
tenzzufl üsse im Zeitraum von 2012 bis 2022 an und stel-
len diese den Gesamtabfl üssen an Kompetenzen gegen-
über. Das Herkunftsland ist dabei das Land der ersten 
vorliegenden Information im Nutzerprofi l und kann von 
der Staatsbürgerschaft abweichen. Zu beachten ist hier 
noch, dass LinkedIn in Nordamerika und Europa verbrei-
teter ist als etwa in Asien, Afrika und Südamerika, sodass 
relative Vergleiche zwischen Kontinenten schwierig zu in-
terpretieren sind. Abbildung 4 zeigt ein Sankey-Diagramm 
der Zu- und Abfl üsse, wobei die wichtigsten Herkunftsre-
gionen oben gelistet sind. Die Farben beziehen sich auf 
die verschiedenen Kompetenzen; je wichtiger eine Kom-
petenz für eine Region, desto weiter oben erscheint sie in 
der Grafi k.

Während sich die Medienaufmerksamkeit und öff entli-
che Diskussion vor allem um Fluchtmigration und Asyl-
suchende dreht, zeigt die Abbildung, dass Europa – und 
vor allem Zentral- und Osteuropa – die wichtigste Quelle 

Die Bedeutung von Erwerbs- und Bildungsmigration

Aus der Sicht der Einwanderungspolitik stellt sich nun die 
Frage, ob der starke Nettoimport von Kompetenzen vor 
allem durch Erwerbsmigration oder aber Bildungsmigra-
tion nach Deutschland kommt. In beiden Bereichen hat 
es in den letzten zwei Jahrzehnten wichtige Reformen 
gegeben. So hat etwa 2012 die „Aufenthaltsverordnung 
zur Erleichterung der Einreise und des Aufenthaltes von 
Fachkräften“ das Bleiberecht für ausländische Studieren-
de nach einem erfolgreichen Studienabschluss auf bis zu 
18 Monate erweitert, was es vielen Studierenden ermög-
licht, im deutschen Arbeitsmarkt zu verbleiben. Im Be-
reich der Erwerbsmigration gab es ebenso durch die Blue 
Card und Fachkräfteeinwanderungsgesetze erleichterte 
Einwanderungsbedingungen für qualifi zierte Arbeitskräf-
te. Wir defi nieren als Erwerbsmigration Personen, die aus 
dem Ausland kommend einen Arbeitsplatz in Deutsch-
land antreten. Bildungsmigration beinhaltet dagegen 
Personen, die aus dem Ausland für eine Ausbildung oder 
ein Studium nach Deutschland kommen. Anzumerken ist 
hier noch, dass wir Fähigkeiten nicht dynamisch erfassen, 
also nicht wissen, wie sich Kompetenzen etwa durch ein 
Studium verändern.

Abbildung 2
Nettoimport an Kompetenzen

Genannte Kompetenzbereiche von Zuwanderern minus denen der Abwan-
derer (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profi len von Re-
velio Labs.
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für den Humankapitalimport nach Deutschland ist. Dies 
bestätigen auch die Zahlen zur Nettozuwanderung an 
Personen, wo Europa zwei Drittel aller Zuwanderer nach 
Deutschland stellt (Gathmann & Monscheuer, 2024, Ab-
bildung 2).

Europa ist allerdings auch die wichtigste Zielregion für 
den Abfl uss von Kompetenzen aus Deutschland. Dies 
spiegelt zum einen die höhere Mobilität von besser aus-
gebildeten Personen wider, aber auch die oft zirkulären 
Migrationsströme, in denen Zuwanderer nach einigen 
Jahren in Deutschland wieder in ihr Herkunftsland zu-
rückkehren (Kosyakova et al., 2025).

Ebenso ist Deutschland ein Nettoimporteur von Kompe-
tenzen aus Asien, aber ein Nettoexporteur von Kompe-
tenzen nach Nordamerika und hier insbesondere in die 
USA. Dies spiegelt die traditionell hohe Attraktivität der 
USA für gut qualifi zierte Arbeitskräfte, aber auch als Stu-
dienort wider. Es wird zu beobachten sein, ob sich der 
Kompetenzexport durch die restriktivere Einwanderungs-
politik der US-Regierung abschwächt, und Deutschland 
gegebenenfalls für andere Herkunftsländer noch attrak-
tiver als Zielland wird. Beides wird stark von der ökono-
mischen Attraktivität und weiterhin liberalen Einwande-
rungspolitik Deutschlands abhängen.

Abbildung 3
Kompetenzimport durch Erwerbs- und Bildungsmigration

Genannte Kompetenzbereiche von Erwerbsmigration und Bildungsmigration (2012 bis 2022).

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profi len von Revelio Labs.
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gionen (Europa, Asien und Nordamerika) sind. Dies gilt 
ebenso für den Export; auch hier spielen IT-Kompeten-
zen, kognitive und Projektmanagement-Fähigkeiten, die 
größte Rolle. Dies deutet darauf hin, dass diese Kompe-
tenzbereiche zunehmend allgemeine Fähigkeiten sind, 
die in vielen Bereichen gebraucht und daher von vielen 
Ländern gesucht werden. Dies sollte nicht verwundern, 
spielen diese doch für die digitale Transformation und 
besonders KI eine wichtige Rolle. Jedoch bedeutet dies 
auch, dass der Wettbewerb um diese Talente und Fähig-
keiten international besonders hoch ist.

Zuwanderer bringen überproportional viele 

spezialisierte IT-Kenntnisse

Die Tatsache, dass Deutschland in großem Umfang Kom-
petenzen importiert, wirft die Frage auf, wie sich die Kom-
petenzen der Zuwanderer relativ zu denen der Einheimi-
schen verhalten. Die Forschungsliteratur betont, dass Zu-
wanderer oftmals komplementäre Fähigkeiten ausüben, 
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aber einen zunehmenden Mangel an Fachkräften in eini-
gen Berufen hat, könnte es auch sein, dass Zuwanderer 
ähnliche Kompetenzen wie Einheimische aufweisen, da 
die Nachfrage nach diesen Fähigkeiten das lokale Ange-
bot übersteigt.

Um die Kompetenzen der Zuwanderer den Einheimischen 
gegenüberzustellen, nutzen wir die ca. 9.000 unklassifi -
zierten Fähigkeiten, die in den Profi len aufgelistet sind. 
Wir kalkulieren zunächst das Quotenverhältnis (odds 
ratio) für jede gelistete Fähigkeit, also wie oft eine Kom-
petenz von einem Zuwanderer relativ zu Einheimischen 
genannt wird. Dieser erste Schritt zeigt auf, ob eine be-
stimmte Kompetenz unter Zuwanderern überproportional 
oft genannt wird. Um die Rechenzeit zu verkürzen, fokus-
sieren wir uns im nächsten Schritt auf die 1.000 am häu-
fi gsten genannten Kompetenzen. Wir nutzen diese Kom-
petenzen, um mittels einer logistischen Regression vor-
herzusagen, ob es sich um einen Zuwanderer oder einen 
Einheimischen handelt. Für jede Kompetenz berechnen 

Abbildung 4
Herkunftsregionen und Zielregionen verschiedener Kompetenzen

Herkunftsregionen der Summe der genannten Kompetenzenbereiche zwischen 2012 und 2022 von Zuwanderern und Abwanderern.

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profi len von Revelio Labs.

wir dann, wie viel Vorhersagekraft die Kompetenz hat.5 
Diese Vorgehensweise hat den weiteren Vorteil, dass wir 
die Möglichkeit berücksichtigen, dass manche Kompe-
tenzen häufi ger auf Plattformen genannt werden als an-
dere; dies könnte etwa auf Software-Kompetenzen oder 
Sprachkenntnisse zutreff en.

Abbildung 5 zeigt die zehn Kompetenzen mit der höchs-
ten Vorhersagekraft, ob eine Person ein Zuwanderer oder 
Einheimischer (links) oder ein Abwanderer oder Einhei-
mischer (rechts) ist. Unter Zuwanderern sind spezifi sche 
IT-Kenntnisse wie Python, Matlab oder C++ relativ zu 
Einheimischen stark überrepräsentiert. Zusammen mit 
Datenanalyse und weiteren Softwarekenntnissen macht 
Abbildung 5 deutlich, dass IT-Kenntnisse der wichtigste 

5 Konkret berechnen wir für jede Fähigkeit die Delta-Abweichung: DD 
= 2*(Log-Likelihood(Modell mit Kompetenz und Konstante) – Log-
Likelihood(Modell nur mit Konstante)). Je höher DD, desto mehr trägt 
die Kompetenz dazu bei, Zuwanderer zu identifi zieren.
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onalen Talenten an Deutschland zu stärken. Auf diese Wei-
se kann das Land nicht nur kurzfristig von Zuwanderung 
profi tieren, sondern seine Position als dauerhaft attraktiver 
Standort für Ausbildung und Beschäftigung festigen.
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Importschlager sind – nicht nur absolut, sondern auch 
relativ zu den Kenntnissen, die Einheimische haben. Un-
ter Abwanderern sind kognitive Kompetenzen und allge-
meine IT-Kenntnisse überproportional stark vertreten. 
Jedoch tauchen hochspezialisierte IT-Kenntnisse nicht 
unter den exportierten Kompetenzen relativ zu Einheimi-
schen auf. Deutschland profi tiert also stark von den spe-
zialisierten IT-Kenntnissen, die Zuwanderer mitbringen 
und damit eine Nachfrage nach diesen Kompetenzen be-
dienen, die Einheimische nicht alleine leisten können.

Ausblick

Entscheidend wird es sein, die Rahmenbedingungen für 
Fachkräfte in Deutschland gezielt zu verbessern, um die 
Attraktivität Deutschlands zu erhöhen und hochqualifi -
zierte Beschäftigte im Land zu halten. Eine zentrale Rolle 
spielt dabei, dass bürokratische Hürden im Bildungs- und 
Arbeitsmarktzugang reduziert werden, um die Bindung so-
wohl von einheimischen Fachkräften als auch von internati-

Abbildung 5
Kompetenzen von Zuwanderern und Abwanderern relativ zu Einheimischen

Top-10-Kompetenzen, die Zuwanderer (links) bzw. Abwanderer (rechts) relativ zu Einheimischen benennen.

Quelle: eigene Kalkulationen auf der Basis von LinkedIn-Profi len von Revelio Labs.
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gisch gestaltet werden. Insbesondere die Arbeitsmigrati-
on ist vergleichsweise wenig umstritten und gewinnt vor 
dem Hintergrund des demografi schen Wandels und des 
akuten Fachkräftemangels in vielen EU-Mitgliedstaaten 
an Bedeutung. Gezielte Zuwanderung kann Engpässe in 
zentralen Branchen wie der Pfl ege, dem Bauwesen oder 
dem Ingenieurwesen lindern. Dabei gilt: Sollten Arbeits-
kräfte dauerhaft in Deutschland bleiben, sind wirksame 
Integrationsmaßnahmen unerlässlich. Für bestimmte Tä-
tigkeiten, die nur vorübergehend ausgeübt werden – et-
wa im Bauwesen oder in der saisonalen Landwirtschaft 
– kann dagegen auch zeitlich befristete Migration ohne 
umfassende Integrationsmaßnahmen sinnvoll sein, bei-
spielsweise als entsendete Arbeitnehmer.

Der vorliegende Beitrag analysiert zentrale Herausfor-
derungen der europäischen Migrations- und Asylpolitik 
und entwickelt Handlungsoptionen für eine zukunftsfä-
hige Ausgestaltung. Dabei wird hervorgehoben, dass 
Arbeitsmigrationspolitik und Asylpolitik eng miteinander 

Migration gehört spätestens seit 2015 zu den politisch 
und gesellschaftlich umstrittensten Themen in Europa 
(Edo et al., 2019). Auf EU-Ebene wie in den Mitgliedstaa-
ten führen Fragen der Migrationssteuerung und -vertei-
lung regelmäßig zu Konfl ikten. Die Auseinandersetzungen 
um die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsys-
tems (GEAS), die Einführung eines verpfl ichtenden Soli-
daritätsmechanismus oder die Verteilung von Schutzsu-
chenden aus Italien und Griechenland verdeutlichen, wie 
weit die Positionen auseinanderliegen. Unterschiedliche 
nationale Interessen, historische Erfahrungen und innen-
politische Debatten erschweren die Entwicklung einer ko-
härenten europäischen Politik.

Gleichzeitig ist Migration kein vorübergehendes, sondern 
ein dauerhaft drängendes Thema. Globale Ungleichhei-
ten, politische Instabilität und Kriege – etwa in Syrien, 
Afghanistan oder jüngst in der Ukraine – sowie der Kli-
mawandel sorgen dafür, dass Migrationsbewegungen 
auch langfristig prägend bleiben werden. Prognosen der 
Vereinten Nationen weisen zudem auf wachsende Bevöl-
kerungen in Afrika und Teilen Asiens hin, die den Migrati-
onsdruck weiter erhöhen dürften.

Eine zukunftsfähige Migrationspolitik darf sich nicht auf 
die Asylpolitik beschränken. Neben der Schutzgewäh-
rung für Verfolgte und Kriegsgefl üchtete müssen auch 
andere Formen der Migration – Arbeitsmigration, Famili-
ennachzug, Bildungs- und Forschungsmobilität – strate-
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(Frattini & Pulito, 2025). Diese Zahl ist ähnlich hoch bei Mi-
granten innerhalb der EU (35,2 %) und bei Einheimischen 
(36,8 %). Trotz des hohen Anteils an hochqualifi zierten 
Einwanderern, der ähnlich dem von Einheimischen ist, ar-
beiten Drittstaatsangehörige in der EU oft im Niedriglohn-
sektor. Auff ällig ist, dass selbst unter Drittstaatsangehö-
rigen mit Hochschulabschluss die größte Berufsgruppe 
„Reinigungskräfte und Hilfskräfte“ ist (EPRS, 2021).

Ein wesentlicher Faktor hierfür ist die mangelnde Anerken-
nung ausländischer Abschlüsse. Sie gilt – nach fehlenden 
Sprachkenntnissen – als zweithäufi gstes Hindernis bei der 
Arbeitssuche. 48 % der hochqualifi zierten Drittstaatsan-
gehörigen arbeiten in Berufen, die ein geringeres Quali-
fi kationsniveau erfordern; bei Einheimischen liegt dieser 
Anteil bei etwa 20 % (EPRS, 2021). Diese Muster führen 
zu einer anhaltenden Unterbeschäftigung und niedrigeren 
Einkommen unter Drittstaatsangehörigen. Diese niedrige-
ren Einkommen von Einwanderern transferieren sich oft 
auch noch in die Generation ihrer Kinder (Boustan et al., 
2025). Gleichzeitig bleiben Engpässe in Sektoren mit ho-
hem Qualifi kationsbedarf – etwa in der IT, im Ingenieurwe-
sen und im Gesundheitswesen – bestehen.

Herausforderungen in der Asylpolitik

Besonders die irreguläre Migration stellt die Europäische 
Union vor anhaltende strukturelle Herausforderungen. 
Nachdem die Asylanträge in der EU von 2015 bis 2020 ge-
sunken sind, sind sie seit dem Beginn dieses Jahrzehnts 
wieder gestiegen (Abbildung 2).1 Besonders betroff en 
sind die Ersteinreisestaaten an den Außengrenzen – etwa 
Griechenland, Italien oder Spanien – die durch geogra-
fi sch konzentrierte Zunahmen von Fluchtmigration über-
proportional belastet werden. Dort stoßen Behörden häu-

1 Diese Statistik beinhaltet keine Ukrainer:innen, da diese keine Asylan-
träge stellen müssen.

verfl ochten sind: Legale und geregelte Migrationswege 
können den Druck auf die Asylsysteme mindern und zu-
gleich die Basis für eine faire, solidarische und effi  ziente 
europäische Migrationspolitik schaff en.

Herausforderungen in der europäischen 

Migrationspolitik

Neben einer Reihe weiterer Herausforderungen konzen-
triert sich die nachfolgende Analyse auf zwei zentrale 
strukturelle Schwächen der regulären Migration in die EU: 
die begrenzte Wirksamkeit bei der Anwerbung Hochqua-
lifi zierter und die unzureichende Nutzung bereits vorhan-
dener Qualifi kationen von Drittstaatsangehörigen. Die 
Blaue Karte EU ist seit 2012 das zentrale Instrument zur 
Gewinnung hochqualifi zierter Drittstaatsangehöriger in 
der EU. Obwohl die Zahl der erteilten Blauen Karten in 
den letzten Jahren stark angestiegen ist (Abbildung 1a), 
wird sie nur in geringem Umfang genutzt, wenn man sich 
im Vergleich die Ausstellung anderer Aufenthaltstitel an-
sieht (Abbildung 1b). 2023 entfi elen lediglich 2,3 % aller 
erteilten Erstaufenthaltstitel auf dieses Instrument. Ursa-
chen sind die uneinheitliche Umsetzung in den Mitglied-
staaten, Konkurrenz durch nationale Regelungen, lange 
Antragsverfahren sowie eingeschränkte Mobilitätsrechte 
innerhalb der EU. Viele Mitgliedstaaten bevorzugen nati-
onale Zuwanderungsprogramme, die fl exibler und admi-
nistrativ einfacher sind. Damit verfehlt die Blaue Karte ihr 
Ziel, die EU im globalen Wettbewerb um Talente zu stär-
ken und Fachkräfteengpässe wirksam zu adressieren.

Gleichzeitig zeigt sich eine deutliche Segmentierung des 
Arbeitsmarktes. Obwohl Zuwanderer in der EU so gut 
ausgebildet sind wie nie zuvor, arbeiten viele Hochqua-
lifi zierte in niedrigqualifi zierten Berufen. Laut Daten des 
EU-Labour-Force-Survey aus dem Jahr 2024 verfügen 
32,1 % der Einwanderer aus Nicht-EU-Staaten über einen 
Hochschulabschluss oder gleichwertige Qualifi kationen 

Abbildung 1
Aufenthaltstitel und Blaue Karte EU

Quelle: Eurostat (o. J.), Eurostat (2025a).
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därmigration in bestimmte Länder2 (Radjenovic, 2024), 
allen voran Deutschland, was Deutschland und andere 
Staaten zur Wiedereinführung von Binnengrenzkontrollen 
im Schengen-Raum veranlasst hat. Abbildung 3 zeigt die 
Zahl an Asylanträgen 2024 in den EU-Staaten. Die Abbil-
dung hebt sehr deutlich hervor, wie ungleich diese verteilt 
sind, variierend zwischen 229.695 in Deutschland und 25 
in Ungarn.

Diese Entwicklungen haben mehrere Nebenwirkungen. 
Die Rückkehr zu Kontrollen innerhalb der EU unterminiert 
zentrale Integrationsprojekte wie den freien Personenver-
kehr. Gleichzeitig verstärken sich Spannungen zwischen 
den Mitgliedstaaten, wenn nationale Migrationspolitiken 
divergieren und EU-weite Lösungen blockiert werden. 
Auf gesellschaftlicher Ebene führt die Kombination aus 
überlasteten Strukturen, ungleichen Verantwortlichkei-
ten und sichtbarer Unordnung an den Grenzen zu einer 
wachsenden Skepsis gegenüber der Migrationspolitik. In 
vielen Mitgliedstaaten nutzen rechtsextreme und populis-
tische Parteien diese Wahrnehmung für politische Mobi-
lisierung. Ihr Erstarken erschwert diff erenziertes, fakten-
basiertes und kooperatives Handeln auf europäischer 
Ebene, da migrationspolitische Debatten zunehmend po-
larisiert werden.

Die irreguläre Migration ist somit nicht nur eine Frage des 
Grenz- und Asylmanagements, sondern auch ein Kataly-

2 Gemäß den Daten zu Dublin-Ersuchen belief sich das Verhältnis zwi-
schen ausgehenden Dublin-Ersuchen (174.866) und Anträgen auf in-
ternationalen Schutz (873.680) im Jahr 2022 auf 18 %. Dies könnte da-
rauf hindeuten, dass fast ein Fünftel der Personen, die internationalen 
Schutz beantragt haben, weiterhin Sekundärmigration innerhalb der 
EU und der Schengen-Länder angestrebt haben.

fi g an ihre Kapazitätsgrenzen: Personelle und fi nanzielle 
Ressourcen sind unzureichend, und schwerfällige admi-
nistrative Prozesse erschweren eine zügige Registrierung 
und adäquate Unterbringung.

Hinzu kommt ein Mangel an Solidarität innerhalb der EU. 
Die Weiterverteilung von Schutzsuchenden erfolgt nur in 
begrenztem Umfang, während einzelne Mitgliedstaaten 
hohe Aufnahmezahlen bewältigen müssen. Unterschied-
liche Aufnahmestandards und Integrationsbedingungen 
zwischen den Mitgliedstaaten führen zu einer unkoordi-
nierten Weiterreise innerhalb der EU. Adema et al. (2025) 
haben zum Beispiel für den Fall von ukrainischen Ge-
fl üchteten herausgefunden, dass besonders hohe Löhne, 
gute Arbeitsmarktchancen und bestehende Netzwerke 
Zielländer attraktiv machen. Dies führt zu höherer Sekun-

Abbildung 2
Asylanträge in der EU in den letzten zehn Jahren

Quelle: Eurostat (2025b).

Abbildung 3
Asylanträge in der EU und in der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) im Jahr 2024

Quelle: Eurostat (2025b).
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gee-Track“-Option für anerkannte Gefl üchtete könnte die 
Auswahl beschleunigen, Transparenz schaff en und auch 
kleineren Unternehmen den Zugang zu internationalen 
Arbeitskräften erleichtern (Rasche, 2021). Ein Pilotpro-
gramm namens „EU Talent Pool Pilot“ unterstützt derzeit 
ukrainische Gefl üchtete bei der Arbeitssuche in Spanien, 
Kroatien, der Tschechischen Republik, der Slowakei, Po-
len, Litauen und Finnland.

Legale Zugangswege für geringqualifi zierte Arbeitskräfte 
werden bislang nur in Ausnahmefällen gewährt. Die deut-
sche Westbalkanregelung zeigt jedoch, dass ein off enerer 
Arbeitsmarktzugang für bestimmte sichere Herkunfts-
staaten die Zahl aussichtsloser Asylanträge massiv sen-
ken kann (Brücker et al., 2020). Überträgt man dieses Mo-
dell auf ausgewählte afrikanische und asiatische Staaten, 
gekoppelt an Rücknahmeabkommen und klare zeitliche 
sowie arbeitsrechtliche Bedingungen, könnten signifi kan-
te Migrationsströme in sichere Bahnen gelenkt werden. 
Ein gezielter, großfl ächiger Ausbau dieser legalen Wege 
würde Migration in nennenswertem Umfang ermöglichen 
und somit das Asylsystem entlasten.

Optionen für eine neue gemeinsame Asylpolitik

Nach langen Verhandlungen einigten sich die EU-Mit-
gliedstaaten, das Europäische Parlament und die Kom-
mission Ende 2023 auf eine Reform des GEAS, die im Mai 
2024 beschlossen wurde und spätestens 2026 in deut-
schem Recht umgesetzt werden muss. Kernpunkte sind 
ein verpfl ichtendes Screening-Verfahren bei irregulärer 
Einreise, eine neue Asyl- und Migrationsmanagement-
Verordnung mit Solidaritätsmechanismen zur Entlastung 
der Ersteinreisestaaten sowie die Einführung beschleu-
nigter Grenzverfahren für Antragstellende aus Ländern 
mit geringer Schutzquote. Ergänzt wird dies durch eine 
Krisenverordnung, die im Fall von Überlastung erweiterte 
Maßnahmen wie verlängerte Grenzverfahren, schnellere 
Abschiebungen und verstärkte Umverteilung ermöglicht. 
Ziel der Reform ist eine verbindlichere Koordinierung, 
schnellere Verfahren und eine gerechtere Lastenteilung 
innerhalb der EU (Albrecht et al., 2024).

Mit der GEAS-Reform wurde erstmals ein verbindlicher 
Solidaritätsmechanismus geschaff en, der eine gleichmä-
ßigere Verteilung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten 
bei der Flüchtlingsaufnahme innerhalb der EU gewähr-
leisten soll. Kernpunkte sind eine jährliche Prognose der 
Asylzahlen und Kapazitäten, ein Solidaritätspool, neue 
Institutionen wie das EU-Solidaritätsforum, ein Solidari-
tätskoordinator sowie eine jährliche Migrationsberichter-
stattung. Diese Strukturen sollen die Mitgliedstaaten stär-
ker einbinden, Ausweichmöglichkeiten reduzieren und 
so eine gerechtere Verantwortungsteilung sichern. Für 

sator für politische Spannungen und eine Belastungspro-
be für die Grundprinzipien der europäischen Integration.

Vorschläge für Reformoptionen

Um die Handlungsfähigkeit der EU zu sichern, Vertrauen in 
staatliche Steuerung wiederherzustellen und die Prinzipi-
en des Schengen-Raums zu wahren, bedarf es einer Re-
formagenda, die sowohl kurzfristige Entlastung als auch 
langfristige strukturelle Anpassungen ermöglicht. Mit der 
im Mai 2024 erzielten Einigung über die Reform des GEAS 
wurden bereits wichtige Weichen gestellt. Diese müssen 
nun auf nationaler Ebene eff ektiv umgesetzt werden. Im 
Folgenden werden diese und weitere Vorschläge vorge-
stellt, die an den identifi zierten Schwachstellen ansetzen 
und Wege aufzeigen, wie eine solidarischere, effi  zientere 
und krisenfestere europäische Migrationspolitik gestaltet 
werden kann.

Optionen für eine neue gemeinsame 

Migrationspolitik

Ein Schlüssel zur Reduktion irregulärer Migration liegt in 
der Ausweitung bestehender legaler Zugangswege. Drei 
Instrumente, die bereits in Ansätzen erprobt werden, 
könnten bei systematischem und größer angelegtem Aus-
bau eine spürbare Wirkung entfalten. Skill Partnerships 
bestehen in mehreren EU-Mitgliedstaaten bereits in Pi-
lotform, etwa in der Pfl ege oder im Handwerk, erfassen 
aber bislang zu wenige Personen, um wirklich einen Un-
terschied zu machen (Hooper, 2019). Ziel ist es, in Part-
nerländern Ausbildungsgänge aufzubauen, die sich am 
konkreten Fachkräftebedarf der EU orientieren, und Ab-
schlüsse anzuerkennen. Durch eine deutliche Ausweitung 
– auch auf mittlere und geringqualifi zierte Berufsgruppen 
– ließen sich Arbeitsmarktengpässe gezielt schließen und 
sichere Migrationswege schaff en (Clemens, 2015). Die 
EU könnte hier als Koordinatorin auftreten, gemeinsame 
Standards defi nieren, Mitgliedstaaten bei der Qualifi ka-
tionsanerkennung unterstützen und über Fonds wie den 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds die Finanzierung 
der Ausbildung im Herkunftsland sichern (European Mig-
ration Network, 2022).

Im Rahmen des neuen Pakts zu Asyl und Migration hat 
die Europäische Kommission die Einrichtung eines EU-
Talentpools angekündigt. Dieser soll die Kompetenzen 
potenzieller Migranten mit dem Bedarf des Arbeitsmark-
tes in den Mitgliedstaaten zusammenbringen. Er würde 
eine zentrale, öff entlich verwaltete Plattform bieten, auf 
der Drittstaatsangehörige ihre Qualifi kationen hinterlegen 
und Arbeitgeber gezielt rekrutieren können. Eine syste-
matische Einführung mit einheitlichen Kriterien, EU-weiter 
Qualifi kationsanerkennung und einer zusätzlichen „Refu-
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Deutschland und die Außengrenzstaaten ist der Mecha-
nismus besonders vorteilhaft, da er ihnen verbindliche 
Unterstützung zusichert – weshalb Deutschland auf eine 
gemeinsame Umsetzung setzen und nationale Alleingän-
ge vermeiden sollte (SVR, 2024). Der verpfl ichtende, zu-
gleich fl exible Solidaritätsmechanismus schreibt den EU-
Mitgliedstaaten nicht vor, Gefl üchtete aufzunehmen, wenn 
sie dies nicht wünschen. Staaten, die keine Gefl üchteten 
aufnehmen, müssen jedoch alternative Beiträge leisten, 
etwa fi nanzielle oder administrative Unterstützung. Dies 
ist sinnvoll, da es wenig zielführend wäre, Gefl üchtete in 
Länder zu verweisen, in denen sie nicht willkommen sind 
und in denen sie sich voraussichtlich auch nicht nieder-
lassen möchten. Aufgrund der off enen Binnengrenzen 
wäre es ohnehin kaum möglich, Weiterwanderungen 
wirksam zu verhindern. Zugleich zeigen Studien, dass 
sich Gefl üchtete dort erfolgreicher integrieren, wo ihnen 
eine positive Aufnahmebereitschaft entgegengebracht 
wird, wo die Arbeitslosigkeit gering ist (Aksoy et al., 2023) 
und wo gezielte Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche 
erfolgt (Battisti et al., 2019).

Eine wirksame europäische Migrationspolitik erfordert 
eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Drittstaaten 
auf allen Ebenen. Dabei müssen sowohl die Interessen 
von Herkunfts-, Transit- und Aufnahmeländern berück-
sichtigt als auch die individuellen Bedürfnisse Schutzsu-
chender beachtet werden. Der im Zusammenhang mit der 
GEAS-Reform beschlossene Unionsrahmen für Neuan-
siedlung und Aufnahme aus humanitären Gründen bietet 
eine gemeinsame Grundlage, auf deren Basis die Resett-
lementkontingente der Mitgliedstaaten erhöht werden 
sollten (SVR, 2024). Hierbei ist eine verbesserte Koordina-
tion zwischen bilateralen Abkommen einzelner Mitglied-
staaten und auf EU-Ebene verhandelten Vereinbarungen 
erforderlich, da die EU in Rückübernahmeabkommen und 
Kapazitätsaufbau begrenzte Kompetenzen hat.

Vorschläge zur Auslagerung von Asylverfahren stoßen 
weiterhin auf erhebliche rechtliche, politische und ope-
rative Hürden: Non-Refoulement, das Verbot kollektiver 
Ausweisungen und der Anspruch auf eff ektiven Rechts-
schutz müssen gewahrt bleiben, und die vollständige 
Externalisierung von Schutzverfahren widerspricht dem 
primärrechtlichen EU-Bekenntnis zum Flüchtlingsschutz. 
Zugleich muss die EU-Mittel der Außenpolitik einsetzen, 
um staatlich organisierte Instrumentalisierung von Mig-
ration zu verhindern, wie an den polnisch-belarussischen 
oder russisch-fi nnischen Grenzen beobachtet. Humanitä-
re Versorgung und die Einhaltung menschen- und fl ücht-
lingsrechtlicher Standards müssen auch in solchen Situ-
ationen garantiert sein, während betroff ene Mitgliedstaa-
ten an der Außengrenze durch Asylagentur und Grenz-
schutz unterstützt werden.

Ein Vorbild für effi  zientere und zugleich rechtsstaatlich 
abgesicherte Verfahren bietet die Schweiz. Dort zeichnen 
sich Asyl- und Migrationsverfahren durch klare Fristen, 
transparente Zuständigkeiten und eine enge Verzahnung 
von Bund, Kantonen und Gemeinden aus. Zentrales Ele-
ment ist die begleitende obligatorische Rechtsberatung: 
Jede asylsuchende Person erhält von Beginn an qualifi -
zierte juristische Unterstützung. Dies führt zu fundierteren 
und korrekteren Entscheidungen in erster Instanz, redu-
ziert die Zahl der erfolglosen Rechtsmittel und beschleu-
nigt dadurch das Verfahren insgesamt. Das seit 2019 
geltende „beschleunigte Asylverfahren“ kombiniert so 
kurze Bearbeitungszeiten – häufi g unter 140 Tagen – mit 
hohen rechtsstaatlichen Standards. Übertragen auf die 
EU könnte ein vergleichbarer Ansatz mit verpfl ichtender 
Rechtsberatung und verbindlichen Fristen die Effi  zienz 
steigern, die Zahl langwieriger Berufungsverfahren verrin-
gern und zugleich das Vertrauen in die gemeinsame euro-
päische Asylpolitik stärken.

Eff ektivere Anerkennungsverfahren für 

Qualifi kationen von Drittstaatsangehörigen

Die Anerkennung ausländischer Qualifi kationen ist ein 
zentraler Hebel für erfolgreiche Migrationspolitik in der 
EU. Es ist sowohl für die reguläre Einwanderung als auch 
für anerkannte Gefl üchtete relevant, um sich langfris-
tig erfolgreich zu integrieren. Auch wenn die aktuellen 
Regelungen, z. B. in Deutschland im Rahmen des Fach-
kräfteeinwanderungsgesetzes, eine Verbesserung dar-
stellen, reichen sie jedoch nicht aus, um den Fachkräf-
tebedarf nachhaltig zu decken. Die Verfahren sind nach 
wie vor komplex und bürokratisch, Wartezeiten lang, und 
die Transparenz für Arbeitgeber wie Arbeitnehmer bleibt 
begrenzt. Hier setzen Reformoptionen an: eine stärkere 
Digitalisierung des Anerkennungsprozesses (z. B. durch 
elektronische Verifi kationssysteme), eine bessere perso-
nelle Ausstattung der Behörden sowie die Erweiterung 
von automatischen Anerkennungen für international an-
erkannte Hochschulen oder Ausbildungsinstitutionen, 
deren Abschlüsse automatisch oder im Schnellverfahren 
akzeptiert werden, sowie es oft für Qualifi kationen aus 
EU-Ländern der Fall ist. Länder wie Norwegen zeigen, 
dass Turbo-Verfahren im nicht reglementierten Bereich 
möglich sind: Dort wird innerhalb von fünf Arbeitstagen 
eine unverbindliche Bewertung von Abschlüssen vorge-
nommen, die Unternehmen eine schnelle Einschätzung 
erlaubt (Molter & van Hove, 2018).

Darüber hinaus sollte in nicht reglementierten Beru-
fen stärker auf die Einschätzungen der Arbeitgeber 
vertraut werden. Arbeitgeber können die Eignung von 
Bewerber:innen oftmals besser einschätzen als es in 
langwierigen Anerkennungsverfahren möglich ist. Dies 
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gilt insbesondere für temporäre Arbeitsvisa: Hier sollte 
es Unternehmen überlassen bleiben, welche Qualifi katio-
nen und Sprachkenntnisse sie für notwendig erachten. So 
können in international orientierten Branchen wie IT oder 
Forschung & Entwicklung, in denen Englisch ohnehin Ar-
beitssprache ist, Fachkräfte unabhängig vom Sprachni-
veau in Deutsch sofort eingesetzt werden. Gleiches gilt 
für bestimmte Dienstleistungen im Niedriglohnsektor, die 
in manchen Regionen auch auf Englisch erbracht werden 
können.

Ausblick

Die Europäische Union steht migrationspolitisch an einem 
Scheideweg. Mit der Reform des GEAS wurden nach jah-
relangen Verhandlungen wichtige Grundlagen gelegt, um 
Verfahren zu beschleunigen, Solidarität verbindlicher zu 
organisieren und die Verantwortung fairer zu teilen. Ent-
scheidend ist nun, dass die Mitgliedstaaten diese Reform 
gemeinsam und konsequent umsetzen. Nationale Allein-
gänge, etwa durch die Wiedereinführung von Binnen-
grenzkontrollen, würden nicht nur zentrale Integrations-
projekte wie den Schengen-Raum untergraben, sondern 
auch das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der EU 
schwächen.

Gleichzeitig darf die Politik keine Erwartungen wecken, 
die sie absehbar nicht erfüllen kann. Wie der Sachver-
ständigenrat (SVR, 2024) betont, führt eine Diskrepanz 
zwischen Ankündigungen und tatsächlicher Umsetzung 
leicht zu Vertrauensverlusten bei den Bürger:innen – ein 
Nährboden für populistische Strömungen. Eine realisti-
sche Kommunikation ist daher ebenso zentral wie wirksa-
me politische Maßnahmen.

Langfristig kann eine kohärente europäische Migrations-
politik nur gelingen, wenn Arbeitsmigration, Asylpolitik 
und Integration stärker zusammengedacht werden. Der 
Ausbau legaler Zugangswege und effi  zientere Anerken-
nungsverfahren können den Druck auf die Asylsysteme 
verringern und zugleich dringend benötigte Fachkräfte 
mobilisieren. Eine gemeinsame, solidarische und prag-
matische Migrationspolitik ist somit nicht nur eine Frage 
der Lastenteilung, sondern auch eine Voraussetzung für 
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already being tested need to be scaled up more systematically and on a larger scale in order to have a tangible impact. In addition to 
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wirtschaftliche Stabilität, gesellschaftliche Integration 
und die Zukunftsfähigkeit der europäischen Integration 
insgesamt.
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Im Zuge der grünen Transformation setzen viele Regierun-
gen auf Subventionen, um Investitionen in klimafreundli-
che Technologien zu fördern, etwa beim Kauf von Wär-
mepumpen, Solaranlagen oder Elektroautos. In Deutsch-
land etwa wird der Einbau einer Wärmepumpe mit bis zu 
70 % der Investitionskosten bezuschusst. Dabei handelt 
es sich um eine sogenannte Ad Valorem-Subvention, bei 
der der Zuschuss proportional zum Preis des geförderten 
Gutes gewährt wird.

Subventionen als Steuerungsinstrument

Die wirtschaftspolitische Intuition hinter dieser Förder-
form ist klar: Der Staat möchte Haushalten einen be-
stimmten Anteil der Investitionskosten abnehmen und 
so die Nachfrage anregen. Wir zeigen in Dertwinkel-Kalt 
und Wey (2025), dass dieser Ansatz erhebliche Nebenwir-

kungen haben kann – insbesondere dann, wenn Anbieter 
über Marktmacht verfügen. Wir erweitern damit beste-
hende steuerökonomische Literatur (z. B. Wicksell, 1896; 
Suits & Musgrave, 1953) um eine systematische Analy-
se inverser Subventionen (Kiso, 2022) im Kontext unter-
schiedlicher Marktstrukturen.

Drei Subventionstypen im Vergleich

Es werden drei gängige Subventionstypen verglichen 
(Tabelle 1). Bei der pauschalen Subvention wird pro Ein-
heit des Gutes ein fester Betrag gewährt (Abbildung 1a). 
Im Fall der Ad Valorem-Subvention erfolgt ein prozen-
tualer Zuschuss proportional zum Marktpreis (Abbil-
dung 1b). Bei der inversen Subvention nimmt die Sub-
vention mit sinkendem Marktpreis zu; sie ist proportio-
nal zur Diff erenz zwischen einem staatlich festgelegten 
Referenzpreis und dem tatsächlichen Marktpreis (Abbil-
dung 1c).

Alle drei Subventionstypen haben gemeinsam, dass sie 
den eff ektiven Preis für Konsument:innen senken. Ihre 
Auswirkungen auf Marktpreise, gehandelte Mengen und 
fi skalische Kosten unterscheiden sich jedoch deutlich in 
Abhängigkeit von der Marktstruktur.

Die Ad Valorem-Subvention: Viel genutzt, aber 

oftmals ineffi  zient

Die Ad Valorem-Subvention wirkt stets stark preistrei-
bend. Bei vollständiger Konkurrenz und einer ansteigend 
verlaufenden Angebotsfunktion bedeutet das aber auch 
eine große Ausweitung der abgesetzten Menge. Das 
erklärt, warum sie in der Praxis so beliebt ist – etwa in 
der aktuellen deutschen Förderung von Wärmepumpen. 
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Tabelle 1
Subventionstypen im Vergleich

Quelle: eigene Darstellung.

Subventionstyp Beschreibung Beispiele

Pauschale 
Subvention

Fester Betrag pro 
Einheit

Deutschland: E-Auto 
Kaufprämie (bis 2023);
Frankreich: Förderung von
Wärmepumpen

Ad Valorem-
Subvention

Prozentuale Sub-
vention relativ zum 
Marktpreis

Deutschland: Wärme-
pumpenförderung (z. B. 
30 % bis 70 % der Kosten)

Inverse Subven-
tion

Subvention steigt, 
wenn der Marktpreis 
fällt, basierend auf 
einem Referenzpreis

Japan: Solarpanel-
subventionierung mit Bezug
auf Referenzpreis

Diese Subvention sorgt also dafür, dass der Absatz jener 
Produkte, deren Verbreitung politisch gewünscht ist, be-
sonders stark zunimmt.

Problematisch wird die Ad Valorem-Subvention in Märk-
ten mit unvollständigem Wettbewerb, etwa wenn Anbie-
ter über Marktmacht verfügen oder kapazitive Engpässe 
bestehen, wie beim Einbau von Wärmepumpen. Im letz-
teren Fall führt der preissteigernde Eff ekt der Subvention 
nicht zu einer deutlichen Mengenausweitung, weil diese 
schlicht kurzfristig nicht realisierbar ist. Im ersten Fall ha-
ben Anbieter einen Anreiz, ihre Preise gezielt anzuheben, 
um damit zugleich die Subvention zu maximieren. Die Fol-
ge: Die fi skalischen Kosten steigen erheblich, ohne dass 
ein entsprechender zusätzlicher Mengeneff ekt erzielt 
wird.

In der Tat zeigt sich empirisch: Wärmepumpen sind in 
Deutschland deutlich teurer als etwa in Großbritannien 
(siehe z. B. Octopus Energy Germany GmbH 2025): eine 
Diff erenz, die laut unserer Studie auch auf unterschiedli-
che Subventionsprogramme zurückgeführt werden kann.

Die inverse Subvention: Effi  zient, aber wenig 

verbreitet

Wenn die Politik ein bestimmtes Mengenziel mit mög-
lichst geringen fi skalischen Kosten erreichen will, ist ei-
ne inverse Subvention unabhängig von der Marktstruk-
tur das eff ektivste Instrument. Dabei wird die Höhe des 
staatlichen Zuschusses an die Diff erenz zwischen einem 
politisch festgelegten Referenzpreis und dem tatsäch-
lich beobachteten Marktpreis gekoppelt. So entfällt für 
Anbieter der Anreiz, die Preise anzuheben; im Gegenteil, 
ein sinkender Marktpreis führt zu einer steigenden Sub-
vention für die Käufer. Diese haben somit einen Anreiz 
tendenziell relativ niedrige Preise zu setzen. Insbeson-
dere in Märkten mit Marktmacht ermöglicht die inverse 
Subvention eine deutlich stärkere Ausweitung der ge-
handelten Menge, und das zu vergleichsweise geringen 
fi skalischen Kosten. Dennoch fi ndet dieses Instrument 
bislang kaum praktische Anwendung. Eine Ausnahme 
bildet Japan, das beim Ausbau der Solarenergie auf ein 
solches, invers konstruiertes Subventionssystem setzt.

Politische Praxis: Einfachheit schlägt Effi  zienz?

Warum ist die inverse Subvention trotz ihrer klaren Effi  zi-
enzvorteile in der Praxis so selten anzutreff en? Zwei Grün-
de erscheinen plausibel. Erstens erweist sich die kommu-

Abbildung 1
Subventionswirkung im Vergleich

Quelle: eigene Darstellung, wobei p die Preise, x die Menge und p(x) die Preisabsatz- bzw. Nachfragefunktion bezeichnet.

p

0 x

p Dpauschal (x)

pD  (x)

p

0 x

p Dsad-valorem (x)
pD  (x)

p

0 x

p Dinvers (x)

pD  (x)

eine Parallelverschiebung der ursprünglichen
Nachfrage p D ( x) nach oben 

a. Nachfrage mit pauschaler Subvention p D
pauschal ( x):

Die Differenz aus Zahlungsbereitschaft mit und
ohne Subvention nimmt mit dem Marktpreis ab.

b. Nachfrage mit Ad Valorem-Subvention p D
ad-valorem ( x):

Die Differenz aus Zahlungsbereitschaft mit und
ohne Subvention steigt mit sinkendem Marktpreis.

c. Nachfrage mit inverser Subvention p D
invers ( x): 
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nikative Vermittlung als anspruchsvoll: Eine Förderlogik, 
deren Höhe sich dynamisch an den aktuellen Marktpreis 
anpasst, ist deutlich schwerer zu erklären als ein fi xer Zu-
schuss oder das politisch eingängige Versprechen, 70 % 
der Kosten zu übernehmen. Komplexe Förderprogramme 
laufen Gefahr, missverstanden zu werden und dadurch 
nicht die gewünschte Wirkung zu entfalten – wie am Bei-
spiel der Gaspreisbremse deutlich wurde (Dertwinkel-
Kalt et al., 2024). Zweitens spielt politökonomische Träg-
heit eine Rolle. Förderprogramme entstehen häufi g unter 
erheblichem Zeitdruck, etwa im Kontext energie- oder 
klimapolitischer Sofortmaßnahmen. In solchen Situatio-
nen bieten Ad Valorem-Subventionen administrative Ein-
fachheit und scheinen auf den ersten Blick ausreichend 
zielgerichtet.

Gerade hier droht jedoch ein folgenschwerer Trugschluss. 
Denn in Märkten mit unelastischem Angebot, wie etwa im 
Handwerkssektor, kann eine Ad Valorem-Subvention voll-
ständig in höheren Preisen aufgehen. Die fi skalische För-
derung versickert, ohne dass zusätzliche Mengen bereit-
gestellt werden. Die Folge: Der Staat gibt mehr aus, doch 
es werden nicht mehr Wärmepumpen installiert, und die 
gewünschte Lenkungswirkung bleibt aus.

Was heißt das für die Politik?

Die Wahl der Subventionsform ist keine bloße techni-
sche Frage, sondern entscheidend für die Zielerreichung 

und die fi skalische Nachhaltigkeit. Die inverse Subven-
tion stellt, obwohl in der Praxis unterrepräsentiert, eine 
ernstzunehmende Alternative zu konventionell genutz-
ten Subventionen dar. Sie ist besonders dann überlegen, 
wenn Anbieter Marktmacht besitzen oder Angebots-
elastizitäten gering sind, wie es in vielen realen Märkten 
der Fall ist.

Die wirtschaftspolitische Empfehlung lautet daher: Wenn 
die Politik Mengeneff ekte zu vertretbaren fi skalischen 
Kosten erzielen möchte, sollte sie häufi ger zur inversen 
Subvention greifen.
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Die Schuldenbremse: Generationengerechte 
Haushaltspolitik mit konjunktureller Flexibilität
Der Bundeshaushalt 2026 und der Finanzplan bis 2029 wurden im Kabinett verabschiedet. 
Zentral sind die darin vorgesehenen Kreditaufnahmen auf der Grundlage der im März 2025 
erweiterten Schuldenregeln. Die Beschlüsse der Bundesregierung und die Ausweitung der 
Verschuldungsräume stehen in einem Spannungsverhältnis zum Leitbild der Schuldenbremse. 
Der Beitrag untersucht die daraus resultierenden Fragen vor dem Hintergrund der historischen 
und aktuellen Verschuldungsmöglichkeiten, der europäischen Haushaltsdisziplin sowie der 
Schuldentragfähigkeit.
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und Steuerrecht (Prof. Dr. Dres. h. c. Paul Kirchhof).

Die Staatsverschuldung hat im Jahr 2024 mit 
2.510,5  Mrd. € einen neuen Höchststand erreicht. Den-
noch plant die Bundesregierung weiterhin hohe Kredit-
aufnahmen: Im Entwurf für den Bundeshaushalt 2026 
sind für eine Investitionsoff ensive Schulden in Höhe von 
174,3 Mrd. € vorgesehen. Im Kernhaushalt wird hier eine 
Nettokreditaufnahme von 89,9 Mrd. € erwartet. Aus zwei 
von der Schuldenbremse ausgeklammerten Sonderver-
mögen kommen die weiteren 84,4 Mrd. €. Das Finanzmi-
nisterium des Bundes hoff t auf „Neues Wachstum und 
mehr Gerechtigkeit“ – doch verkennt der gegenwärtige 
Umgang mit der Staatsverschuldung nicht nur die Er-
fahrungen aus der Vergangenheit, sondern geht über die 
konzeptionellen Grenzen der Finanzverfassung hinaus.

Scheitern der Globalsteuerung

Das Grundgesetz enthält in Art. 109 und Art. 115 Rege-
lungen zur Haushaltswirtschaft und zur Kreditaufnahme 
von Bund und Ländern. In seiner ursprünglichen Fassung 

von 1949 begrenzte Art. 115 GG mit der Verschuldungs-
möglichkeit „nur bei außerordentlichem Bedarf und in der 
Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken“1 den 
Staatskredit verlässlich. Die Kreditaufnahme war neben 
den Steuereinnahmen nur ein außerordentliches De-
ckungsmittel. Denn es wurde befürchtet, sie werde Infl a-
tion verursachen, das Wachstum schwächen und fi nan-
zielle Mittel durch Tilgungs- und Zinslasten binden. Sie 
beschränke dadurch die Handlungsfähigkeit des Staates 
und belaste heutige wie künftige Generationen (Kirchhof, 
2021, S. 61).

Eine Änderung hat dieses Verständnis erfahren, als Mit-
te der 1960er Jahre das Wirtschaftswachstum stagnierte 
und die Arbeitslosigkeit zunahm. Mit zwei Reformen im 
den Jahren 1967 und 1969 wurde die Idee der Global-
steuerung in das Grundgesetz aufgenommen. Art. 109 
Abs.  2  GG alte Fassung verpfl ichtete Bund und Länder 
bei ihrer Haushaltswirtschaft auf die Erfordernisse des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.2 Art. 115 Abs. 1 
GG alte Fassung ermöglichte – neben dauerhafter Ver-
schuldung für Investitionen (Feld et al., 2019) – korrespon-
dierend zu Art. 109 Abs. 2 GG alte Fassung eine staatliche 
Kreditaufnahme „zur Abwehr einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts“, nach dem Wortlaut nur 
im Ausnahmefall.3

Konzeption der beiden Regelungen war es, entsprechend 
dem Vorbild der ökonomischen Theorie von John May-
nard Keynes, die Staatsausgaben antizyklisch zu gestal-

1 Art. 115 Abs. 1 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 
23.5.1949, BGBl. S. 1 (15).

2 Fünfzehntes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 8.6.1967, 
BGBl. I S. 581.

3 Zwanzigstes Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 12.5.1969, 
BGBl. I S. 357.
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ten: In schlechten Zeiten soll der Staat zur Stärkung der 
Wirtschaft seine Ausgaben ausweiten – und zwar kredit-
fi nanziert und nicht steuerfi nanziert, um die vorhandene 
Kaufkraft nicht zusätzlich zu schwächen; das sogenannte 
„defi cit spending“. Umgekehrt sei bei der anschließenden 
Erholung der Wirtschaft der Staat dazu aufgerufen, seine 
Ausgaben zu senken und Kredite zu tilgen (Abelshauser, 
2025, S. 372).4 Der Staat wollte in Form einer Rahmen-
planung und nicht punktuell, durch die Steuerung ma-
kroökonomischer Kreislaufgrößen – Konsum, Sparen und 
Investieren – in die Wirtschaft eingreifen (Stern, Münch & 
Hansmeyer, 1972, S. 78-80).

Doch ist die Idee der Globalsteuerung gescheitert (Bun-
desverfassungsgericht, 2007, S. 141–142). Die ökono-
mischen Impulse des Staates verfehlten ihre Wirkung, 
Staatsschulden wurden kulminiert und nicht getilgt. Das 
gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht blieb ein unbe-
stimmter, politisch beurteilter Begriff . Er war ausschließ-
lich defi niert durch die vier off enen Zielvorstellungen in § 1 
des Stabilitätsgesetzes5 – ein stabiles Preisniveau, hoher 
Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches Gleichge-
wicht sowie stetiges und angemessenes Wirtschafts-
wachstum. Der Finanzpolitik fehlten damit klare, verbind-
liche und überprüfbare Navigationsdaten. Zudem war das 
Wirtschaftsgeschehen nicht vorhersehbar, der Mensch 
nicht rational denkend und lenkungsfähig nach dem Bild 
eines „homo oeconomicus“ (Kirchhof, 2024, S. 449).

Schuldenbegrenzung durch Europarecht und 

Schuldenbremse

Die auf europäischer Ebene im Jahr 1992 vereinbarten 
Maastricht-Kriterien gingen den ersten Schritt zur Rück-
führung der Schulden. Sie setzen der Schuldenaufnah-
me aller Mitgliedstaaten Schranken durch ein jährliches 
Defi zit von höchstens 3 % des Bruttoinlandprodukts (BIP) 
und einen Schuldenstand von maximal 60 % des BIP (Art. 
126 Abs. 2 AEUV in Verbindung mit Art. 1 Protokoll (Nr. 12) 
über das Verfahren bei einem übermäßigen Defi zit). Gesi-
chert und näher ausgestaltet wird deren Einhaltung durch 
den 1997 geschlossenen und mehrmals reformierten Eu-
ropäischen Stabilitäts- und Wachstums pakt (ESWP). Die 
Reform6 des Art. 109 und Art. 115 GG im Jahr 2009 nahm 
dies zum Anlass und integrierte in einem zweiten Schritt 
mit der Schuldenbremse in Art. 109 Abs. 3 und Art. 115 
Abs. 2 GG einen nationalen Stabilitätspakt in die Verfas-

4 Gleichwohl ist Keynes‘ Theorie nicht Verfassungsrecht geworden, da 
die Ausgestaltung der Fiskalpolitik Einfl üssen verschiedener ökonomi-
scher Denkrichtungen ausgesetzt war (Kustermann, 2020, S. 175-180).

5 Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft vom 8.6.1967, BGBl. I S. 582.

6 57. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 91c, 91d, 104b, 
109, 109a, 115, 143d) vom 29.7.2009, BGBl. I S. 2248.

sung – in Anlehnung an die damalige Ausgestaltung des 
ESWP (Deutscher Bundestag, 2009, S. 1, 5-7, 10–11). Es 
wurden die wesentlichen Elemente der europäischen 
Haushaltsdisziplin übernommen und die Umsetzungs-
frage damit weitgehend geklärt: Als Grundsatz sind die 
Haushalte von Bund und Ländern ohne Einnahmen aus 
Krediten auszugleichen – das entspricht dem „close to 
balance“-Grundsatz des früheren ESWP, der grundsätz-
lich einen nahezu ausgeglichenen Haushalt forderte (Art. 
2a VO (EG) Nr. 1466/977 in der Fassung der VO (EU) Nr. 
1055/20058). Kreditaufnahmen sind, ebenso in Anlehnung 
an den ESWP, nur in drei Fällen möglich:

1. Im Rahmen der Strukturkomponente, die einen Fest-
betrag in Höhe von 0,35 % des BIP für den Bund de-
fi nierte,

2. der Konjunkturkomponente in Abhängigkeit von der 
konjunkturellen Entwicklung und

3. einer Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen und 
außergewöhnliche Notsituationen.9

Fiskalpolitische Neuausrichtung durch die 

Konjunkturkomponente

Den entscheidenden Schritt weg vom Konzept der Glo-
balsteuerung, hin zu neuen Maßstäben und Zielen mit 
verfassungsrechtlicher Verbindlichkeit machte in kon-
junkturpolitischer Hinsicht jedoch die Konjunkturkom-
ponente: Kreditaufnahmen sind danach zulässig „zur im 
Auf- und Abschwung symmetrischen Berücksichtigung 
der Auswirkungen einer von der Normallage abweichen-
den konjunkturellen Entwicklung“ (Art. 109 Abs. 3 S. 2, 
Art. 115 Abs. 2 S. 3 GG). Sie ermöglicht und auch ver-
pfl ichtet Bund und Länder als Regel – und nicht als Aus-
nahme – zu einer Kreditaufnahme, immer wenn die er-

7 Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates über den Ausbau der haus-
haltspolitischen Überwachung und der Überwachung und Koordinie-
rung der Wirtschaftspolitiken vom 7.7.1997, ABl. (EG) L 209/1.

8 Verordnung (EU) Nr. 1055/2005 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Ra-
tes über den Ausbau der haushaltspolitischen Überwachung und 
der Überwachung und Koordinierung der Wirtschaftspolitiken vom 
27.6.2005, ABl. (EU) L 174/1.

9 Im ESWP fanden die Strukturkomponente und Konjunkturkomponen-
te bis zur Reform im April 2024 Entsprechung im mittelfristigen Haus-
haltsziel, das die maximale Neuverschuldung für die Bundesrepublik 
auf 0,5 % des BIP begrenzte und als strukturelle Größe um konjunktu-
relle Eff ekte bereinigt wurde (Bundesministerium der Finanzen, 2008, 
S. 4–5.). Die Notlagenklausel konnte sich europarechtlich erst später 
auf die allgemeine Ausweichklausel stützen, siehe Art. 3 Abs. 5 S. 4 
Verordnung (EG) Nr. 1467/97 des Rates über die Beschleunigung und 
Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen Defi zit vom 7.7.1997, 
ABl. (EG) L209/6 in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 1177/2011 
des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1467/97 über die 
Beschleunigung und Klärung des Verfahrens bei einem übermäßigen 
Defi zit vom 8.11.2011, ABl. (EU) L 306/33.
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wartete Wirtschaftsentwicklung von der konjunkturellen 
Normallage negativ, und zur Tilgung, wenn sie positiv ab-
weicht (Ackermann, 2026).

Die Normallage – das erste Tatbestandsmerkmal – er-
rechnet sie mittels eines Konjunkturbereinigungsverfah-
rens, das auch im Rahmen des ESWP verwendet und im 
einfachen Recht10 ausgestaltet wird sowie eine ökono-
mische Fundierung hat (§ 5 Abs. 2 S. 2 G 115 in Verbin-
dung mit § 2 Abs. 2 Art115V). Die Abweichung von der 
Normallage – der Auf- und Abschwung als zweites Tat-
bestandsmerkmal – wird als Produktionslücke durch die 
Diff erenz von erwartetem BIP und Normallage dargestellt 
(§  5  Abs.  2  S.  1  G 115). Der Umfang der konjunkturell 
zulässigen Kreditaufnahme wird schließlich bestimmt, 
indem die Produktionslücke mit der Budgetsensitivität – 
dem dritten Tatbestandsmerkmal – verrechnet wird (§ 5 
Abs. 3 G 115 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Art115V); das 
ist der Wert, der die Reaktion des staatlichen Budgets 
auf Konjunkturschwankungen misst (§ 2 Abs. 3 Art115V). 
Schwankungen im Budget kommen wiederum erst da-
durch zustande, dass der Staat automatische Stabilisa-
toren einsetzt, die zu einem antizyklischen Verhalten der 
Einnahmen und Ausgaben des Staates führen. Auf der 
Einnahmenseite sind das etwa konjunkturreagible Be-
messungsgrundlagen im Steuersystem und der progres-
sive Einkommensteuertarif sowie – auf der Ausgabenseite 
– die Zahlungen im Rahmen der Arbeitslosenversicherung 
(Neumeier, 2022, S. Rn. 9). Dass diese wirken können, ist 
das Ziel der Konjunkturkomponente (Deutscher Bundes-
tag, 2009, S. 5, 7, 12).

Daraus ergibt sich zum einen die Verpfl ichtung zur Kredit-
aufnahme: Ohne die konjunkturbedingten Defi zite werden 
aus den automatischen Stabilisatoren Destabilisatoren, 
treten Einkommens- und Beschäftigungsverluste ein, 
mithin werden die öff entlichen Haushalte im Abschwung 
zusätzlich belastet und verlieren ihre Konjunkturneutrali-
tät (Scherf, 2013, S. 134). Zum anderen hat sich die Fi-
nanzverfassung von dem Ausnahmetatbestand bei einer 
ernsthaften und nachhaltigen Störung des gesamtwirt-
schaftlichen Gleichgewichts gelöst (Bundesverfassungs-
gericht, 1989, S. 339) und für eine Regelverschuldung zur 
Glättung der zyklischen Schwankungen des Konjunktur-
verlaufs entschieden (Deutscher Bundestag, 2009, S. 11). 
Der Staat greift nicht länger in einem unbestimmten Aus-
maß gestaltend und aktiv in den Wirtschaftsablauf ein, 
sondern beschränkt sich auf eine passive Stabilisierung.

10 Gesetz zur Ausführung von Artikel 115 des Grundgesetzes (Artikel 
115-Gesetz – G 115) vom 10.8.2009, BGBl. I S. 2702 (2704); Verord-
nung über das Verfahren zur Bestimmung der Konjunkturkomponente 
nach § 5 des Artikel 115-Gesetzes (Artikel 115-Verordnung – Art115V) 
vom 9.6.2010, BGBl. I S. 790.

Die Konjunkturkomponente zielt damit nicht auf wirt-
schaftliches Wachstum, sondern auf eine stationäre Wirt-
schaft. Anders als die Idee der Globalsteuerung verzich-
tet sie auf einen fi skalischen Impuls zur Rückführung in 
die Normalauslastung und billigt auch einen ungleichge-
wichtigen Zustand der Gesamtwirtschaft. Sie vermeidet 
durch eine angemessene Inanspruchnahme der Produkti-
onskapazitäten Infl ationsdruck und gibt der europäischen 
Geldpolitik die Möglichkeit, sich auf den staatlichen Kre-
ditbedarf einzustellen (Nebel, 2025, Rn. 22). Das Konjunk-
turbereinigungsverfahren berücksichtigt überdies, dass 
die Kreditaufnahme symmetrisch, die konjunkturbedingte 
Verschuldung nur temporär und mittel- bis langfristig ver-
schuldungsneutral sein soll (Deutscher Bundestag, 2009, 
S. 7, 11). Die Pfl icht zur Schuldentilgung, welche schon 
das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht verlangte (Di 
Fabio & Mellinghoff , 2007, S. 162-164, 172), wird auf diese 
Weise um einen numerischen Wert ergänzt und erhält – 
genauso wie die Kreditaufnahme – eine zeitliche Abfolge.

Parlament und Regierung werden im Ergebnis nicht durch 
fi nanzielle Mittel zur Steuerung der wirtschaftlichen Ab-
läufe befähigt, sondern der staatliche Haushalt wird durch 
eine Kreditermächtigung anpassungs- und konjunktur-
fähig. Auf diese Weise wird die Orientierung an der The-
orie von Keynes gestärkt,11 das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht europarechtskonform konkretisiert und die 
Schuldenbremse bildet mit ihren drei Komponenten eine 
neue Konzeption, die sich von der vorherigen gelöst hat, 
sich in wirtschaftlich normalen Zeiten auf eine Konjunk-
turstabilisierung beschränkt und weitergehende Steue-
rungsmöglichkeiten nur in der fi nanzverfassungsrechtli-
chen Notlage eröff net.

Fortdauernde Bedenken gegen Konjunkturkredite

Doch steht die Konjunkturbereinigung der Konjunktur-
komponente umfangreichen Herausforderungen und 
Schwächen in der Praxis gegenüber. Der Umfang der 
Konjunkturkomponente muss aufgrund der Vorherigkeit 
und Vollständigkeit des Haushalts im Zeitpunkt der Haus-
haltsaufstellung ermittelt werden (Bundesverfassungs-
gericht, 2023, Rn. 214-216). Das macht eine dreifache 
Schätzung erforderlich: 1. Der Normallage, 2. der erwar-
teten Wirtschaftsentwicklung und 3. ihrer Auswirkungen 
auf den Haushalt. Insbesondere die wirtschaftliche Nor-
mallage – das Produktionspotenzial als zentrales Tatbe-
standmerkmal – unterliegt starken Revisionen (Ochsner 
& Zuber, 2022). Hinzukommt, dass die symmetrische Til-

11 Die Stärkung liegt nicht nur in der Verbindlichkeit der Schuldentil-
gung, sondern auch in der dauerhaften Stabilisierung außerhalb von 
Krisenzeiten im Sinne der Langfristperspektive von Keynes (Reuter, 
2004).
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gungspfl icht praktisch wegen einer unzureichenden Be-
rechnungsmethode verfehlt wird; der Konjunkturverlauf 
ist nicht mit mathematischer Präzision vorhersehbar, ein 
Verschuldungsausgleich nicht möglich. Warum das nicht 
gelingen kann, erkannte schon Keynes: Das Handeln von 
Menschen ist mehr von spontanem Optimismus als von 
einer mathematischen Erwartung bestimmt, Auf- und 
Abschwung sind von einer politischen und gesellschaft-
lichen Stimmung abhängig (Keynes, 1936, S. 161-163). 
Die Konjunkturkomponente verharrt in einem Zyklusden-
ken und der Tilgungsmechanismus versagt. Dauerhafte, 
strukturelle Schulden entstehen und die Konjunkturkre-
dite verlieren die zu ihrer Tragfähigkeit erforderliche Ver-
schuldungsneutralität.

Denn wie viel Schulden sich ein Staat leisten kann, hängt 
in erster Linie vom Wachstum ab: Hohe Infl ation und nied-
rige Zinsen verbilligen zwar die Kredite durch kurzfristig 
höhere Einnahmen und niedrigere Ausgaben bzw. einen 
geringeren Schuldendienst. Doch verbleiben Tilgungs-
lasten und Zinsänderungsrisiken (Scherf, 2021, S. 31). 
Generationengerecht und damit demokratisch vertretbar 
ist Staatsverschuldung nur, wenn sie zur Finanzierung 
des zusätzlichen Finanzbedarfs Wachstum hervorbringt. 
In Bezug auf konjunkturelle Verschuldung ist dieser Zu-
sammenhang jedoch nur eine Hoff nung. Dem trägt das 
Staatsschuldenrecht dadurch Rechnung, dass es qua 
Verfassung bei Notlagenschulden einen Tilgungsplan ver-
langt (Art. 109 Abs. 3 S. 3, Art. 115 Abs. 2 S. 8 GG) und bei 
der Konjunkturkomponente die Symmetrie. Einzig bei der 
Strukturkomponente verzichtet es auf eine Tilgungsrege-
lung und überantwortet sie folglich nicht-konjunkturellen, 
wachstumsfördernden Zwecken; sie knüpft an den euro-
parechtlich für tragfähig erachteten Schuldenrahmen an.

Das Konjunkturbereinigungsverfahren muss daher so 
ausgestaltet sein, dass es die gegenwärtige Wirtschafts-
struktur wirklichkeitsgetreu abbildet, methodische Ver-
besserungen aufnimmt und nicht höhere Kredite ermög-
licht (Kube, 2023, S. 240–241). Es sollte durch die europa-
rechtlichen Verfl echtungen mit dem Verfahren des ESWP 
konform gehen und steht nach dem Verfassungsrecht 
letztlich zwei Zielen gegenüber: Es hat antizyklische Fis-
kalpolitik im Sinne des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts zu gewährleisten und muss gleichzeitig ein 
bestimmtes Maß an Prozyklität zugunsten einer verschul-
dungsneutralen Symmetrie in Kauf nehmen.

Im März 2025 wurden drei Änderungen an der Finanzver-
fassung vorgenommen.12 Erstens wurde in Art. 143h GG 
für den Bund die Möglichkeit eingefügt, „ein Sonderver-

12 69. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 109, 115 und 
143h) vom 22.3.2025, BGBl. I Nr. 94.

mögen mit eigener Kreditermächtigung für zusätzliche 
Investitionen in die Infrastruktur und zur Erreichung der 
Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 mit einem Volumen 
von bis zu 500 Milliarden Euro [zu] errichten“. Die Schul-
denbremse fi ndet auf die Kreditermächtigung keine An-
wendung (Art. 143h Abs. 1 S. 3 GG). Damit folgt das In-
frastruktur- und Klimaneutralität-Sondervermögen dem 
Vorbild des Bundeswehr-Sondervermögens in Art. 87a 
Abs. 1a GG. Der neu eingefügte Artikel greift nicht in die 
Schuldenbremse ein und der Investitionseff ekt bleibt mit 
der Begrenzung auf 500 Mrd. € einmalig. Doch machen 
die Sondervermögen die Schuldenaufnahme intranspa-
rent: National entbindet die Verankerung im Grundgesetz 
zwar von der Schuldenbremse, nicht aber vom Europa-
recht. Letzteres erfasst alle Defi zite, die dem Staatssektor 
zuzuordnen sind, mithin auch Sondervermögen (Buscher 
& Fries, 2012, S. 377-380). Um eine Kollision mit der eu-
ropäischen Haushaltsdisziplin zu verhindern, ist umso 
mehr eine Koordination durch den Stabilitätsrat und des-
sen Unabhängigen Beirat gefragt, die gemeinsam das 
gesamtstaatliche Defi zit überwachen (§ 51 Abs. 2 HGrG, 
§ 2 Abs. 1 S. 1 Nr. 3, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 StabiRatG).

Zweitens sehen die neu eingefügten Art. 109 Abs. 3 S. 5 
und Art. 115 Abs. 2 S. 4 GG vor, dass „von den zu berück-
sichtigenden Einnahmen aus Krediten […] der Betrag 
abzuziehen ist, um den die Verteidigungsausgaben, die 
Ausgaben des Bundes für den Zivil- und Bevölkerungs-
schutz sowie für die Nachrichtendienste, für den Schutz 
der informationstechnischen Systeme und für die Hilfe 
für völkerrechtswidrig angegriff ene Staaten 1 vom Hun-
dert im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt 
übersteigen.“ Im Entwurf des Bundeshaushalts 2026 
sollen fast zwei Drittel (54,3 Mrd. €) der Nettokreditauf-
nahme im Kernhaushalt auf die neue Bereichsausnahme 
entfallen (Deutscher Bundestag, 2025c, S. 24, 56). Die 
Regelung erweitert die Verschuldungsmöglichkeiten des 
Bundes, gestaltet sie jedoch ähnlich der Bereinigung um 
fi nanzielle Transaktionen (Art. 115 Abs. 2 S. 6 GG, § 3 G 
115) in einem neuen § 1a G 115 aus (Deutscher Bundes-
tag, 2025a, S. 7, 20-22). Mangels einer Obergrenze ge-
fährdet sie den Einklang mit dem Europarecht erheblich. 
Zu beachten ist daher Art. 109 Abs. 2 GG: Dieser ver-
langt, dass „Bund und Länder […] gemeinsam die Ver-
pfl ichtungen der Bundesrepublik aus Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaft auf Grund des Artikels 104 
EGV zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin [erfüllen] und 
[…] in diesem Rahmen den Erfordernissen des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung [tragen]“. 
Der dynamische Verweis auf das Europarecht (Kube, 
2025, Rn. 74) ermöglicht innerhalb der nationalen Schul-
denregel eine Berücksichtigung von unionalen Ent-
scheidungen, die keinen Anwendungsvorrang und keine 
unmittelbare Geltung im Mitgliedstaat beanspruchen. 
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Eine solche hat der Rat am 8. Juli 2025 getroff en (Rat 
der Europäischen Union, 2025). Darin hat er für 15 Mit-
gliedstaaten die nationale Ausweichklausel des ESWP 
(Art. 26 VO (EU) 2024/126313) für Verteidigungsausgaben 
für vier Jahre und bis zu 1,5 % des BIP aktiviert. Nur in 
diesem Zeitraum und in dieser Höhe kann die Bundesre-
publik europarechtskonform von der Bereichsausnahme 
Gebrauch machen.

Mit der Länder-Strukturkomponente in Art. 109 Abs. 3 
S. 6 GG – drittens – entspricht die „Gesamtheit der Län-
der“ dem materiellen Haushaltsausgleich, „wenn die durch 
sie erzielten Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert 
im Verhältnis zum nominalen Bruttoinlandsprodukt nicht 
überschreiten“. Diese Idee ist nicht neu: Schon die Födera-
lismuskommission II hatte geplant, dass nach dem ESWP 
damals für die Bundesrepublik zulässige strukturelle Defi -
zit von 0,5 % des BIP auf Bund und Länder zu verteilen – 
0,35 % für den Bund und 0,15 % für die Länder (Bundesmi-
nisterium der Finanzen, 2008, S. 4). Dieses Verhältnis ent-
sprach der Verteilung von Sanktionen wegen Verletzung 
der europäischen Haushaltsdisziplin nach Art. 109 Abs. 5 
GG auf Bund und Länder im Verhältnis 65:35. Am Ende der 
Reform blieb die vertikale Verteilung des strukturellen De-
fi zits jedoch auf den Bund beschränkt. Das hatte den Vor-
teil, dass die horizontale Verteilung unter den Ländern und 
damit ein Verteilungsschlüssel entbehrlich wurden.

Da die neue Regelung die „Gesamtheit der Länder“ an-
spricht, ist der einfache Gesetzgeber gem. Art. 109 Abs. 3 
S. 7 GG nun mit dieser Aufgabe betraut. Der entspre-
chende Entwurf wurde am 1. August 2025 in den Bundes-
tag eingebracht – das „Strukturkomponente-für-Länder-
Gesetz“ (Deutscher Bundestag, 2025b). Danach soll die 
Länder-Strukturkomponente zu zwei Dritteln nach dem 
Verhältnis der Steuereinnahmen und zu einem Drittel 
nach dem Verhältnis der Einwohnerzahlen verteilt werden 
(§ 2 Abs. 1 StruKomLäG). Eine solche Verteilung orientiert 
sich an dem bewährten Maßstab aus dem Sanktionsauf-
teilungsgesetz – Einwohnerzahl und Anteil am Finanzie-
rungsdefi zit (§ 2 Abs. 1 S. 2,3 SZAG) –, gleichzeitig achtet 
es die Besonderheiten der Schuldenbremsen-Konzepti-
on: Denn die Berechnung der Länder-Konjunkturkompo-
nenten richtet sich nach den gängigen Verfahren ebenso 
an den Steuereinnahmen aus (Kasseckert, 2022).

Doch ist auch für die Gesamt-Strukturkomponente eine 
Koordination mit der europäischen Haushaltsdisziplin 
wichtig. Dieser Aspekt wurde im Entwurf grundlegend, 

13 Verordnung (EU) 2024/1263 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die wirksame Koordinierung der Wirtschaftspolitik und 
über die multilaterale haushaltspolitische Überwachung und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 29.4.2024, 
ABl. (EU) L vom 30.4.2024.

allerdings nicht speziell für die erweiterte Strukturkom-
ponente berücksichtigt: Die Begrenzung auf das struktu-
relle gesamtstaatliche Defi zit soll aus § 51 Abs. 2 HGrG 
herausgenommen und als Überwachung des Nettoaus-
gabenpfades in § 7 Abs. 2 StabiRatG überführt, dort zu-
dem die Unterstützung durch den Unabhängigen Beirat 
bei dieser Aufgabe (§ 8 Abs. 1 StabiRatG) neu formuliert 
werden (Deutscher Bundestag, 2025b, S. 8-10, 17-19). Die 
Abkehr vom strukturellen Defi zit hin zum Nettoausgaben-
pfad im Stabilitätsratsgesetz nähert das nationale Recht 
dem neuen Maßstab des reformierten ESWP (Erwä-
gungsgrund Nr. 13 VO (EU) 2024/1263), ohne eine Ausga-
benregel – die genauso schon Thema der Schuldenregel-
Reform im Jahr 2009 war (SVR Wirtschaft, 2007, Tz. 10-11) 
– in das Grundgesetz aufzunehmen.14

Für die Länder-Strukturkomponente hat der Gesetzgeber 
im Ergebnis ein konsistentes und am Rechtsstand ausge-
richtetes System gewählt. Doch hat er gleichzeitig durch 
den Zusatz in Art. 109 Abs. 3 S. 9 GG, dass „[b]estehen-
de landesrechtliche Regelungen, die hinter der gemäß 
Satz 7 festgelegten Kreditobergrenze zurückbleiben, […] 
außer Kraft [treten]“, Rechtsunsicherheit bei der Vielfalt15 
der Landes-Schuldenregeln hinterlassen und die struktu-
rellen Kreditermächtigungen des Gesamtstaates von 0,35  
auf 0,7 % des BIP verdoppelt.

Verfremdung durch Reformen

In das Finanzverfassungsrecht wurden mit der Schulden-
bremse und insbesondere der Konjunkturkomponente 
gute Regeln zur Begrenzung der Staatsverschuldung auf-
genommen, die durch beziff erte Kreditermächtigungen 
und Tilgungsverpfl ichtungen einen Maßstab für Genera-
tionengerechtigkeit vermitteln. Die künftige Finanzpolitik 
hat angesichts der Wachstumsschwäche der Gesamt-
wirtschaft Verschuldungsräume sparsam einzusetzen 
und als Obergrenze zu betrachten, die bewährten Schul-
denregeln, insbesondere die Symmetrie beizubehalten 
und das Konjunkturbereinigungsverfahren weiter zu op-
timieren.16 Die Änderungen des Finanzverfassungsrechts 
im März 2025 sind von der ursprünglichen Zielsetzung 

14 Für eine Ausgabenregel ist zur Berechnung des Ausgabenwachstums 
weiterhin die Ermittlung des Produktionspotenzials und – zusätzlich 
im Vergleich zum gegenwärtigen Konzept – ein Fiskalmultiplikator er-
forderlich. Letzterer steht ökonomisch in der Kritik (Gründler, Heil & 
Potrafke, 2021, S. 25).

15 Einen Überblick über die schon anfänglich sehr unterschiedliche Aus-
gestaltung im einfachen Recht und den Verfassungen der Länder gibt 
Henneke (2014).

16 Aufgrund von § 5 Abs. 4 S. 2 G 115 und des Koalitionsvertrags zur 
20. Legislaturperiode wurde eine erste Evaluation des Konjunkturbe-
reinigungsverfahrens durchgeführt und mit drei Änderungen bei der 
Potenzialschätzung im Rahmen der Frühjahrs- und Herbstprojektion 
der Bundesregierung für das Jahr 2024 abgeschlossen (Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Klimaschutz, 2025).
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jedoch abgewichen: Die tragenden Komponenten der 
Schuldenbremse wurden zwar beibehalten und die Kre-
ditaufnahme durch das neue Sondervermögen in Dauer 
und Umfang begrenzt. Auch hat die Gegenwart einen ver-
änderten Finanzbedarf aufgezeigt. Indes haben sich die 
zusätzlichen Verschuldungsräume von dem sorgfältig de-
fi nierten Rahmen gelöst und dadurch die Finanzierungs- 
und Tragfähigkeitsfrage verschärft. Sie verleiten das Par-
lament, von einer Vorhersehbarkeit und Machbarkeit der 
Konjunktur auszugehen, in die Wirtschaft aktiv einzugrei-
fen, statt passiv zu stabilisieren. Die gegenwärtige Haus-
haltsdebatte und zukünftige Reformen sollten daher die 
Zurückhaltung der Schuldenbremse gegenüber konjunk-
turpolitischer Intervention erkennen und die Erfahrungen 
mit der Globalsteuerung berücksichtigen.
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Title: The debt brake: intergenerational fi scal policy with economic fl exibility
Abstract: Public debt reached a new high of €2,510.5 billion at the end of 2024. But the federal government continues to plan high bor-
rowing: the draft federal budget for 2026 provides for debt of €174.3 billion for an investment push. Net borrowing of €89.9 billion is 
expected in the core budget. In addition, there is €84.4 billion from two special funds not subject to debt brakes. The Federal Ministry of 
Finance hopes for “new growth and greater fairness” – but the current handling of public debt disregards the lessons of the past and goes 
beyond the conceptual limits of the fi nancial constitution.
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nalen Gesamtstatistik (UNFCCC, 1998, Nr. 5). In der 
Praxis wird die Ausnahme breit ausgelegt.

3. Eine Vertraulichkeitsklausel in den Richtlinien des 
Weltklimarats (IPCC) für die Berichterstattung von 
Emissionen erlaubt es Staaten, militärische und be-
stimmte zivile Emissionen in einer gemeinsamen Kate-
gorie (1.A.5) zu berichten, ohne sie zu disaggregieren 
(UNFCCC, 1999, Nr. 19).

Nicht Teil der Ausnahmen sind militärische Aktivitäten im 
Inland. Staaten müssen sich also grundsätzlich in ihren 
nationalen Inventarberichten („national inventory reports“, 
NIRs) zu solchen militärischen Emissionen äußern. In der 
Praxis führt die Nutzung der Vertraulichkeitsklausel, ge-
koppelt mit schlicht unvollständigen Daten seitens vieler 
Industriestaaten und quasi aller Entwicklungsländer da-
zu, dass Inventarberichte wenig Aussagen über die glo-
balen militärischen Emissionen zulassen (MEG, 2024). Ob 
Vertraulichkeit dies rechtfertigt, ist fraglich: Teils werden 
in nationalen Berichtsformaten sogar deutlich höhere und 
detailliertere Emissionsdaten veröff entlicht.

Die häufi g anzutreff ende Aussage, das Pariser Klimaab-
kommen habe die Ausnahme für militärische Emissionen 
abgeschaff t, triff t so nicht zu (Nelsen, 2015). Das Abkom-

©  Der/die Autor:in 2025. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).
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Ole Adolphsen

Militärische Emissionen: Blinder Fleck der 
Klimapolitik?
Die Zunahme bewaff neter Konfl ikte weltweit und rapide steigende Verteidigungsausgaben 
führen immer häufi ger zu der Frage, ob militärische Emissionen die internationalen Klimaziele 
gefährden. In der öff entlichen und politischen Debatte besteht bisher wenig Wissen über die 
Größe und Zusammensetzung solcher Emissionen sowie ihre Einbindung in das internationale 
Klimaregime. Angenommen wird meistens, dass sich Klima- und Verteidigungspolitik 
antagonistisch gegenüberstehen. Dabei ist das nicht notwendigerweise der Fall: Streitkräfte 
haben begonnen, eigene Klimaschutzpraktiken zu entwickeln. Technologien im Bereich grüne 
Verteidigung ermöglichen es, die klimapolitisch notwendige militärische Dekarbonisierung mit 
einer sicherheitspolitischen Agenda zu verbinden.

Wie hoch die weltweit durch Streitkräfte verursachten 
Emissionen sind, ist nicht bekannt. Grund ist unter ande-
rem eine Reihe von Ausnahmen für militärische Emissi-
onen im internationalen Klimaregime. Sie wurden in den 
späten 1990er Jahren im Kontext des Kyoto-Protokolls, 
dem Vorgänger des Pariser Klimaabkommens, einge-
führt. Dahinter stand das Interesse der USA, die ihre 
hegemoniale Position nach dem Ende des Kalten Krie-
ges – aufrecht erhalten durch ein globales Netzwerk von 
Militärbasen und grenzüberschreitender Logistik – durch 
klimapolitische Regulierung gefährdet sahen (Hermann, 
2022). Zu einer generellen Ausnahme für militärische 
Emissionen, wie vom Pentagon ursprünglich gefordert, 
kam es aber nie. Stattdessen wurden drei Teilausnahmen 
bzw. Regelungen für bestimmte militärische Emissionen 
durch Entscheidungen innerhalb der UN-Klimakonven-
tion (UNFCCC) verankert – also nicht im Kyoto-Protokoll 
selbst:

1. Internationale Bunker Fuels, also die durch grenzüber-
schreitende Schiff - und Luftfahrt verursachten Emissi-
onen, werden nicht zu nationalen Emissionsstatistiken 
gezählt. Dies gilt für zivile und militärische Transporte 
(UNFCCC, 1998, Nr. 4).

2. Emissionen multilateraler Einsätze, die im Einklang mit 
der UN-Charta stehen („multilateral operations pursu-
ant to the Charter“), zählen ebenfalls nicht zur natio-
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Emissionen.2 Damit bleibt das US-Militär der größte in-
stitutionelle Emittent weltweit und steht vor Ländern wie 
Schweden oder Dänemark.3 Die Bundeswehr hingegen 
stößt 1,71 MtCO2e aus, was ca. 0,24 % der deutschen 
Emissionen (2022) entspricht. Diese niedrigen relativen 
Emissionen – gerade gegenüber Großbritannien, das ähn-
liche Militärausgaben hat – lassen sich vor allem durch 
die geringeren mobilen Emissionen der Bundeswehr er-
klären. Die Verwendung mobilen Geräts – in absteigen-
der Reihenfolge geht es hier um Flugzeuge, Schiff e, und 
schwere Landfahrzeuge – bleibt der größte Verursacher 
militärischer Emissionen.

Für die Länder USA, Deutschland, Großbritannien un-
ternahm 2022 eine viel beachtete Studie einer britischen 
Nichtregierungsorganisation den bisher umfassendsten 
Versuch, die Größe globaler militärischer Emissionen 
zu schätzen (Parkinson & Cottrell, 2022). Dafür extrapo-
liert die Studie die Daten der drei genannten Länder mit 
einer Reihe von Annahmen und errechnet für das Jahr 
2019/2020 globale militärische Emissionen in Höhe von 
300 bis 600 MtCO2e bzw. 0,6 bis 1,2 % der Gesamtemis-
sionen.

Die Validität dieser Zahl ist schwer zu bewerten. In Ab-
wesenheit besserer Daten und Methodik nehmen einige 
Forscher:innen auf dieser Basis 1 % als vorläufi ge Schät-
zung für den Anteil von militärischen an globalen Emis-
sionen an (Rajaeifar et al., 2022). Dies scheint vertretbar, 
bei aller verbleibender Unsicherheit. Erstens macht die 
Studie eine Reihe konservativer Annahmen. Zweitens sind 
die Ausgangsdaten der drei Modelländer tendenziell un-
vollständig und somit zu niedrig angesetzt. Beides wird 
durch die Extrapolation auf die globale Ebene multipli-
ziert. Drittens sind globale Militärausgaben seit 2019/2020 
um über 40 % gestiegen (SIPRI, 2024). Bei einer Größe 
von 1 % bewegen sich militärische Emissionen auf jeden 
Fall in einem klimapolitisch relevanten Bereich.

Der CO
2
-Stiefelabdruck

Diese 1 % beinhalten alle durch mobile (z. B. Fahrzeuge 
und Schiff e) und stationäre Quellen (Gebäude und Ein-
richtungen) verursachten militärischen Emissionen. Aus 
derselben Studie wird medial und in der politischen Aus-
einandersetzung regelmäßig die Zahl 5,5 % zitiert (Bun-

2 Quellen sind hier der stationäre Verbrauch durch Gebäude und Lie-
genschaften sowie der mobile Verbrauch durch das Verbrennen von 
Kraftstoff . Nicht-CO2-Emissionen und Änderungen durch Landnut-
zungspraktiken sind nicht abgedeckt.

3 Den CO2-Stiefelabdruck der USA schätzt Crawford (2022) – gemes-
sen am Anteil der Arbeitsplätze militärischer Industrie relativ zum ge-
samten Industriesektor in den USA – als mindestens dreimal so groß 
wie die militärischen Emissionen (153 MtCO2e).

men erwähnt militärische Emissionen mit keinem Wort. 
Da die drei oben genannten Ausnahmen im UNFCCC 
selbst verankert sind, bleiben sie bestehen. Änderungen 
ergeben sich aber durch die Reform des Berichterstat-
tungsregimes. Seit Ende 2024 gelten für Entwicklungs- 
und Industrieländer weitestgehend die gleichen Pfl ichten. 
Zukünftig besteht so zumindest die Möglichkeit, globale 
militärische Emissionen auf Basis von Inventarberichten 
zu aggregieren. Das zentrale Hindernis bleibt aber die 
Praxis der Berichterstattung, nicht die Ausnahmen für mi-
litärische Emissionen.

Was wir über militärische Emissionen wissen

Genauere Aussagen über Größe und Struktur militäri-
scher Emissionen sind deshalb nur auf Basis einzelner 
Länder möglich, für die bessere Daten oder eine spezi-
fi sche Forschung vorliegen. Dies ist etwa für die USA 
(Craw ford, 2019, 2022), Deutschland (BMVg, 2022) und 
Großbritannien (UK MoD, 2023) der Fall. Historisch wird 
an ihnen deutlich, dass militärische Emissionen grund-
sätzlich mit der Größe der jeweiligen Streitkraft korrelie-
ren. Entsprechend erreichten die Emissionen westlicher 
(NATO-)Staaten ihren Höhepunkt in der Mitte des Kalten 
Krieges (109 Megatonnen Kohlenstoff dioxid-Äquivalent 
(MtCO2e) für die USA 1975). Danach sanken sie zunächst 
stetig, um dann mit dem Ende des Kalten Krieges und 
der Umstrukturierung hin zu kleineren Streitkräften dras-
tisch abzufallen. Die steigende Einsatzfrequenz im Zuge 
des „War on Terror“ führte zu einem erneuten Anstieg, 
bevor militärische Emissionen in den 2010er Jahren wie-
der sanken. Im Falle Großbritanniens hält dieser Trend an, 
Deutschlands militärische Emissionen steigen hingegen 
seit 2019.

Ein Indikator für die Beziehung zwischen der Größe der 
Streitkräfte und ihren Emissionen ist die Energieintensität 
pro Soldat:in. Während die Größe westlicher Streitkräfte 
und ihre absoluten Emissionen gesunken sind, ist der Pro-
Kopf-Energieverbrauch gestiegen. Benötigten die US-
Streitkräfte im zweiten Weltkrieg ca. 3,8 Liter Kraftstoff  pro 
Soldat:in/Tag, waren es 2009 durch höhere Material-Inten-
sität ca. 83 Liter (Shachtman, 2009). Auch die Emissionen 
pro Kopf sind gestiegen, im US-Fall um etwa 25 % zwi-
schen 1975 und 2019.1 Der im Vergleich zum Energiever-
brauch nicht-proportionale Anstieg der Pro-Kopf-Emissio-
nen ist durch die höhere Energieeffi  zienz der eingesetzten 
Systeme und weniger emissionsintensive Kraftstoff e bzw. 
eingekaufte Elektrizität zu erklären.

In den USA und Großbritannien liegen die militärischen 
Emissionen jeweils bei knapp über 1 % der nationalen 

1 Eigene Berechnung auf Basis von Crawford (2019).



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
667

Analysen Klimapolitik

Kriegsjahre Klimakosten in Höhe von 230 MtCO2e berech-
net hat (De Klerk et al., 2025) – etwa der jährliche Ausstoß 
Frankreichs.

Solche Emissionen könnten als „Scope 3+“ von militäri-
schen Emissionen – verursacht durch die Verwendung 
militärischen Geräts – kategorisiert werden, und werden 
medial meist in kurzer Abfolge berichtet. Konfl iktemissi-
onen unterscheiden sich strukturell aber stark von militä-
rischen Emissionen. In der Ukraine machen direkt durch 
Kampfhandlungen verursachte Emissionen etwa ein Drit-
tel der Konfl iktmissionen aus, auch wenn ihr relativer An-
teil mit der Länge des Konfl ikts steigt. Dabei geht es vor 
allem um das Verbrennen von Kraftstoff en für militärische 
Mobilität. Andere signifi kante Posten sind der künftige 
Wiederaufbau, insbesondere der dafür benötigte Zement 
(27 %), und mit den Kämpfen in Verbindung stehende 
Brände (21 %; De Klerk et al., 2025). Im Gaza-Krieg, für 
den ebenfalls Schätzungen existieren, übersteigen die 
CO2-Kosten für den Wiederaufbau die direkten Emissio-
nen der Kampfhandlungen gar um das 90-fache (Neimark 
et al., 2024).

Die CO2-Intensität beteiligter Streitkräfte hängt dabei nur 
bedingt mit der Höhe der durch sie verursachten Konfl ikt-
emissionen zusammen. Dazu kommt die enorme Unsi-
cherheit der Schätzungen, sowohl wegen der schwieri-
gen Datenlage als auch der Abhängigkeit von zukünftigen 
politischen Entscheidungen zum Wiederaufbau. Konfl ikt-
emissionen sollten deshalb als eigenständige Katego-
rie positioniert bleiben – auch deshalb, weil eine quasi-
Echtzeitschätzung der CO2-Kosten bewaff neter Konfl ikte 
künftig Teil der politischen Auseinandersetzung sein wird.

Streitkräfte und klimaneutrale Gesellschaften

Historisch war die Diskussion um militärische Emissionen 
von einem klaren Gegensatz zwischen klima- und vertei-
digungspolitischen Zielen geprägt – ein Antagonismus, 
der bis zur Entstehung der europäischen Umweltbewe-
gung im Kontext des Vietnam-Krieges zurückgeht. Aus 
militärischer Perspektive dominierte eine Sicht auf Klima-
minderung als Bedrohung für die eigene Aufgabenerfül-
lung.

Seit einigen Jahren weicht dieser Gegensatz auf. Ein Trei-
ber dafür ist die politische Ernsthaftigkeit, mit der Staaten 
Klimaneutralität verfolgen. Auf der Weltklimakonferenz 
(COP) 26 stellte der damalige NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg (2021) fest: „There is no way to reach net zero 
without also including emissions from the military“ (John, 
2021). Eben weil Streitkräfte zu nationalen Emissionssta-
tistiken zählen, müssen auch sie in den nationalen Klima-
schutz einbezogen werden.

desregierung, 2024). Diese Schätzung bezieht sich nicht 
nur auf direkt durch Streitkräfte verursachte Emissionen, 
sondern auch die von ihnen verantworteten Emissionen 
entlang der Lieferketten (Parkinson & Cottrell, 2022). Teils 
als „CO2-Stiefelabdruck“ („carbon bootprint“) in Anleh-
nung an den CO2-Fußabdruck bezeichnet, beinhaltet 
dieser die Emissionen der Produktion von militärischem 
Gerät (upstream) und Emissionen für dessen Entsorgung 
nach Ende der Verwendungszeit (downstream).

Neben der Validität der Zahl ist fraglich, ob militärische 
Emissionen als Kategorie solche Scope 3-Emissio-
nen beinhalten sollten. Die Einteilung von Emissionen in 
Scope 1 (direktes Verbrennen von Kraftstoff ), Scope 2 (in 
gekaufter Elektrizität enthaltene Emissionen) und Scope 3 
(Lieferketten und downstream-Emissionen) basiert auf 
der Methodik des „Global Greenhouse Gas Protocol“ 
(GHG-Protokoll). Entwickelt wurde es für einzelne Orga-
nisationen, vornehmlich Unternehmen. Im Gegensatz zur 
IPCC-Methodik, die für den UNFCCC-Kontext gilt und an 
einer globalen Gesamtstatistik interessiert ist, versucht 
das GHG-Protokoll, den Verantwortungsbereich einzelner 
Organisationen darzustellen. Dafür nimmt es Doppelzäh-
lungen (willentlich) in Kauf: Scope 1- oder 2-Emissionen 
eines Zulieferers werden teilweise zu den Scope 3-Emis-
sionen des Produzenten.

In der (medialen) Debatte wird diese Unterscheidung 
häufi g übergangen. Aus Sicht des internationalen Kli-
maregimes gibt es keinen konkreten Anhaltspunkt, im 
militärischen Bereich – im Gegensatz zu anderen Sekto-
ren – durch Scope 3 doppelte Zählungen zu verwenden. 
Grundsätzlich sollten „militärische Emissionen“ als Kate-
gorie auf Scope 1- und 2-Emissionen beschränkt bleiben, 
wie bei den obigen Länderbeispielen der Fall. Sie beinhal-
ten damit alle durch mobile (z. B. Fahrzeuge und Schiff e) 
und stationäre Quellen (Gebäude und Einrichtungen) ver-
ursachten Emissionen. Militärische Scope 3-Emissionen 
gehen also nicht verloren, sondern werden an anderer 
Stelle erfasst.4

Konfl iktemissionen

Eine ähnliche Frage stellt sich für Emissionen, die in be-
waff neten Konfl ikten verursacht werden. Hintergrund 
ist, dass die ukrainische Regierung die enormen Treib-
hausgas- und Umweltkosten der russischen Invasion 
seit 2022 immer wieder in den Vordergrund rückt (Malo, 
2023). Sie stützt sich dabei auf einen Zusammenschluss 
von Klimawissenschaftler:innen, der für die ersten drei 

4 Scope 2-Emissionen sind zwar nicht Teil der Berichterstattung an den 
UNFCCC, werden aber von Streitkräften meist als Teil der eigenen 
Emissionen gezählt.
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Das Potenzial grüner Verteidigung

Erneuerbare Systeme sind militärisch auch unabhängig 
von klimapolitischen Erwägungen sinnvoll. Denn sie er-
höhen die militärische Energiesicherheit und reduzieren 
die Abhängigkeit von einzelnen Produzenten fossiler 
Brennstoff e. Die Neubewertung der europäischen Ener-
giesicherheit nach der russischen Invasion der Ukraine 
im Jahr 2022 zeigte, dass auch Streitkräfte von einem ho-
hen Anteil erneuerbarer Energien profi tieren, um im Kon-
fl iktfall nicht eingeschränkt zu sein (Bayer et al., 2022). 
Zwar bestehen bei Lieferketten zu grünen Technologien 
und den nötigen Rohstoff en ebenfalls Abhängigkeiten, 
insbesondere gegenüber China. Sie sind aber schwerer 
ausnutzbar, da nicht mehr die Energieträger selbst, son-
dern nur zusätzliche Energiekapazitäten gestoppt wer-
den können.

Operationell wird in der Umstellung auf erneuerbare Ener-
gien und der Elektrifi zierung militärischer Systeme eine 
Möglichkeit gesehen, eine schlankere Logistik und einen 
höheren Grad an Autarkie in der Energieversorgung zu er-
reichen (Samaras et al., 2019). Ein wiederkehrendes Motiv 
ist die Erfahrung westlicher Streitkräfte aus den Einsät-
zen im Irak und in Afghanistan, wo der enorm hohe Bedarf 
an fossilen Brennstoff en zu hoher Verwundbarkeit führte. 
Anschläge auf Versorgungskonvois verursachten mehr 
als 3.000 Todesfälle bei den US-Streitkräften, die Kos-
ten für Kraftstoff  in Außenposten beliefen sich auf bis zu 
263 US-$ pro Liter (Schogol, 2022).

Erneuerbare Technologien bieten dagegen die Möglich-
keit, den Kraftstoff verbrauch zu reduzieren und benötigte 
Energie vor Ort zu produzieren. Lösungen wie solarba-
sierte Mini-Grids bringen einen klaren militärischen Vor-
teil, indem sie den logistischen Fußabdruck insgesamt 
reduzieren und das Verhältnis von Logistik zu kämpfen-
den Truppen verbessern. Elektrische Antriebe sind zu-
dem oft günstiger und bieten grundsätzlich eine geringere 
Geräusch- und Wärmesignatur, was bei Schiff en, Land-
fahrzeugen oder Drohnen genutzt werden kann. Die In-
standhaltung elektronischer Antriebe ist oft simpler als 
bei mechanischen Teilen. Während in der Ukraine batte-
riebasierte Drohnen(-schwärme) bereits das Schlachtfeld 
prägen, reichen Pilotprojekte für einzelne Anwendungen 
von hybriden Kampff ahrzeugen (Frankreich) bis zu einem 
Boxer-Spähfahrzeug mit abnehmbaren E-Bikes (Fetzek, 
2023; Blakemoore & Nurkin, 2022).

Herausforderungen der Dekarbonisierung

Trotz innovativer Technologien mit Win-Win-Charakter 
bleibt die größte Herausforderung für künftige Netto-
Null-Streitkräfte, schwere mobile Plattformen wie Pan-

In Folge haben eine Reihe westlicher Länder Netto-Null-
Ziele für ihre Streitkräfte festgelegt oder in entsprechen-
den Strategiedokumenten verankert. Dazu gehören Groß-
britannien, Slowenien, Österreich, Frankreich, die Nieder-
lande, Kanada, die USA unter der Biden-Administration,5 
Deutschland (2045), Schweiz, Japan und Neuseeland (mit 
Ausnahmen). Ambitionierte Zwischenziele hat etwa die 
britische Luftwaff e formuliert; sie will bis 2040 klimaneut-
ral operieren, Frankreich und Irland wollen bis 2030 50 % 
der Emissionen einsparen, die US-Armee unter der Bi-
den-Regierung verfolgte ein ähnliches Ziel (Barry, 2022).

Dieser Trend repräsentiert nicht nur den klimapoliti-
schen Druck, sondern auch ein im Entstehen begriff e-
nes Verständnis von grüner Verteidigung (Vinke, 2025). 
Angesichts von Planungs- und Beschaff ungszyklen 
von mehreren Jahrzehnten wächst die Einsicht, dass 
Streitkräfte antizipieren müssen, wie sie in einer wei-
testgehend dekarbonisierten Gesellschaft funktionieren 
können (Depledge, 2023). Je größer die Diskrepanz zwi-
schen militärischen und zivilen Systemen, desto größer 
der Preis für die Einzigartigkeit militärischer Anforderun-
gen. So würden mit der Dominanz erneuerbarer Ener-
gien im Energie- und Transportsektor die Verfügbarkeit 
fossiler Äquivalente sinken und deren Kosten tendenziell 
steigen. Dabei geht es nicht nur um die Versorgung mit 
Kraftstoff en selbst, sondern auch um die Errichtung und 
Aufrechterhaltung von fossiler Infrastruktur, die Verfüg-
barkeit qualifi zierter Fachkräfte und wissenschaftliche 
Forschung (Depledge, 2023). Industriepolitisch droht der 
Verteidigungssektor bei fortbestehender fossiler Depen-
denz abgehängt zu werden (Luhmann, 2021).

Mittel- und langfristig können zudem kulturelle Faktoren 
zum Tragen kommen, die die gesellschaftliche Legitimi-
tät der Streitkräfte beeinfl ussen (Luhmann, 2022). Wie 
an der Bundeswehr bereits zu erkennen ist, steigen ih-
re Emissionen nicht nur absolut, sondern auch relativ zu 
den Gesamtemissionen, da andere Sektoren ihre Emis-
sionen senken. Sind Streitkräfte in einer Netto-Null-Welt 
einer der letzten fossil-geprägten Institutionen, können 
sie kein „Spiegelbild der Gesellschaft“ sein. Die Literatur 
spricht hier von einer „moralischen Lizenz“, die in Gefahr 
geraten könnte (Stott, 2025). Das könnte sich etwa als 
zusätzliches Handicap bei der Rekrutierung bemerkbar 
machen. Ähnliches gilt für Unternehmen im Verteidi-
gungssektor, die sich bereits mit Erwartungen an ESG-
Standards (Nachhaltigkeitskriterien für die Bereiche Um-
welt, Soziales und Unternehmensführung) konfrontiert 
sehen.

5 Die Trump-Administration hat auch im Verteidigungsbereich jegliche 
Vorhaben mit Klimabezug eingestellt.
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Auf nationaler Ebene gilt es, bestehende Ziele durch kon-
krete Pläne und Maßnahmen zu untermauern und in die 
militärische Planung zu integrieren. Derzeit laufen Zeit-
pläne für militärische Dekarbonisierung und Aufrüstung 
parallel, aber getrennt voneinander. Auch wenn Teile mi-
litärischer Emissionen mit angemessenem Aufwand re-
duzierbar sind, muss insbesondere der Bereich taktische 
mobile Emissionen bei langfristigen Fragen zu Beschaf-
fung und Ausrichtung der Streitkräfte mit beachtet wer-
den (Bayer & Zerey, 2025).

Zudem muss im Kontext nationaler Netto-Null-Ziele mit-
telfristig die Frage gestellt werden, ob bzw. welche Teile 
militärischer Emissionen nicht mit angemessenem Auf-
wand zu dekarbonisieren sind. Forschung und Streitkräf-
te stehen hier vor der Aufgabe, die Höhe dieser Emissio-
nen – die zwischen nationalen Kontexten enorm variieren 
und auf politischen Abwägungen beruhen wird – besser 
einschätzen zu können. Hierfür braucht es genauere dis-
aggregierte Daten und Projektionen. Nur auf Basis ver-
lässlicher Schätzungen potenzieller Restemissionen kann 
diskutiert werden, ob Teile von Streitkräften ähnlich wie 
andere schwer zu dekarbonisierende Sektoren behandelt 
und eventuell durch negative Emissionstechnologien aus-
geglichen werden (Schenuit et al., 2023).

Auf europäischer Ebene bestehen industriepolitische 
Möglichkeiten, die Politikziele europäische Sicherheit und 
Klimaneutralität miteinander zu verbinden (Tagliapietra, 
2025). Im Rahmen des „Clean Industrial Deal“ hat die EU-
Kommission jüngst europäische Streitkräfte als poten-
zielle Abnehmer für grünen Stahl positioniert. Ein Panzer 
brauche schließlich 50 bis 60 Tonnen Stahl – eine Nach-
frage, die wiederum die heimische Produktion ankurbeln 
könnte (Europäische Kommission, 2024). Die Kommissi-
on deutet so an, dass Streitkräfte bei der Umstellung auf 
grüne Technologien nicht nur als „fast follower“ (UK MoD, 
2021) agieren sollten. Stattdessen können sie als stabiler 
öff entlicher Nachfrager für erneuerbare Technologien und 
nachhaltige Kraftstoff e eine proaktive Rolle übernehmen. 
Die Europäische Verteidigungsagentur ist hier gut positi-
oniert und könnte bereits bestehende Formate für engere 
europäische Zusammenarbeit im Rüstungsbereich ska-
lieren.

International werden militärische Emissionen in den Ver-
handlungen auf den COPs weiterhin keine große Rolle 
spielen. Gerade große Entwicklungs- und Schwellen-
länder sind letztlich nicht daran interessiert, militärische 
Emissionen durch IPCC-Berichte oder die globale Be-
standsaufnahme auf die Agenda zu setzen (Rajaeifar et 
al., 2022). International sollte es eher darum gehen, mi-
litärische Dekarbonisierung jenseits der jetzigen Gruppe 
an (NATO-)Staaten zu etablieren. Erster Schritt hierfür ist 

zer, Kampfjets und Schiff e zu dekarbonisieren. Der Anteil 
von Luft- und Schiff fahrt an den mobilen Emissionen der 
Bundeswehr lag 2022 bei etwa 82 % (BMVg, 2022, S. 22). 
Bei solchen Anwendungen ist die Energiedichte des An-
triebsstoff s der entscheidende Faktor. Derzeit sind Otto-
kraftstoff e Standard, insbesondere Diesel für Landmobili-
tät und Kerosin für Luftfahrzeuge.

In der militärischen Luftfahrt werden elektronische An-
triebswerke mit Batterien als Energiespeicher auf abseh-
bare Zeit nicht als Ersatz dienen können. Grund ist das 
enorme Gewicht, was zu Mobilitätseinschränkungen füh-
ren würde, und das zeitintensive Aufl aden. Bei leichten 
Landfahrzeugen und in der Schiff fahrt, wo Anforderun-
gen an Gewicht und Volumen von Kraftstoff en geringer 
ausfallen können, haben solche Antriebe Potenzial und 
werden derzeit etwa von Großbritannien erprobt. Auch 
Wasserstoff  steht vor Hürden: Er würde zwar in fl üssiger 
Form über eine angemessene Energiedichte verfügen, die 
hierfür nötige Kühlung ist derzeit aber eine zu große logis-
tische Herausforderung (Katalenich & Jacobson, 2022). 
Während wasserstoff betriebene Brennstoff zellen be-
reits Anwendung in U-Booten, kleineren Flugzeugen und 
Drohnen fi nden, ist der Nutzen für schwere Fahrzeuge 
und Luftfahrt innerhalb der NATO umstritten (Jankowski & 
Wieczorkiewicz, 2023).

Damit rücken insbesondere für die Luftfahrt biologisch 
oder synthetisch produzierte Kraftstoff e in den Vorder-
grund. Sie übertreff en teilweise die Energiedichte fossi-
ler Brennstoff e, beruhen auf erprobter Wissenschaft und 
Technologie und sind in vielen Fällen mit bestehenden 
Systemen kompatibel. Norwegische F-35 und deutsche 
Eurofi ghter sind bereits teilweise für einen 50/50-Brenn-
stoff mix zertifi ziert (Norwegische Regierung, 2025). Pro-
blematisch bleiben neben den Kosten die Verfügbarkeit, 
die der künftigen Nachfrage weit hinterherhinkt: Die 
US-Luftwaff e hoff te, ab 2030 11 Mrd. Liter und ab 2050 
500 Mrd. Liter nachhaltigen Flugkraftstoff  („sustainable 
aviation fuel“, SAF) zur Verfügung zu haben, was einen 
vollständigen Umstieg erlauben würde. Im Jahr 2024 wur-
den weltweit für zivile und militärische Zwecke aber nur 
1,3 Mrd. Liter SAF produziert (IATA, 2024).

Implikationen für Klima- und Sicherheitspolitik

Sowohl klima- als auch verteidigungspolitische Grün-
de sprechen dafür, die Minderungsanstrengungen von 
Streitkräften ernst zu nehmen und den Verteidigungs-
sektor als klimapolitisches Handlungsfeld zu etablieren. 
Dabei ist anzuerkennen, dass trotz der hier angerissenen 
Konvergenz weiterhin Zielkonfl ikte zwischen den beiden 
Politikfeldern bestehen. Moderne Kriegsführung wird nie 
wirklich nachhaltig sein.
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eine qualitativ hochwertige Berichterstattung innerhalb 
der bestehenden UNFCCC-Richtlinien, um dies glaubwür-
dig auch von Entwicklungsländern einfordern zu können, 
die seit 2024 unter dem Pariser Abkommen den gleichen 
Transparenzpfl ichten unterliegen. Ergänzt werden könnte 
diese Forderung durch plurilaterale Initiativen, die Streit-
kräfte beim Aufbau von Berichterstattungskapazität unter-
stützen. Da sich Entwicklungs- und Schwellenländer eher 
durch militärische Vorteile neuer grüner Anwendungen 
überzeugen lassen werden als durch enge klimapolitische 
Argumentation, sollten Formate zum Austausch über Best 
Practices und Standards mit verbündeten bzw. befreun-
deten Ländern angestrebt werden. Auf deutscher bzw. eu-
ropäischer Ebene erfordert dies engere Zusammenarbeit 
zwischen Verteidigungsministerien und Klimadiplomatie.
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Folgen (zu) früher Leistungsdiff erenzierung: 
Lehren aus Ungarn für das deutsche Schulsystem
Schultracking basiert auf der frühen Aufteilung von Lernenden nach Leistung, doch die Wirkung 
auf die Kompetenzentwicklung ist empirisch unklar. Wir zeigen, dass ein breiterer Zugang 
zum Gymnasium Bildungsungleichheiten senken kann: Schüler:innen verbessern Leistung und 
Hochschulambitionen unabhängig von sozialem Hintergrund oder Vorleistungen. Akademische 
Peer-Qualität wirkt dagegen kaum, was Zweifel an strikt leistungsbasierten Zuweisungen nährt. 
Kinder aus benachteiligten Familien nutzen die Vorteile seltener, weil enge Zugangskriterien 
sie ausschließen. Damit untergräbt Tracking Gleichheitsziele. Deutschlands frühe, starre 
Weichenstellungen verschärfen diese Disparitäten. Neue Evidenz verlangt daher reformorientierte 
Debatten, die Bildungsgerechtigkeit prioritär behandeln. Politik sollte Zugangskriterien lockern, 
Zuweisungszeitpunkte später ansetzen und die Durchlässigkeit erhöhen.
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Bildungssysteme weltweit stehen vor zwei eng mitein-
ander verknüpften Herausforderungen: Zum einen sol-
len sie qualitativ hochwertigen, pädagogisch fundierten 
Unterricht bieten, der auf die individuellen Bedürfnisse 
der Lernenden zugeschnitten ist. Zum anderen sollen sie 
soziale Mobilität fördern und für einen gerechten Zugang 
zu Bildungschancen für alle sorgen. Diese beiden Ziele 
stehen jedoch nicht selten in einem Spannungsverhältnis 
zueinander. Der sogenannte Gleichheits-Effi  zienz-Konfl ikt 
stellt somit eine zentrale Herausforderung für bildungspo-
litische Gestaltung dar, insbesondere im Kontext schuli-
scher Diff erenzierung.

Schultracking meint die frühe Aufteilung von Lernenden 
nach Leistung. Befürworter:innen des Trackings argu-
mentieren, dass diese es Lehrkräften ermöglicht, den 
Unterricht gezielter auf die jeweiligen Voraussetzungen 
der Lernenden zuzuschneiden (Dufl o et al., 2011). Die-
ses Effi  zienzargument hat insbesondere in Deutschland 
ein starkes politisches Gewicht. Ein weiteres zentrales 
Argument lautet, dass leistungsstarke Schüler:innen in 
homogenen Lerngruppen schneller vorankommen und 
höhere akademische Niveaus erreichen können. Durch 
die Bündelung akademischer Leistung soll es Schulen 
ermöglicht werden, anspruchsvolle Standards zu halten 
und gezielt Talente zu fördern. Kritiker:innen hingegen 
warnen davor, dass das Tracking bestehende Bildungs-
ungleichheiten nicht nur abbildet, sondern aktiv verstär-
ken kann. Frühe Bildungsentscheidungen spiegeln häufi g 
nicht nur objektive Leistungsniveaus wider, sondern sind 
auch eng mit der sozialen Herkunft verknüpft. Benach-
teiligte Schüler:innen werden dabei überproportional 
häufi g niedrigeren Schulformen zugewiesen (Reichelt et 
al., 2019). Einmal in einem leistungsschwächeren Zweig 
angekommen, bestehen in der Regel nur begrenzte 
Möglichkeiten für einen Wechsel in anspruchsvollere Bil-
dungsgänge. Dies schränkt langfristig die Bildungs- und 
Berufsperspektiven dieser Schüler:innen erheblich ein.

Trotz der weiten Verbreitung von Tracking-Systemen sind 
die empirischen Erkenntnisse über deren akademische 
Wirkungen uneinheitlich (Heisig & Matthewes, 2022). 
Während einige Studien auf positive Eff ekte hinweisen – 
etwa auf die Leistungssteigerung durch gezieltere För-
derung (Carrell et al., 2018; Berkowitz & Hoekstra, 2011; 
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Jackson, 2010; Hastings & Weinstein, 2008; Cullen et 
al., 2006) –, fi nden andere keinen signifi kanten Zusam-
menhang zwischen Tracking und schulischen Ergebnis-
sen (Beuermann & Jackson, 2022; Barrow et al., 2020; 
Abdulkadiroğlu et al., 2014; Lucas & Mbiti, 2012). Darüber 
hinaus gibt es zunehmende Zweifel an der Verlässlichkeit 
früher Bildungsentscheidungen. Die schulische Leistung 
von Kindern im Alter von zehn oder elf Jahren erlaubt häu-
fi g keine robuste Prognose ihres langfristigen Potenzials, 
insbesondere dann, wenn sie aus bildungsfernen Haus-
halten stammen oder geringe Sprachkenntnisse aufwei-
sen (Buchmann & Park, 2009). Solche frühen Einschät-
zungen laufen Gefahr, strukturelle Benachteiligungen zu 
reproduzieren, anstatt objektive Leistungsentwicklungen 
abzubilden. Auf Basis neuer empirischer Erkenntnisse 
möchten wir im Folgenden die bestehende Debatte zum 
Gleichheits-Effi  zienz-Konfl ikt im Tracking vertiefen und 
einen fundierten Beitrag zur bildungspolitischen Ent-
scheidungsfi ndung leisten.

Vergleich der Trackingsysteme in Ungarn und 

Deutschland

Deutschland und Ungarn verfolgen unterschiedliche Mo-
delle der schulischen Diff erenzierung, setzen jedoch im 
europäischen Vergleich beide relativ früh an. Die jeweiligen 
Trackingsysteme regeln, wann und wie Schüler:innen un-
terschiedlichen Bildungslaufbahnen zugewiesen werden; 
mit erheblichen Implikationen für Chancengleichheit und 
Lernergebnisse. Das deutsche Schulsystem ist traditio-
nell dreigliedrig aufgebaut. Die erste Zuweisung erfolgt in 
der Regel im Alter von etwa zehn Jahren, nach Abschluss 
der vierten Klasse. Schüler:innen werden dabei einem 
von drei Bildungsgängen zugewiesen: dem Gymnasium 
(mit dem Ziel der allgemeinen Hochschulreife), der Real-
schule (mittlerer Schulabschluss) oder der Hauptschule 
(berufsorientierter Abschluss). Eine vierte Option stellt 
die Gesamtschule dar, die alle drei Bildungsgänge orga-
nisatorisch unter einem Dach vereint und grundsätzlich 
den Zugang zum Abitur off enhält. Historisch basierte die 
Zuweisung auf verbindlichen Lehrer:innenempfehlungen. 
Inzwischen haben mehrere Bundesländer diese Verbind-
lichkeit aufgehoben, sodass Erziehungsberechtigte auch 
gegen die Empfehlung der Grundschule die Schulform 
wählen können; es gibt aber unter anderem in Baden-
Württemberg (2025), Berlin (2024) und Sachsen-Anhalt 
(2025) Bestrebungen, den Übergang wieder verbindlicher, 
transparenter und leistungsgerechter zu steuern.

Laut Angaben des Statistischen Bundesamts (Destatis) 
waren im Schuljahr 2023/2024 rund 40 % der Jungen und 
45 % der Mädchen in der neunten Klasse – dem letzten 
Jahr der Schulpfl icht – an einem Gymnasium eingeschrie-
ben (Abbildung 1). Weitere 27 % der Jungen und 25 % der 

Mädchen besuchten eine Gesamtschule, die den Erwerb 
der Hochschulreife grundsätzlich ermöglicht.

Das ungarische System diff erenziert ebenfalls nach einem 
dreigliedrigen Modell: Gimnázium (allgemeinbildender 
Zweig), Szakgimnázium (berufsbildende höhere Schu-
le) und Szakközépiskola (berufsbildende mittlere Schu-
le). Für eine kleine Gruppe besonders leistungsstarker 
Schüler:innen beginnt das Tracking bereits im Alter von 
zehn Jahren. Die Mehrheit der Lernenden wird allerdings 
erst mit 14 Jahren einem spezifi schen Bildungsgang zu-
gewiesen. Eine Besonderheit des ungarischen Systems 
besteht darin, dass die unterschiedlichen Bildungspro-
gramme nicht zwingend an separaten Schulen organi-
siert sind. Ähnlich wie im deutschen Gesamtschulmodell 
erfolgt die Diff erenzierung vielfach innerhalb ein und der-
selben Schule – über unterschiedliche Programme und 
Ausbildungsgänge. Der Zugang zu weiterführenden Bil-
dungsprogrammen erfolgt zentralisiert über ein landes-
weites Bewerbungsverfahren. Dieses wird von einer na-
tionalen Clearingstelle organisiert, die sowohl schulische 
Präferenzen der Schüler:innen als auch Kapazitäten und 
Auswahlkriterien der Schulen berücksichtigt.

Empirische Untersuchung der Auswirkungen des 

Trackings

Auf Basis landesweiter Zulassungsdaten aller ungari-
schen Schüler:innen des Jahrgangs 2015 analysieren 
wir in Bach et al. (2024) die Eff ekte der Zuweisung auf 
ein Gymnasium auf die Lernentwicklung zwei Jahre nach 
dem Übergang. Im Fokus stehen dabei zwei potenzielle 

Abbildung 1
Verteilung der Schüler:innen auf Schulformen in 

Deutschland, Schuljahr 2023/2024

Quelle: eigene Berechnungen.
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Wirkmechanismen: Erstens untersuchen wir den kausalen 
Eff ekt der Einschulung in einem Gymnasium auf Hoch-
schulambitionen sowie auf die Leistungen in standardi-
sierten Mathematik- und Lesetests. Zweitens analysieren 
wir, in welchem Ausmaß die Qualität der Mitschüler:innen 
an leistungsstarken Schulen das individuelle Abschnei-
den beeinfl usst – über die Kanäle Peer-Leistung, Verhal-
ten und Fleiß (als Proxy für Durchhaltevermögen).

Die isolierte Messung der Eff ekte schulischer Zuweisung 
stellt eine methodische Herausforderung dar, da sich 
Schüler:innen in unterschiedlichen Schulzweigen oft 
systematisch hinsichtlich ihrer Vorerfahrungen, sozialen 
Hintergründe und Motivation unterscheiden. Dadurch ist 
es schwer zu bestimmen, ob beobachtete Leistungsun-
terschiede tatsächlich durch die Schulform selbst be-
dingt sind oder lediglich bestehende Unterschiede wi-
derspiegeln.

Zur Identifi kation der kausalen Wirkung nutzen wir Da-
ten aus einem zentralisierten Zuweisungsverfahren, das 
in Ungarn zur Schulwahl in der Sekundarstufe eingesetzt 
wird. In diesem sogenannten „Deferred Acceptance“-
Algorithmus reichen Schüler:innen eine Liste bevor-
zugter Schulprogramme ein, während die Schulen 
Bewerber:innen gemäß eigener Kriterien ranken. Das 
Verfahren führt zu natürlichen Zufallssituationen: Man-
che Schüler:innen werden knapp zugelassen, andere mit 
nahezu identischem Leistungsprofi l knapp abgelehnt. 
Unsere Analyse fokussiert sich auf diese Grenzfälle – die 
„Knapp-Zugelassenen“ und „Knapp-Nichtzugelassenen“ 
– und kontrolliert für individuelle Präferenzen. Dies erlaubt 
eine robuste Schätzung des kausalen Eff ekts des Be-
suchs eines leistungsstarken Schulprogramms.

Bemerkenswert ist zudem, dass die einzelnen Schulpro-
gramme ihre eigenen Auswahlkriterien und Kapazitäts-
grenzen festlegen. Es existiert somit kein einheitlicher 
Schwellenwert für den Zugang. Diese Heterogenität ent-
lang der Leistungsdimension erlaubt es uns, die Wirkun-
gen der Zuweisung diff erenziert entlang des Leistungs-
spektrums zu analysieren.

Messung der Lernergebnisse in der zehnten Klasse

Zur Bestimmung des Lernzuwachses analysieren wir die 
Entwicklung grundlegender Kompetenzen – konkret in den 
Bereichen Mathematik und Lesen – auf Basis standardi-
sierter nationaler Tests, die sowohl in der achten als auch 
in der zehnten Jahrgangsstufe durchgeführt wurden.

Die Datengrundlage bilden die Erhebungswellen 2015 
und 2017 des ungarischen National Assessment of Ba-
sic Competencies (NABC). Dieses Erhebungsinstrument 

misst nicht curricular gebundene, sondern anwendungs-
orientierte Grundkompetenzen. Die Aufgaben ähneln in 
Aufbau und Zielsetzung den PISA-Kompetenzbereichen: 
Sie erfassen die Fähigkeit, reale Informationen zu fi nden, 
zu analysieren und zu interpretieren, beispielsweise beim 
Lesen von Tabellen und Grafi ken oder beim Lösen einfa-
cher Rechenaufgaben mit Alltagsbezug.

Diese Form der Kompetenzmessung ist besonders re-
levant, da Schüler:innen in Ungarn in den beiden ersten 
Jahren der Sekundarstufe – unabhängig vom besuch-
ten Schulzweig – einem weitgehend einheitlichen Lehr-
plan folgen. Ziel ist die Vorbereitung auf die zentrale 
Abschlussprüfung am Ende der zwölften Klasse (érett-
ségi vizsga). Während diese Prüfung für Schüler:innen in 
mittleren Schulzweigen nicht verpfl ichtend ist, bleibt der 
Unterricht in der neunten und zehnten Klasse curricular 
vergleichbar. Erst ab der elften Klasse erfolgt eine stär-
kere Diff erenzierung durch berufsbezogene Inhalte. Ent-
sprechend lässt sich der Lernfortschritt im Zeitraum zwi-
schen der achten und zehnten Klasse relativ gut auf Un-
terschiede im schulischen Umfeld und in der Peergroup 
zurückführen – und nicht auf systematisch unterschiedli-
che Curricula.

Messung des sozioökonomischen Status

Zur Erfassung des familiären sozioökonomischen Hinter-
grunds verwenden wir einen eindimensionalen Index re-
lativer Deprivation – den sogenannten CSH-Index. Dieser 
wurde vom ungarischen Bildungsministerium auf Grund-
lage vielfältiger Informationen zu den Schüler:innen, ihren 
Eltern sowie zum familiären Umfeld erstellt. Der Index 
ermöglicht eine standardisierte Einschätzung des sozio-
ökonomischen Status (SES) und erlaubt eine vergleichen-
de Einteilung in drei gleich große Gruppen (Terzile).

Abbildung 2 veranschaulicht zentrale Zusammenhän-
ge zwischen dem SES und schulbezogenen Faktoren. 
Panel (a) zeigt das durchschnittliche Bildungsniveau der 
Eltern, Panel (b) den Anteil der Schüler:innen, die kinder-
bezogene Sozialleistungen beziehen. Das Bildungsniveau 
der Eltern wird auf einer Skala von 11 (kein Abschluss 
der Grundschule) bis 17 (Masterabschluss) abgebildet. 
Wie Abbildung 2a zeigt, liegt der Durchschnitt im unteren 
SES-Terzil bei 13,64 – was etwa einem berufsbildenden 
Sekundarabschluss entspricht. Im obersten Terzil be-
trägt der Mittelwert 16,28, was einem abgeschlossenen 
Hochschulstudium gleichkommt. Zu den berücksichtig-
ten kinderbezogenen Sozialleistungen zählen etwa kos-
tenlose Schulverpfl egung, Lehrmaterialien oder staatlich 
geförderte Unterstützungsleistungen im Rahmen des Kin-
derschutzes. Wie Panel (b) zeigt, konzentrieren sich diese 
Leistungen stark im unteren Drittel der SES-Verteilung.
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Abbildung 2
Sozioökonomischer Status (SES) und schulbezogene Faktoren

Quelle: Klein und McNamara (2025).

Abbildung 3
Durchschnittliche standardisierte Leistungen in der 

achten Klasse nach sozioökonomischem Status (SES)

Quelle: Klein und McNamara (2025).

Die Unterschiede zwischen den Terzilen sind erheblich – 
und von großer Relevanz im Hinblick auf Bildungschan-
cen und -aspirationen. Der Zusammenhang zwischen 
niedrigem SES und geringerem Lernerfolg ist gut belegt. 
Darüber hinaus weisen Studien darauf hin, dass Kinder 
aus benachteiligten Verhältnissen – selbst bei vergleich-
barer kognitiver Leistungsfähigkeit – tendenziell geringere 
Bildungsziele formulieren (Zimmermann, 2020).

Unterschiede in Leistung und Aspirationen vor der 

Track-Zuweisung

Um die Wirkung der Zuweisung zu einem Gymnasium 
besser einordnen zu können, betrachten wir zunächst 
die Ausgangsunterschiede in schulischer Leistung und 
Bildungsaspirationen – diff erenziert nach SES und schuli-
scher Vorleistung. Dabei zeigt sich, dass bereits vor dem 
Übergang erhebliche Unterschiede bestehen.

Unsere Analyse basiert auf standardisierten Mathematik- 
und Lesekompetenzen sowie auf Lehrerbewertungen aus 
der achten Klasse, also unmittelbar vor der Zuweisung 
zum Sekundarschulzweig. Zur besseren Vergleichbarkeit 
wurden alle Leistungsindikatoren auf nationaler Ebene 
standardisiert: Der Mittelwert wurde auf null gesetzt, die 
Standardabweichung auf eins normiert.

Wie Abbildung 3 zeigt, bestehen bereits vor dem Über-
gang in die Sekundarstufe substanzielle Leistungsunter-
schiede nach SES. Diese Unterschiede betreff en sowohl 
die Ergebnisse in standardisierten Tests als auch die 
Einschätzungen durch Lehrkräfte. Der Befund ist konsis-
tent mit früheren Studien für Deutschland (z. B. Blomeyer 

et al., 2009, 2013), in denen nachgewiesen wurde, dass 
die soziale Herkunft einen maßgeblichen Einfl uss auf die 
schulische Einordnung hat.

Insofern reproduziert das Trackingsystem bestehende 
Disparitäten nicht nur, es kann sie auch weiter verstär-
ken – insbesondere dann, wenn der Zugang zu höheren 
Schulzweigen unzureichend kompensatorisch gestaltet 
ist. Vor diesem Hintergrund erscheint es bildungspolitisch 
geboten, verstärkt über gezielte Investitionen und Förder-
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Abbildung 4
Der Eff ekt des Besuchs eines Gymnasiums auf 

Lernzuwächse

Lernzuwächse als Veränderung der standardisierten Testergebnisse

Quelle: Bach et al. (2024).

maßnahmen nachzudenken, um ungleiche Startvoraus-
setzungen abzufedern (Pfeiff er, 2010).

Lernzuwachs durch Besuch eines Gymnasiums

Wie entwickeln sich Kompetenzen in den ersten beiden 
Jahren nach der Zuweisung zu unterschiedlichen Schul-
zweigen? Unsere Analyse in Bach et al. (2024) zeigt, dass 
der Besuch eines Gymnasiums die standardisierten Tes-
tergebnisse insgesamt um 0,11 Standardabweichungen 
verbessert – mit besonders ausgeprägten Eff ekten im 
Fach Mathematik (0,14 Standardabweichungen).

Abbildung 4 verdeutlicht, dass sich die durchschnittli-
chen Lernzuwächse nur geringfügig zwischen den SES-
Terzilen und den Leistungsvoraussetzungen unterschei-
den. Schüler:innen aus sozioökonomisch benachteiligten 
Familien profi tieren mindestens ebenso stark vom Be-
such des Gymnasiums wie ihre besser gestellten Peers. 
Besonders stark ausgeprägt sind die positiven Eff ekte bei 
Mädchen – insbesondere mit Blick auf ihre Hochschulam-
bitionen (Abbildung 5).

Ein bemerkenswerter Befund ist, dass sich die be-
obachteten Lernzuwächse kaum durch klassische 
Peer-Eff ekte – etwa die akademischen Leistungen der 
Mitschüler:innen – erklären lassen. Stattdessen scheint 

das Verhalten der Peers einen zentraleren Einfl uss zu 
haben. So zeigen unsere Analysen, dass positive Eff ek-
te eher mit dem sozialen Klima und der Vermeidung stö-
renden Verhaltens zusammenhängen als mit der Nachah-
mung besonders fl eißiger Mitschüler:innen.

In Mathematik zeigen sich für Mädchen etwa Peer-Eff ekte 
von 0,15 Standardabweichungen, wenn sie mit verhal-
tensstarken, nicht störenden Peers lernen – während sich 
keine vergleichbaren Eff ekte durch besonders leistungs-
starke oder fl eißige Peers nachweisen lassen. Dies legt 
nahe, dass bestehende Zuweisungskriterien, die vor al-
lem auf Noten oder Testergebnisse fokussieren, potenzi-
ell leistungsfähige, aber unkonventionelle Kandidat:innen 
vom Zugang zu förderlichen Lernumgebungen ausschlie-
ßen könnten. Zugleich deuten unsere Befunde darauf 
hin, dass Schüler:innen mit hohem sozialen Engagement 
selbst eine positive Wirkung auf das Lernumfeld ausüben 
können – sofern ihnen der Zugang zu leistungsstarken 
Programmen off ensteht.

Weitere Dimensionen der Ungleichheit zwei Jahre 

nach der Track-Zuweisung

Unsere Analyse belegt, dass die mit dem Besuch eines 
Gymnasiums verbundenen Lernzuwächse grundsätzlich 
unabhängig vom familiären Hintergrund oder der bisheri-
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-0,2
-0,1

0
0,1
0,2
0,3
0,4

E
ffe

kt
 d

es
 G

ym
na

si
al

be
su

ch
s

niedrig mittel hoch
-0,2
-0,1

0
0,1
0,2
0,3
0,4

E
ffe

kt
 d

es
 G

ym
na

si
al

be
su

ch
s

niedrig mittel hoch

-0,05

0

0,05

0,10

0,15

0,20

E
ffe

kt
 d

es
 G

ym
na

si
al

be
su

ch
s

-0,1

0

0,1

0,2

0,3

E
ffe

kt
 d

es
 G

ym
na

si
al

be
su

ch
s

männlich weiblich

a. Vorleistung b. Sozioökonomischer Status (SES)

c. Bildung der Eltern d. Geschlecht

kein Hoch- Hochschul-
schulabschluss abschluss



Wirtschaftsdienst 2025 | 9
676

Analysen Bildungspolitik

gen schulischen Leistung sind. In der Theorie könnte eine 
breitere Öff nung des Zugangs zu diesen Schulformen so-
mit zur Verringerung von Bildungsungleichheiten beitra-
gen – sowohl im Hinblick auf Lernergebnisse als auch auf 
Bildungsaspirationen.

In der Praxis jedoch zeigen sich deutliche Einschrän-
kungen: Die tatsächliche Realisierung dieser Poten-
ziale ist ungleich verteilt – insbesondere zulasten von 
Schüler:innen aus sozioökonomisch benachteiligten 
Haushalten. Wie Abbildung 6 verdeutlicht, bestehen zwei 
Jahre nach der Zuweisung weiterhin signifi kante Leis-
tungsunterschiede nach SES – und in einigen Fällen hat 
sich die Leistungsschere sogar vergrößert, insbesonde-
re im Bereich Mathematik. Dieser Befund lässt sich zu-
mindest teilweise durch Unterschiede im Zugang zu leis-
tungsstarken Schulprogrammen erklären.

Zudem zeigen unsere Daten, dass das Tracking indirekte 
Auswirkungen auf das Elternverhalten hat. In einer paral-
lel durchgeführten Studie (Klein & McNamara, 2025), die 
eine ähnliche Methodik verwendet wie Bach et al. (2024), 
zeigt sich: Eltern aus benachteiligten Verhältnissen inves-
tieren nach der Zuweisung ihres Kindes auf ein Gymnasi-
um verstärkt in dessen Bildung – etwa in Form von Nach-
hilfeunterricht. Diese Form privater Bildungsinvestitionen, 
auch als „Shadow Education“ bekannt, hat in den letzten 
Jahrzehnten international stark zugenommen (Hille et al., 
2016; Park et al., 2016). Sie stellt eine zentrale Strategie 
vieler Familien dar, um die Bildungs- und Zukunftschan-
cen ihrer Kinder zu verbessern.

Besonders relevant ist dabei: Soziale Unterschiede zei-
gen sich nicht nur in der Zuweisung selbst, sondern auch 
in der elterlichen Reaktion darauf. Eltern mit höherem so-
zioökonomischen Status sind tendenziell besser in der 
Lage, positive institutionelle Signale zu erkennen und 
entsprechend zu reagieren – z. B. durch zusätzliche För-
derung oder gezielte Schulwahl. Dies kann dazu führen, 
dass selbst wohlgemeinte Reformen unbeabsichtigt zur 
Reproduktion sozialer Ungleichheit beitragen. Unsere 
Ergebnisse legen daher nahe: Institutionelle Maßnahmen 
wie die Schulformzuweisung entfalten ihre volle Wirkung 
erst im Zusammenspiel mit dem Verhalten der beteiligten 
Akteure – insbesondere der Familien.

Diskussion: Eine Reformperspektive für das 

deutsche Trackingsystem

Deutschland verfügt über eines der frühesten und ri-
gidesten Trackingsysteme Europas. Die Aufteilung der 
Schüler:innen auf unterschiedliche weiterführende Schul-
formen erfolgt bereits im Alter von etwa zehn Jahren. Die-
ses System beruht auf der Annahme, dass leistungsstar-

ke Lernende von einer homogenen, leistungsorientierten 
Peergroup profi tieren und dass frühzeitige Diff erenzie-
rung es ermöglicht, den Unterricht optimal an verschie-
dene Leistungsniveaus anzupassen. Daraus ergibt sich 
eine weit verbreitete Sorge: Eine Öff nung des Zugangs 
zu gymnasialen Bildungsgängen könnte leistungsstarke 
Schüler:innen benachteiligen. Unsere Befunde sprechen 
jedoch gegen diese Annahme. Vielmehr legen sie nahe, 
dass inklusivere Zulassungspolitiken gerade für leis-
tungsschwächere und benachteiligte Gruppen erhebliche 
Lern- und Aspirationseff ekte mit sich bringen – ohne da-
bei den Bildungserfolg leistungsstarker Schüler:innen zu 
gefährden.

Zudem weisen unsere Ergebnisse darauf hin, dass nicht 
ausschließlich akademische Leistungen als Kriterium für 

Abbildung 6
Unterschiede im Lernerfolg nach sozioökonomischem 

Status (SES) zwei Jahre nach der Track-Zuweisung

Quelle: Klein und McNamara (2025).
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die Zuweisung berücksichtigt werden sollten. Aspek-
te wie Verhalten und Motivation könnten eine stärkere 
Rolle spielen – sowohl im Interesse der Betroff enen als 
auch zur Verbesserung des Lernumfelds insgesamt. Ein 
grundlegendes Umdenken im deutschen Trackingsystem 
könnte somit dazu beitragen, den doppelten Bildungs-
auftrag besser zu erfüllen: die individuelle Förderung von 
Talenten und die Stärkung von Chancengleichheit und 
sozialer Mobilität.

In der jüngeren bildungspolitischen Debatte in Deutsch-
land standen vor allem zwei Aspekte im Fokus: erstens 
die Subjektivität schulischer Empfehlungen und zwei-
tens die Aufhebung ihrer Verbindlichkeit (Bonefeld & 
Dickhäuser, 2018; Holtmann et al., 2024; Bach, 2023). 
Kritiker:innen befürchten, dass fl exiblere Zuweisungsre-
geln vor allem privilegierten Familien nutzen könnten, die 
tendenziell stärker auf das Gymnasium ausgerichtet sind. 
Empirische Befunde – etwa von Bach (2023) – zeigen je-
doch ein diff erenzierteres Bild: Zwar nutzen Familien mit 
hohem sozioökonomischem Status neue Wahlfreiheiten 
häufi ger, gleichzeitig steigt aber auch die Wahrscheinlich-
keit gymnasialer Einschulung für bildungsbenachteiligte 
Kinder mit entsprechender Eignung.

Aus unserer Sicht erscheint es daher entscheidend, die 
Zuweisungspraxis stärker an objektivierbaren und chan-
cenausgleichenden Kriterien auszurichten. Eine vollstän-
dige Abschaff ung des Trackings ist vermutlich weder re-
alistisch noch zwingend zielführend – sehr wohl aber eine 
stärkere Durchlässigkeit sowie spätere Zeitpunkte der 
Weichenstellung. Konkret könnten folgende Reformele-
mente zur Verbesserung beitragen:

• Spätere Track-Zuweisung, z. B. nach der sechsten 
Klasse,

• Flexible Übergänge zwischen Schulformen,
• Breitere Zulassungskriterien, die auch Verhalten und 

Lernpotenzial berücksichtigen,
• Standardisierte Eignungstests zur Ergänzung der Leh-

rerempfehlungen.

Gerade für Kinder mit Migrationshintergrund oder aus 
bildungsfernen Haushalten – die trotz vergleichbarer 
Leistungen seltener eine Gymnasialempfehlung erhalten 
(Diehl et al., 2024; Bonefeld & Dickhäuser, 2018; Dudas, 
2014) – könnten solche Maßnahmen den Zugang zu för-
derlichen Lernumgebungen erheblich verbessern.

Zudem zeigen bestehende Studien, dass schulwahlbe-
zogene Entscheidungen insbesondere in Haushalten mit 
niedrigem SES stark auf institutionelle Signale und die 
wahrgenommene Qualität von Schulformen reagieren 
(Bach, 2023). Reformen sollten daher nicht nur formale 

Zuweisungsmechanismen adressieren, sondern auch 
strukturelle Anreize und Wahrnehmungen in den Blick 
nehmen. Ein diff erenziertes Verständnis davon, wie Fa-
milien schulische Signale deuten und auf Peer-Kontexte 
reagieren, könnte maßgeblich dazu beitragen, Bildungs-
ungleichheiten abzubauen, ohne dabei das Ziel hoher 
Leistungsstandards aus dem Blick zu verlieren.

Literatur

Abdulkadiroğlu, A., Angrist, J. & Pathak, P. (2014). The Elite Illusion: 
Achievement Eff ects at Boston and New York Exam Schools. Econo-

metrica, 82(1), 137–196.
Bach, M., Klein, T. & McNamara, S. (2024). Access, Achievements, and 

Aspirations: The Impacts of School Tracking on Student Outcomes. 
ZEW Working Paper, Nr. 24-076.

Bach, M. (2023). Heterogeneous Responses to School Track Choice: Evi-
dence from the Repeal of Binding Track Recommendations. Econo-

mics of Education Review, 95, 102412.
Baden-Württemberg. (2025. 3. Februar). Gesetz zur Änderung des Schul-

gesetzes für Baden-Württemberg vom 29.1.2025. Gesetzblatt für 
Baden-Württemberg, Nr. 6.

Barrow, L., Sartain, L. & de la Torre, M. (2020). Increasing Access to Se-
lective High Schools through Place-Based Affi  rmative Action: Unin-
tended Consequences. American Economic Journal: Applied Econo-

mics, 12(4), 135–163.
Berkowitz, D. & Hoekstra, M. (2011). Does High School Quality Matter? 

Evidence from Admissions Data. Economics of Education Review, 
30(2), 280–288.

Berlin. (2024, 20. Juli). Zweites Gesetz zur Änderung des Schulgesetzes 
und weiterer Rechtsvorschriften vom 10.7.2024. Gesetz- und Verord-

nungsblatt für Berlin, 80(28).
Beuermann, D. & Jackson, K. (2022). The Short- and Long-Run Eff ects of 

Attending the Schools that Parents Prefer. Journal of Human Resour-

ces, 57(3), 725–746.
Blomeyer, D., Coneus, K., Laucht, M. & Pfeiff er, F. (2009). Initial Risk Ma-

trix, Home Resources, Ability Development and Children’s Achieve-
ment. Journal of the European Economic Association, 7(2-3), 638–648.

Blomeyer, D., Coneus, K., Laucht, M. & Pfeiff er, F. (2013). Early Life Ad-
versity and Children’s Competence Development: Evidence from the 
Mannheim Study of Children at Risk. Journal of Economics and Statis-

tics, 233(4), 468–485.
Bonefeld, M. & Dickhäuser, O. (2018). (Biased) Grading of Students‘ Per-

formance: Students‘ Names, Performance Level, and Implicit Atti-
tudes. Frontiers in Psychology, 9(481), 1–13.

Buchmann, C. & Park, H. (2009). Stratifi cation and the Formation of Ex-
pectations in Highly Diff erentiated Educational Systems. Research in 

Social Stratifi cation and Mobility, 27(4), 245–267.
Carrell, S., Hoekstra, M. & Kuka, E. (2018). The Long-Run Eff ects of Dis-

ruptive Peers. American Economic Review, 108(11), 3377–3415.
Cullen, J., Jacob, B. & Levitt, S. (2006). The Eff ect of School Choice on 

Participants: Evidence from Randomized Lotteries. Econometrica, 
74(5), 1191–1230.

Diehl, C., Pomianowicz, K. & Hinz, T. (2024). On the Wrong Track? Percei-

ved Track Mismatch among Ethnic Minority and Majority Students in the 

German Educational System. Working Paper, Nr. 35, Cluster of Excel-
lence “The Politics of Inequality”. Universität Konstanz.

Dudas, D.-F. (2014). Die prognostische Validität der nichtverbindlichen 

Gymnasialempfehlung am Ende der Grundschulzeit [Dissertation, 
Technische Universität Dortmund].

Dufl o, E., Dupas, P. & Kremer, M. (2011). Peer Eff ects, Teacher Incentives, 
and the Impact of Tracking: Evidence from a Randomized Evaluation 
in Kenya. American Economic Review, 101(5), 1739–1774.

Hastings, J. & Weinstein, J. (2008). Information, School Choice, and Aca-
demic Achievement: Evidence from Two Experiments. The Quarterly 

Journal of Economics, 123(4), 1373–1414.
Heisig, J. P. & Matthewes, S. H. (2022). No Evidence that Strict Educa-

tional Tracking Improves Student Performance through Classroom 



Wirtschaftsdienst 2025 | 9
678

Analysen Bildungspolitik

Homogeneity: A Critical Reanalysis of Esser and Seuring (2020). Zeit-

schrift Für Soziologie, 51(1), 99–111.
Hille, A., Spieß, C. K. & Staneva, M. (2016). More and More Students, Es-

pecially those from Middle-Income Households, are Using Private Tu-
toring. DIW Economic Bulletin, 6, 63–71.

Holtmann, M., Rjosk, C., Jansen, M. & Lüdtke, O. (2024). The Double-
Edged Sword of De-Tracking Reforms in Germany: Using a Diff e-
rence-In-Diff erences Approach to Estimate Eff ects on Students‘ Edu-
cational Aspirations and Their Association With Students‘ Socioeco-
nomic Backgrounds. Studies in Educational Evaluation, 81, 101350.

Jackson, K. (2010). Do Students Benefi t from Attending Better Schools? 
Evidence from Rule-based Student Assignments in Trinidad and To-
bago. The Economic Journal, 120, 1399–1429.

Klein, T. & McNamara, S. (2025). Sorting, Status, and Shadow Education: 
How Track Placement Shapes Parental Investment. ZEW Discussion 

Paper, Nr. 25-023.
Lucas, A. & Mbiti, I. (2012). Access, Sorting, and Achievement: The Short-

Run Eff ects of Free Primary Education in Kenya. American Economic 

Journal: Applied Economics, 4(4), 226–53.

Park, H., Buchmann, C., Choi, J. & Merry, J. J. (2016). Learning Beyond 
the School Walls: Trends and Implications. Annual Review of Sociolo-

gy, 42, 231–252.
Pfeiff er, F. (2010). Entwicklung und Ungleichheit von Fähigkeiten: Anmer-

kungen aus ökonomischer Sicht. In H.-H. Krüger, U. Rabe-Kleberg, 
R.-T. Kramer & J. Bude (Hrsg.), Bildungsungleichheit revisited. Bildung 

und soziale Ungleichheit vom Kindergarten bis zur Hochschule. Studien 
zur Schul- und Bildungsforschung (Bd. 30, S. 25–44). Verlag für Sozi-
alwissenschaften.

Reichelt, M., Collischon, M. & Eberl, A. (2019). School Tracking and its 
Role in Social Reproduction: Reinforcing Educational Inheritance and 
the Direct Eff ects of Social Origin. British Journal of Sociology, 70(4), 
1323–1348.

Sachsen-Anhalt. (2025). Runderlass des Ministeriums für Bildung „Auf-
nahme an weiterführenden Schulen“, 8. Änderung vom 23.1.2025. 
Schulverwaltungsblatt des Landes Sachsen-Anhalt (SVBl. LSA), 34(1).

Zimmermann, T. (2020). Social Infl uence or Rational Choice? Two Models 
and Their Contribution to Explaining Class Diff erentials in Student 
Educational Aspirations. European Sociological Review, 36(1), 65–81.

Title: Consequences of (too) early performance diff erentiation: Lessons from Hungary for the German school system
Abstract: School tracking divides students early by performance, but its eff ect on skill development is contested. We fi nd that broader 
access to grammar schools boosts achievement and university ambitions across social groups, while peer quality has little infl uence 
– casting doubt on strict performance-based selection. Yet children from disadvantaged families benefi t less, as rigid admission rules 
often exclude them, thus deepening inequality. Germany’s early, fi xed tracking worsens this problem. New evidence therefore calls for 
reform-oriented debates that prioritise educational equity. Policymakers should relax admission criteria, set later assignment dates and 
increase permeability.
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Wir präsentieren erste Beobachtungen und Untersu-
chungen dazu, inwiefern die Neuausrichtung der US-
amerikanischen Zollpolitik nach der zweiten Wahl Do-
nald Trumps zum US-Präsidenten im November 2024 
den deutschen Export in die USA beeinfl usst hat. 
Bereits im Wahlkampf hatte Trump drastische Maß-
nahmen angekündigt, vorrangig mit dem Ziel, die be-
stehenden Handelsungleichgewichte zu beseitigen 
und neue Produktion im eigenen Land anzusiedeln. 
Mit einem Gesamtausfuhrwert von 11,5 Mrd. €, Stand 
Juni 2025, sind die USA der wichtigste Exportpartner 
Deutschlands (Statistisches Bundesamt, 2025a). Zu 

den wichtigsten exportierten Warengruppen gehören 
Maschinen, Apparate, mechanische Geräte (2,4 Mrd. €), 
pharmazeutische Erzeugnisse (2,1 Mrd. €), Kraft- und 
Landfahrzeuge (2,1 Mrd. €), elektrotechnische Erzeug-
nisse (1,2 Mrd. €) sowie optische und fotografi sche Er-
zeugnisse (1 Mrd. €).

Die Zollpolitik der vergangenen Monate war geprägt von 
mehrfachen und teils wechselhaften Ankündigungen, 
Zollerhöhungen und -aussetzungen, die zu einer immen-
sen Unsicherheit führten.

Erwartete Auswirkungen höherer Importzölle

Zölle müssen vom Importeur getragen werden und kön-
nen bei abgeschlossenen Verträgen nicht auf den Expor-
teur überwälzt werden. Damit tragen also amerikanische 
Unternehmen und, wenn sie die Erhöhungen entspre-
chend weitergeben, auch deren Kunden – also über-
wiegend amerikanische Haushalte – die Konsequenzen 
(Schneemann et al., 2025). Diese Verteuerung kann zu 
Ausweicheff ekten führen, d. h. Käufer suchen nach güns-
tigeren Produkten und internationale Liefer- und Han-
delsketten werden verändert. Die Exportunternehmen in 
Deutschland müssen davon ausgehen, dass mit neuen 
Vertragsabschlüssen die Absatzmengen zurückgehen 
und seitens der US-Importeure Druck auf die Warenprei-
se (vor Zoll) und damit auf die Gewinnmargen ausgeübt 
wird.

Deshalb kann es zu Vorzieheff ekten kommen: Um noch 
vor Zollerhöhung von den zuvor günstigeren Bedingun-
gen zu profi tieren, können Unternehmen versuchen, Wa-
renexporte vorzuziehen. In den USA müssen dafür Lager-
bestände erhöht werden, was attraktiv ist, solange die 
zusätzlichen Lagerhaltungskosten geringer sind als die 
zukünftigen Zoll- und Preissteigerungen.
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Quelle: Statistisches Bundesamt (2025a), eigene Berechnung.

Abbildung 1
Exporte aus Deutschland in die USA und in den Rest 

der Welt, Vergleich der Preiseff ekte

Oktober 2024 bis Juni 2025, saison- und kalenderbereinigt, real und 
nominal, Oktober 2024 = 100

Tatsächliche Exportentwicklung

Abbildung 1 zeigt einen deutlichen Rückgang der preis-, 
saison- und kalenderbereinigten Ausfuhrwerte1 aus 
Deutschland seit April 2025, dem Monat der Einführung 
des Basiszolls sowie der meisten Sonderzölle. Zuvor, in 
den Monaten Februar und März, erkennt man starke Ex-
portanstiege, was auf Vorzieheff ekte hindeutet. Im Ver-
gleich dazu entwickelten sich die Exporte in den Rest der 
Welt seit Jahresanfang stabil. Preiseff ekte haben bis Juni 
2025 off ensichtlich keine relevante Rolle gespielt.

Zur genaueren Untersuchung haben wir ausgewählte Wa-
rengruppen mit relevantem Exportwert nach ihrer Betrof-
fenheit von den Zollankündigungen bzw. -entscheidun-
gen kategorisiert und in ihrer Exportentwicklung mitein-
ander verglichen. Tabelle 1 zeigt die preis-, saison- und 
kalenderbereinigten Ausfuhr-Indexwerte der jeweils ent-
haltenen Warengruppen normiert auf Oktober 2024 = 100. 
Die hellblaue Markierung in den Spalten veranschaulicht 
die Betroff enheit.

1 Preisbereinigung auf Basis von Indizes des U.S. Bureau of Labor Sta-
tistics für Importe aus Deutschland sowie der Wechselkurse. In der 
Regel wurde der Index für Waren der NAICS-Kategorie „Manufac-
turing pt.3“, in Einzelfällen auch der spezialisierte Index „Computer 
and Electronic Product Manufacturing“ angewandt. Für alle weiteren 
Warengruppen wurde ein Index für alle Restwerte abgeleitet und an-
gewandt. Es erfolgte eine Saison- und Kalenderbereinigung auf Basis 
von ARIMA 12, angelehnt an Statistisches Bundesamt (2021).

Kategorie 1: Sonderzölle

In einer ersten Kategorie sind jene Warengruppen enthal-
ten, für die bereits im Februar hohe Sonderzölle diskutiert 
und anschließend schnell umgesetzt wurden. Auf sie ent-
fallen 23 % des deutschen Warenexportwertes in die USA. 
Insgesamt zeigt sich sowohl ein Vorzieh- als auch ein Zoll-
eff ekt: Der Exportindex stieg preis-, saison- und kalender-
bereinigt im Zeitraum Januar bis März auf 105,9 an und 
sank anschließend auf 88,3 für den Zeitraum April bis Juni. 
So zeigte beispielsweise die exportstärkste Gruppe der 
Kraft- und Landfahrzeuge (bereinigter Exportwert knapp 
2,5 Mrd. €) deutliche Vorzieheff ekte in den Monaten Januar 
bis März. Nach der Einführung der Sonderzölle von 27,5 % 
im April sanken die Werte unter das Niveau im Herbst 2024.

Die Warengruppen in dieser Kategorie reagieren je nach 
(vorübergehender) Substituierbarkeit der verteuerten Wa-
re. Die Exporte von Autos sind deutlich gesunken. Dem-
gegenüber sind viele amerikanische Industriebetriebe auf 
bestimmte Mengen an Stahl, Eisen und Aluminium ange-
wiesen – hinsichtlich Eisen und Stahl haben die Importe 
entsprechend verzögert reagiert.

Kategorie 2: Basiszoll

Für diese Warengruppen galt seit April 2025 ein Basiszoll 
von 10 %, sie machen rund ein Drittel der Exporte aus. Mit 
einem durchschnittlichen Indexwert von 101,9 für Januar 
bis März sind die Vorzieheff ekte in dieser Kategorie nied-
riger, aber der Rückgang der Exporte ist mit 96,0 für April 
bis Juni ebenfalls deutlich. Hierzu zählen beispielsweise 
der Maschinenbau und Kunststoff e. Optische und foto-
grafi sche Erzeugnisse haben demgegenüber stabile und 
im Vergleich zum Herbst höhere Indexwerte, hier zeigen 
sich kaum Veränderungen nach der Zollerhöhung.

Kategorie 3: Teilausnahmen

In einer dritten und mit 5 % Exportanteil kleinen Kategorie 
befi nden sich Warengruppen, für welche in Teilbereichen 
Ausnahmen von den neuen Zolltarifen gelten. Inwiefern sie 
durch den Basiszoll beeinfl usst sind, lässt sich aufgrund 
der Warenmischung schwer abschätzen. Aggregiert be-
trachtet nehmen die Exporte dieser Gruppe im Vergleich 
zu Herbst 2024 zu, was in Zusammenhang mit Vorziehef-
fekten stehen kann. Indirekt können auch einige ausge-
nommene Waren betroff en sein, da Zollerhöhungen in der 
Zukunft nicht ausgeschlossen werden können.

Kategorie 4: Ausnahmen

Für diese Warengruppen (Exportanteil von rund 25 %) 
gelten bislang Ausnahmen, allerdings führt die USA in 
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Monat
Novem-
ber 2024

Dezem-
ber 2024

Januar 
2025

Februar 
2025

März 
2025

April 
2025

Mai 
2025

Juni 
2025

Durch-
schnitt Jan 

bis März

Durch-
schnitt April 

bis Juni

Warenwert 
Juni 2025 
(Mrd. €)

Insgesamt 109,95 102,84 103,57 113,54 114,45 105,59 101,53 95,14 110,5 100,8 12.538

Kategorie 1: Sonderzoll

Kraftfahrzeuge, Land-
fahrzeuge 97,39 90,30 105,63 107,36 103,59 94,29 84,01 80,47 105,5 86,3 2.506

Waren aus Eisen oder 
Stahl 109,25 116,93 117,13 106,74 109,70 105,22 121,25 102,11 111,2 109,5 222

Eisen und Stahl 97,68 114,55 110,18 117,14 102,94 105,62 107,98 89,95 110,1 101,2 103

Aluminium und Waren 
daraus 101,44 96,94 84,24 105,83 99,75 90,75 92,09 89,11 96,6 90,7 58

Summe 98,21 92,86 106,09 107,61 103,88 95,27 87,24 82,28 105,9 88,3 2.888

Kategorie 2: Basiszoll

Maschinen, Appara-
te und mechanische 
Geräte 105,02 102,75 101,33 109,21 105,19 100,35 99,33 98,51 105,2 99,4 2.805

Luftfahrzeuge, Raum-
fahrzeuge 212,32 88,48 27,07 85,19 47,61 45,58 26,10 24,22 53,3 32,0 93

Optische, fotografi sche 
usw. Erzeugnisse 100,30 103,40 107,70 109,73 112,16 109,20 107,34 109,71 109,9 108,7 1.247

Kunststoff e und Waren 
daraus 100,53 105,78 103,16 104,84 100,79 98,56 96,61 98,80 102,9 98,0 285

Summe 112,48 101,91 96,85 107,08 101,85 97,86 95,05 95,11 101,9 96,0 4.430

Kategorie 3: Teilausnahme

Perlen, Edelsteine, 
Edelmetalle 96,66 86,31 95,74 153,91 117,08 68,11 94,91 102,07 122,2 88,4 211

Verschiedene Erzeug-
nisse der Chemischen 
Industrie 98,82 72,11 87,29 90,38 86,60 81,61 81,54 70,65 88,1 77,9 164

Organische chemische 
Erzeugnisse 108,00 104,50 117,89 110,79 130,43 246,71 121,94 108,65 119,7 159,1 182

Anorganische chemi-
sche Erzeugnisse 315,12 91,11 130,52 111,62 115,27 337,83 130,03 98,95 119,1 188,9 67

Andere unedle Metalle, 
Cermets usw. 80,84 119,25 104,19 140,44 119,17 102,12 106,34 79,52 121,3 96,0 31

Summe 119,81 88,21 101,94 118,35 110,23 141,82 100,85 91,85 110,2 111,5 656

Kategorie 4: Ausnahme

Pharmazeutische 
Erzeugnisse 108,30 100,24 82,57 119,80 136,29 106,01 113,11 94,28 112,9 104,5 1.893

Elektrotechnische 
Erzeugnisse 108,25 107,49 113,36 112,01 120,74 107,94 109,26 103,26 115,4 106,8 1.360

Kupfer und Waren 
daraus 104,92 103,45 219,01 127,43 110,77 116,39 117,08 113,32 152,4 115,6 95

Holz, Holzwaren, 
Holzkohle 97,80 115,39 124,52 117,00 96,18 100,33 99,66 113,20 112,6 104,4 71

Nickel und Waren 
daraus 109,94 103,90 101,31 106,67 116,10 109,25 90,32 105,16 108,0 101,6 26

Summe 108,02 103,35 98,33 116,91 128,96 106,91 111,35 98,53 114,7 105,6 3.444

Tabelle 1
Exporte Deutschlands in die USA, Oktober 2024 bis Juni 2025

Index: Oktober 2024 = 100

Quelle: Statisches Bundesamt (2025a), eigene Berechnungen.
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Teilbereichen Untersuchungen (Section 232) durch, um 
die zukünftige Zollhöhe für diese zu bestimmen. So wur-
de für pharmazeutische Produkte mehrfach eine Erhö-
hung angekündigt, teils mit einem Zollsatz von 250 %. 
Exporteure und Importeure dürften deshalb bemüht 
sein, so viele Geschäfte wie möglich vorzuziehen, was 
sich in der Exportentwicklung auch zeigt. Für Januar 
bis März liegt der durchschnittliche Indexwert bei 114,7. 
In den drei Folgemonaten geht er auf 105,6 zurück, ge-
genüber Herbst 2024 zeigt sich also keine Verschlech-
terung.

Die Export reduzierende Wirkung der Einführung der Son-
der- und Basiszölle wird auch bei einer Diff erenzen-in-Dif-
ferenzen-Schätzung sichtbar, wobei wir für das Treatment 
Kategorie 1 und 2 ab April 2025 betrachten. Dabei zeigt 
sich eine Reduktion um 14 %.

Erste Veränderungen bei chinesischen Importen

Für China schwankte das Handelsverhältnis zu den USA 
zwischen hohen Zollandrohungen und deren Ausset-
zung. Im Durchschnitt wurde im betrachteten Zeitraum ein 
Zoll von ungefähr 50 % auf chinesische Waren wirksam. 
Die deutsche Wirtschaft fürchtet daher Ausweichreak-
tionen (Hutter, 2023). Ein höherer Import von Waren, die 
China deutlich kostengünstiger herstellen kann, würde in 
Deutschland Preisdruck nach unten erzeugen und man-
che Produktion unrentabel machen. Bei Kupfer (+91 %), 
bei Bekleidung (+24 %) und bei Spielzeug, Spielen und 
Sportgeräten (+12 %) zeigt sich tatsächlich eine deutliche 
Zunahme der preis-, saison- und kalenderbereinigten Im-
porte.2 Der Gesamtimport weist dagegen noch keine klare 
Tendenz auf.

2 Vgl. Indexbildung mit Normierung auf Oktober 2024, in Anlehnung an 
die Analysen zur USA. Einfuhrwerte des Statistischen Bundesamts 
(2025a) und Bereinigung mit Index der Einfuhrpreise Nicht-Euro-Län-
der des Statistischen Bundesamts (2025b).

Title: The chaos of the tarriff s confl icts: An interim assessment
Abstract: The realignment of US customs policy under President Trump is having a signifi cant impact on German exports: advance 
eff ects in spring 2025 turned into noticeable declines from April onwards. Product groups subject to special or basic customs duties, 
such as vehicles and machinery, are particularly aff ected. Exporters must expect price pressure and declining margins. At the same 
time, German imports are rising in areas with favourable customs tariff s, such as Chinese clothing and toys, which poses new competi-
tive risks. The German economy faces the challenge of increasing effi  ciency and opening up new markets.

Zusammenfassung

In unseren Analysen beobachten wir deutliche Reaktionen 
auf die US-Zollpolitik im Sinne von Vorzieheff ekten und Ex-
portrückgängen. Dabei scheinen Einsetzen und Ausmaß 
aktuell vor allem davon bestimmt, ob auf amerikanischer 
Seite die betreff enden Waren substituiert bzw. Käufe aufge-
schoben werden können und ob die eingeführten Waren als 
Vorprodukte der amerikanischen Wirtschaft kurzfristig er-
setzbar sind. Ein erster Blick auf die Importe aus China weist 
zudem darauf hin, dass es auch global zu Veränderungen in 
den Handelsbeziehungen kommt. In einigen Warengruppen, 
die China kostengünstiger herstellen kann als Deutschland, 
sind die deutschen Importe zuletzt sichtbar gestiegen.

Angesichts der Herausforderungen für die deutsche Wirt-
schaft werden deutliche Effi  zienzsteigerungen unumgäng-
lich sein (Matthes & Sultan, 2025). Zudem kommt es darauf 
an, neue Märkte und Geschäftsmodelle zu erschließen: So 
könnten die Bruttoinlandsprodukt-Verluste infolge eines 
15 %-igen Basiszolls durch Halbierung der Zölle gegen-
über dem Rest der Welt kompensiert werden (Schnee-
mann et al., 2025).
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Seit Beginn des russischen Angriff skrieges in der Ukrai-
ne hat die europäische Politik einen Schwerpunkt auf die 
Steigerung der Verteidigungsfähigkeit gelegt. Im Zuge des 
„Readiness 2030“-Plans hat die Europäische Kommissi-
on im März dieses Jahres einen Rahmen für eine koordi-
nierte Ausweitung der europäischen militärischen Kapa-
zitäten vorgestellt (Europäische Kommission, 2025). Auf 
dem jüngsten NATO-Gipfel verpfl ichteten sich die NATO-
Mitgliedstaaten darüber hinaus ihre Verteidigungsausga-
ben bis 2035 von 2 % auf 5 % des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) anzuheben. Das Ziel beinhaltet eine Ausweitung der 
„Kern“-Verteidigungsausgaben auf 3,5 % sowie zusätzli-
che Ausgaben von 1,5 % des BIP für verteidigungs- und si-
cherheitsrelevante Infrastruktur, Netzwerke und Industrie. 
Die angestrebte kurzfristige Erhöhung der Verteidigungs-
ausgaben ist für die meisten Länder ambitioniert. 2024 la-
gen die Verteidigungsaufwendungen (gem. NATO-Defi ni-
tion) der 16 NATO-Mitgliedstaaten aus dem Euroraum bei 
1,8 % des BIP (rund 260 Mrd. €). Damit blieben die Länder, 
trotz einer deutlichen Ausweitung der Verteidigungsausga-
ben, noch weit unterhalb der neuen NATO-Zielmarke. Die 
Verpfl ichtung zu weiteren Ausgaben in Höhe von 1,5 % des 
BIP zur Aufrüstung der Verteidigungs- und Sicherheitsinfra-
struktur zielt darauf ab, kritische Infrastrukturen zu schüt-
zen, digitale Netzwerke zu verteidigen sowie die zivile Wi-
derstandsfähigkeit zu stärken. Durch die recht off ene De-
fi nition dieser Ausgaben gibt es jedoch einen erheblichen 
Gestaltungsspielraum, und es bleibt abzuwarten, inwieweit 
zusätzliche Investitionen getätigt oder bereits geplante 
Ausgaben dieser neuen Kategorie zugeordnet werden.

Innerhalb der EU wird im Rahmen des „Readi-
ness  2030“-Plans der Europäischen Kommission für die 
Mitgliedstaaten kurzfristig fi skalischer Spielraum geschaf-
fen, um die Verteidigungsausgaben trotz vielerorts an-
gespannter Haushaltslagen zu erhöhen. Vorgesehen ist 
die Möglichkeit zusätzlicher Verschuldung auf nationaler 
Ebene zur Ausweitung der Verteidigungsausgaben und die 
Ausgabe neuer Kredite auf EU-Ebene. Bis Juli 2025 melde-
ten 18 Länder Interesse an einer Zuteilung dieser EU-Kre-
ditmittel an, welche insgesamt ein Volumen von maximal 
150 Mrd. € umfassen sollen. Dieses sogenannte Security 
Action for Europe (SAFE) Programm soll es Mitgliedstaaten 
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ermöglichen, Kredite zu günstigeren Konditionen zu erhal-
ten, als durch die Ausgabe von nationalen Anleihen.

Insgesamt dürfte die Ausweitung der Verteidigungsaus-
gaben in den EU-Ländern sehr unterschiedlich verlaufen. 
Einige Länder haben eine moderate Verschuldung, da-
runter Deutschland, wo sogar das nationale fi skalische 
Regelwerk angepasst wurde, um einen raschen Anstieg 
der Verteidigungsausgaben zu ermöglichen, oder sie lie-
gen in geografi scher Nähe zu Russland und es bestehen 
entsprechend starke Anreize zur Ausweitung der Militär-
ausgaben. Mitgliedstaaten, deren fi skalischer Spielraum 
weitgehend ausgereizt ist und die bereits zu fi skalischen 
Konsolidierungsmaßnahmen gezwungen waren, wie 
Frankreich, Belgien und Italien, dürften den Ausbau der 
Verteidigungskapazitäten deutlich langsamer vorantrei-
ben. Spanien hat sich zuletzt sogar ausdrücklich gegen 
die neuen Ausgabenziele der NATO positioniert.

Die Fiskalregeln werden insoweit gelockert, als die Mög-
lichkeit zur Aktivierung der National Escape Clause (NEC) 
bis 2028 gegeben wird, sodass Mitgliedstaaten den mit 
der Europäischen Kommission vereinbarten maximalen 
Nettoausgabenpfad überschreiten können, vorausge-
setzt, die zusätzlichen Mittel werden für eine Ausweitung 
der Verteidigungsausgaben eingesetzt. Diese können um 
bis zu 1,5 % gegenüber dem jeweiligen Niveau im Jahr 
2021 angehoben werden, ohne bei einem Verstoß gegen 
die Fiskalregeln ein Defi zitverfahren auszulösen. Bisher 
haben 16 Länder angekündigt, die NEC nutzen zu wollen. 
Die Berücksichtigung der Verteidigungsausgaben des 
Jahres 2021 als Referenzwert führt dazu, dass auch der 
zwischen 2021 und 2024 bereits vollzogene Anstieg der 
Verteidigungsausgaben vom zusätzlichen fi skalischen 
Spielraum erfasst wird. Der Anstieg belief sich in der EU 
insgesamt auf etwa 0,6 % des BIP, war aber insbesondere 
in den Ländern an der östlichen Grenze der EU deutlich 
höher. Dänemark, Estland und Litauen werden ihre Vertei-
digungsausgaben voraussichtlich bereits in diesem Jahr 
um mehr als 1,5 % des BIP im Vergleich zu 2021 gesteigert 
haben (Abbildung 1). Damit kann der durch das Ziehen 
der NEC erschlossene zusätzliche fi skalische Spielraum 
zu Teilen für die Finanzierung des bereits bestehenden 
Niveaus der Verteidigungsausgaben verwendet werden, 
was den Impuls für zusätzliche Militärausgaben mindert. 
Insgesamt stehen den Ländern, die die NEC aktiviert ha-
ben und noch über zusätzlichen Ausgabenspielraum ver-
fügen, schätzungsweise rund 20 Mrd. € pro Jahr (gemes-
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sen in Werten von 2021) für weitere Verteidigungsausga-
ben zur Verfügung (vorausgesetzt die Obergrenze in Höhe 
von 1,5 % würde vollständig genutzt werden). Der zusätz-
liche Spielraum ist begrenzt, da Deutschland mit einer Er-
höhung um 1,4 % des BIP seit 2021 seine Möglichkeiten 
unter der NEC nahezu ausgeschöpft hat und andere große 
Euroraum-Länder wie Frankreich, Italien und Spanien die 
NEC nicht aktiviert haben.

Gemäß den Projektionen der Europäischen Kommission 
ergeben sich für alle Länder, die die NEC aktivieren, im 
Vergleich zu den vereinbarten mittelfristigen nationalen 
Haushalts- und Strukturplänen deutliche Erhöhungen der 
bis 2028 erwarteten Defi zite und Schuldenquoten. Die 
meisten Mitgliedstaaten würden, ohne eine Anpassung 
der Haushalte, nach 2028 den Vorgaben in Form einer 
Schuldenquote von weniger als 60 % und einer Defi zit-
quote von nicht mehr als 3 %, nicht entsprechen können. 
Das langfristige Aufrechterhalten erhöhter Verteidigungs-
ausgaben stellt hochverschuldete Länder daher vor haus-
haltspolitische Herausforderungen.

Inwieweit von den zusätzlichen Verteidigungsausgaben 
konjunkturelle Impulse für die europäische Wirtschaft 
ausgehen, hängt nicht zuletzt davon ab, welcher Anteil 
des zusätzlichen Bedarfs an militärischen Gütern durch 
die europäische Verteidigungsindustrie gedeckt werden 
kann. Der Aufbau der benötigten Infrastruktur und Pro-
duktionskapazitäten in Europa gestaltet sich voraussicht-
lich recht langwierig und Rüstungsgüter werden vorerst 
weiterhin zu größeren Teilen außerhalb der EU beschaff t 
werden müssen. Schätzungen zufolge fl ossen zwischen 
Juni 2022 und Juni 2023 rund 78 % der europäischen Be-
schaff ungsmittel an Lieferanten außerhalb der EU, wobei 

Abbildung 1
Verteidigungsausgaben und maximaler 

Ausgabenspielraum1, 2025

1 Unter den Vorgaben der nationalen Ausweichklausel.

Quelle: Rat der Europäischen Union, Empfehlungen zur Aktivierung der 
nationalen Ausweichklauseln vom 8. Juli 2025; Eurostat, Berechnungen 
des IfW Kiel.

63 % auf die Vereinigten Staaten entfi elen (Draghi, 2024). 
Eine alternative Schätzung des Internationalen Instituts 
für Strategische Studien (IISS, 2024) veranschlagt etwa 
52 % der Ausgaben für europäische Systeme und 34 % 
für US-Systeme, während die übrigen 14 % auf Anbieter 
aus Brasilien, Israel und Südkorea entfallen. Andere Stu-
dien kommen zu einer geringeren Abhängigkeit von Im-
porten. Beispielsweise legt die Analyse von Mejino-López 
und Wolff  (2024) nahe, dass das Ziel von 50 % für militäri-
sche Beschaff ungen aus der EU bereits erreicht wird. So 
oder so wäre gerade kurzfristig die Abhängigkeit von Im-
porten beträchtlich und würde die wirtschaftlichen Impul-
se der zusätzlichen Militärausgaben dämpfen.

Zu den realwirtschaftlichen Auswirkungen von staatlichen 
Ausgabensteigerungen liegen zahlreiche Studien vor. 
Umfassende Literaturauswertungen (Ramey, 2019) kom-
men auch mit Blick auf Militärausgaben (Ilzetzki, 2025) zu 
dem Ergebnis, dass zusätzliche staatliche Ausgaben im 
Umfang von 1 % des BIP die Wirtschaftsleistung in einer 
Bandbreite von 0,6 % bis 1 % erhöhen. Die Europäische 
Zentralbank (2025) geht in einer Analyse davon aus, dass 
die Verteidigungsausgaben im Euroraum im Einklang mit 
den derzeitigen fi skalischen und politischen Rahmenbe-
dingungen zwischen 2025 und 2027 nur allmählich um 
0,3 % des BIP erhöht werden. Dementsprechend ist die 
geschätzte Wirkung auf das BIP mit einem Beitrag zur Zu-
wachsrate von jeweils 0,1 Prozentpunkten in den Jahren 
2026 und 2027 gering. Mit den für die Analyse unterstell-
ten moderaten Ausgabensteigerungen wären die in der 
NATO vereinbarten Ziele noch bei Weitem nicht erreicht. 
Ungleich größere wirtschaftliche Eff ekte könnten sich 
perspektivisch ergeben, wenn die Verteidigungsausga-
ben entsprechend der Vereinbarungen deutlich stärker 
auf 3,5 % des BIP erhöht würden (Ilzetzki, 2025).

Jan Reents

Kiel Institut für Weltwirtschaft
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